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 4 / Geleitwort

Mit großer Freude komme ich der Bitte der Friedrich-Ebert-Stiftung nach, ein Geleit-

wort zur Publikation „Krisen vorbeugen – Konflikte lösen – Frieden sichern, Beiträge der

Friedrich-Ebert-Stiftung zur zivilen Konfliktbearbeitung“ zu verfassen. Mich erfüllt diese

Bitte insofern mit Stolz, als diese renommierte politische Stiftung sich immer wieder für

Frieden, Freiheit und Entwicklung auf der ganzen Welt einsetzt. Mein Heimatland Afgha-

nistan begleitet die Stiftung intensiv auf dem Weg zu dauerhaftem Frieden und Wieder-

aufbau. Deshalb möchte ich die Stiftung auch gerne als enge Freundin unseres Landes be-

zeichnen.

Nach über 20-jährigem Krieg und Bürgerkrieg hat Afghanistan sehr schmerzhaft am ei-

genen Leibe erfahren müssen, wie es ist, unter die Räder der internationalen Politik zu

kommen und zu erleben, wie destruktiv ein mit militärischen Mitteln ausgetragener Kon-

flikt sein kann. Mit der Vermittlung des Petersberger Abkommens zu Afghanistan im

Dezember 2001 haben wir nun eine historische Chance, Afghanistan dauerhaft zu stabi-

lisieren. In unserer Gesellschaft bestehen infolge der über zwei Jahrzehnte langen Kriegs-

erfahrung zahlreiche Konfliktlinien.

Geleitwort

von Hamid Karzai,

Präsident von Afghanistan
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Deshalb benötigen wir nun alle erdenklichen Möglichkeiten der zivilen Konfliktbeilegung:

Akteure aus Politik und Gesellschaft müssen dauerhaft miteinander in einen Dialog ein-

treten, Wiederaufbauprojekte sollen konfliktsensitiv geplant werden, so dass alle Bevöl-

kerungsgruppen gleichermaßen am Wiederaufbau teilhaben können, eine unabhängige

Medienlandschaft soll entstehen und wir wollen mit unseren Nachbarn auf regionaler

Ebene im politischen und wirtschaftlichen Bereich vertrauensvoll zusammenarbeiten.

Die Friedenskonferenz auf dem Petersberg bei Bonn stand unter der Schirmherrschaft der

Vereinten Nationen. Die Deutschen, mit denen wir Afghanen uns in enger Freundschaft

verbunden fühlen, haben sich als großzügige und vertrauensvolle Gastgeber gezeigt. Wir

verstehen es als Freundschaftsbeweis, dass Deutschland nie aufgegeben hat, sich für Frie-

den in unserem Land stark zu machen. Bei dieser Verbindung spielt die Friedrich-Ebert-

Stiftung eine besondere Rolle. Die Friedensinitiativen für Afghanistan von Willy Brandt

sind unvergessen. Dann hat 1998 eine von der Friedrich-Ebert-Stiftung organisierte Afgha-

nistan-Konferenz in Bonn stattgefunden, bei der ein mögliches Friedensabkommen und

die Abhaltung einer Loya Jirga (Großen Ratsversammlung) erörtert wurden. Auch ich per-

sönlich war damals in Bonn anwesend und habe diesen Austausch sehr geschätzt, da er

Weichenstellungen für unseren heutigen Friedensprozess geleistet hat.

Des Weiteren hat die Friedrich-Ebert-Stiftung Ende Februar 2002 als eine der ersten aus-

ländischen Organisationen ein Büro in Kabul eröffnet und zeigte unserem Land damit,

dass die international zugesicherte Unterstützung vor Ort auch tatsächlich erfolgen sollte.

Auch haben mehrere Veranstaltungen zu Afghanistan die Öffentlichkeit auf die Schwie-

rigkeiten unseres Landes aufmerksam gemacht. Ferner war es die Friedrich-Ebert-Stiftung

in Zusammenarbeit mit der Afghanischen Botschaft in Berlin, die es mir bei meinem

Deutschlandbesuch im März 2002 ermöglichte, zu fast 1.000 meiner Landsleute zu spre-

chen, die im deutschen Exil leben. Für dieses Engagement möchte ich der Stiftung herz-

lich danken.

Ich möchte Afghanistan und vielen anderen Partnerländern auf der ganzen Welt wün-

schen, dass die Stiftung weiterhin so entschieden für Demokratie, Frieden und Entwick-

lung eintritt. Es ist in der heutigen Welt, die zunehmend von Kriegen, Konflikten und

Krisen geschüttelt wird, sehr wichtig, dass ein Schwerpunkt der internationalen Zusam-

menarbeit – wie auch bei der Friedrich-Ebert-Stiftung – im Bereich der Konfliktbearbei-

tung liegt.

Diese Expertise ist von einem unüberschätzbaren Wert für Partner in der ganzen Welt.

Schließen möchte ich mit der Hoffnung, dass sich immer mehr Krisen und Konflikte auf

zivile Art bearbeiten und lösen lassen. Der unermessliche Schmerz und das Leiden, das

während gewaltsam ausgetragener Konflikte den Opfern und ihren Familien zugefügt

wird, kann niemals wieder gut gemacht werden. Frieden lohnt sich, und diese Botschaft

auf der ganzen Welt aktiv zu verbreiten, dies ist auch das große Verdienst der Friedrich-

Ebert-Stiftung.

Kabul, im Sommer 2002
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Politische Krisen oder Konflikte mündeten im 20. Jahr-

hundert im Extremfall in militärische Auseinanderset-

zungen, in Kriege zwischen Staaten. Zu Zeiten des Ost-

West-Konfliktes war dies der dominierende Konflikt-

typ, der einzig durch eine Strategie der militärischen

Abschreckung verhindert werden sollte, auf den so-

wohl die Politik als auch das Militär ausgerichtet wa-

ren. Seit dem Ende dieses Block-Konfliktes treten ver-

stärkt neue Konfliktformen in den Vordergrund: es

handelt sich dabei zunehmend um ethnisch oder reli-

giös motivierte innergesellschaftliche Auseinanderset-

zungen, die sich nicht notwendigerweise an staatliche

Grenzen halten. Europa hat diese neuen Krisen- und

Konfliktformen besonders nah und schmerzlich auf dem

Balkan in den 90er Jahren erleben müssen. Die bekann-

ten Präventionsinstrumente haben in diesen Fällen weit-

gehend versagt. Der klassische Mix aus Verhandlungs-

diplomatie und Sanktionen hat kriegerische Auseinan-

dersetzung nicht verhindern können. Allerdings hat sich

die internationale Gemeinschaft im Zuge der aufeinan-

der folgenden Balkankrisen als lernfähig erwiesen und

zunehmend tragfähige Antworten auf regionale und eth-

nisch begründete Konflikte entwickelt, wie man an der

erfolgreichen Verhinderung eines Bürgerkrieges in Maze-

donien erkennen konnte. Begleitet wurde dieser Prozess

von einer Neuausrichtung der Außen-, Entwicklungs- und

der Sicherheitspolitik in nationalem und internationa-

lem Rahmen.

Die Terroranschläge vom 11. September stellten diese

gerade sich weiterentwickelnden Präventions- und Kon-

fliktmanagementansätze sogleich auf den Prüfstand.
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Wir sehen uns mit einer völlig neuen Dimension von

Herausforderung konfrontiert. Die in der Folgezeit geführ-

te Auseinandersetzung um die Angemessenheit des Be-

griffes „Krieg“ im Zusammenhang der Folgeoperationen

des 11. September reflektieren nur allzu deutlich die

Suche nach Orientierung bei einem Konflikttypus von

privat organisierter und finanzierter, ortsungebundener,

sich religiös gebender Gewalt (Terror), die sich gegen

einen Nationalstaat, eine Supermacht und letztlich ge-

gen die gesamte Staatengemeinschaft richtet. In Umris-

sen zeichnet sich die Notwendigkeit einer neuen Quali-

tät von Prävention ab, einer strukturellen Prävention in

globalem Maßstab. Dass diese fallweise polizeiliche und/

oder militärische Intervention einschließen kann, ist un-

strittig. Es macht aber auch überdeutlich, dass regiona-

le Konflikte (Kaschmir, Nahost etc.) in Zukunft schneller

und nachhaltiger gelöst werden müssen. Vor allem zeich-

net sich ab, dass die internationale Gemeinschaft eine

langfristige präventive Perspektive im Sinne eines glo-

balen Ansatzes für mehr Gerechtigkeit, für eine Huma-

nisierung der Globalisierung braucht. Nur darüber wer-

den sich die Sympathien für und die Rekrutierungschan-

cen von internationalisierten terroristischen Netzwerken

reduzieren lassen, wird der Resonanzboden für terroris-

tische Aktivitäten geringer werden.

Zwei Ansätze internationaler Politik haben sich jedoch

diskreditiert: Zum einen die Vernachlässigung der Elends-

und Konfliktzonen in der Hoffnung, mit der Ausbrei-

tung der Märkte werden sich alle weiteren Probleme

von selber lösen. Statt dessen hat das Zusammentreffen

internationaler Märkte mit lokalen Raub- und Kriegs-



ökonomien dauerhafte Instabilität erzeugt. Zum ande-

ren die rein machtpolitisch motivierten Versuche, lokale

Auseinandersetzungen und Balancen im eigenen Interes-

se zu manipulieren: Auch wenn solche Versuche erfolg-

reich waren, haben sie mittel- und langfristig korrupte

Regime und gewaltbereite Gegeneliten hinterlassen und

damit die nächsten Konflikte vorprogrammiert.

Die Alternative zur Vernachlässigung und zur machtpoli-

tischen Manipulation ist eine langfristig angelegte Kri-

senpräventions- oder vorausschauende Friedenspolitik.

Diese Politik schließt in den Fällen, in denen gewaltsame

Auseinandersetzungen bereits ausgebrochen sind, den Ein-

satz militärischer Mittel nicht aus. Militärische Einsätze

müssen aber in einen umfassenden Lösungsansatz, der vor

allem gesellschaftspolitische, wirtschaftliche, humanitäre

und kulturelle Elemente enthält, eingebaut werden. In ers-

ter Linie geht es jedoch um die vorwiegend mit zivilen

Mitteln betriebene Krisenprävention und Konfliktbearbei-

tung, die sich in einen koordinierten Ansatz internationa-

ler Politik und Entwicklungszusammenarbeit eingliedern.

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Kofi Annan,

hat den Zusammenhang in seiner Rede am 28. Februar 2002

vor dem Deutschen Bundestag prägnant formuliert: „No

sustainable peace without sustainable development“.

Bedeutung der zivilen
Konfliktbearbeitung für die Arbeit
der Friedrich-Ebert-Stiftung

Die Bundesregierung hat vor diesem Hintergrund Krisen-

prävention und Konfliktbewältigung zu einem zentralen

politischen Ziel in der internationalen Zusammenarbeit

gemacht. Die Menschen in den Partnerländern sollen in

ihrem Bemühen unterstützt werden, eigenständig und

gewaltfrei Konfliktlösungen zu finden und Krisenpoten-

ziale frühzeitig zu identifizieren.

Eine besondere Rolle kommt dabei den politischen Stif-

tungen zu, die mit ihren Programmen zur Förderung von

demokratischer Transformation, der Zivilgesellschaft und

„good governance“ zur Schaffung von Rahmenbedingun-

gen für Stabilität und nachhaltigem Frieden beitragen.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung arbeitet in über 100 Ländern

weltweit, von denen viele von latenten und akuten Kon-

fliktentwicklungen betroffen sind und in denen inner-

staatliche Konflikte beständig zunehmen. Daher gewinnt

der Arbeitsbereich Krisenprävention und zivile Konflikt-

bearbeitung in der politischen Zusammenarbeit der FES

zunehmend an Bedeutung: neben den langfristigen Sta-

bilitätszielen gesellschaftspolitischer Entwicklungsarbeit
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werden verstärkt Projekte mit expliziter Konfliktperspek-

tive in den Einsatzländern durchgeführt.

Sicherlich ist zu berücksichtigen, dass Konflikte nur von

den Gesellschaften selbst gelöst werden können, inter-

nationale Organisationen als externe Mediatoren jedoch

eine wichtige Rolle bei der Krisenvorbeugung und fried-

lichen Konfliktbearbeitung spielen können. Zu diesem

Zweck bedarf es einer zielorientierten Entfaltung viel-

fältiger Ansätze in der zivilen Konfliktbearbeitung, um

die Fähigkeit in den Gesellschaften zum konstruktiven

Umgang mit Konflikten zu stärken. Die zivile Konflikt-

bearbeitung bildet ein Kernthema, in dem sich vernet-

zende und sich neu formierende Expertise gefragt ist.

Unter ziviler Konfliktbearbeitung versteht die Friedrich-

Ebert-Stiftung sämtliche vor, während oder nach gewalt-

sam ausgetragenen Konflikten ansetzenden Maßnah-

men zur gezielten Einflussnahme auf die Konfliktursa-

chen, die Kontrahenten und ihre Dialogformen sowie

zur gezielten Stärkung des friedlichen Potentials inner-

halb der jeweiligen Gesellschaft(en). Idealtypisch gedacht

ergibt sich eine Sequenz möglicher Ansatz- und Einsatz-

punkte in der Zivilen Konfliktbearbeitung: Krisen- und

Gewaltprävention, Deeskalation und Streitbeilegung,

Aufbau- und Versöhnungsarbeit, Stärkung der Konflikt-

fähigkeit benachteiligter Gruppen und Förderung demo-

kratischer Streitkulturen sowie die Entwicklung einer

interkulturellen Handlungskompetenz bei Konflikten

zwischen Gruppen.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat sich auf dem breiten Feld

der zivilen Konfliktbearbeitung auf Programme und Pro-

jekte der internationalen Zusammenarbeit konzentriert,

die ihrem Mandat und ihren Kompetenzen als politische

Stiftung besonders entsprechen. Die langfristig ange-

legte Förderung von Demokratie und sozial gerechter

Entwicklung durch Hineinwirken in die Gesellschaft steht

dabei an hervorragender Stelle. Stabile Demokratie und

innerer Frieden bedingen sich gegenseitig. Konfliktprä-

vention ist für die Stiftung kein Nebenprodukt ihrer ge-

sellschaftspolitischen Aktivitäten, sondern sie wird zu-

nehmend aktiv und zielgerichtet verfolgt und bildet ei-

nen wesentlichen Bestandteil ihres Aufgabenprofils, in

Konfliktregionen sogar die Voraussetzung für gesell-

schaftspolitische Entwicklungsarbeit.
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Dr. Ernst-J. Kerbusch Dr. Uwe Optenhögel
Leiter der Abteilung Leiter der Abteilung
Internationale Entwicklungszusammenarbeit Internationaler Dialog

Beiträge zum Abbau struktureller
Konfliktursachen und zur Bearbeitung
latenter Konflikte

Im Rahmen ihres Auftrags leistet die Stiftung somit Bei-

träge zum Abbau struktureller Konfliktursachen. Im Hin-

blick auf die Vielschichtigkeit von Konfliktsituationen und

angesichts begrenzter Ressourcen sind flächendecken-

de und umfassende Ansätze selten durchführbar. Die

Stiftung konzentriert sich darum auf konfliktspezifische

und ihren besonderen Kompetenzen entsprechende

Schwerpunktprojekte. Sie sucht diese durch die Zusam-

menarbeit und Koordination mit nationalen und interna-

tionalen Institutionen sinnvoll zu ergänzen, die in ande-

ren Sektoren tätig sind. Ein zusätzliches Potenzial für

die Weiterentwicklung von Ansätzen zur Konfliktbear-

beitung liegt in dem weltweiten Netzwerk der Stiftungs-

büros, über die der Austausch und Transfer von„lessons

learnt“ und „best practices“ in diesem Arbeitsbereich

organisiert wird.

Darüber hinaus bietet das spezielle Instrumentarium der

Friedrich-Ebert-Stiftung unterschiedliche Ansatzpunkte

für Maßnahmen der direkten Beeinflussung latenter

Konflikte. Diese reichen von der Förderung der Kompe-

tenz der Akteure zu gewaltfreier Konfliktlösung und zu

Mediation zwischen Konfliktparteien im Vorfeld befürch-

teter Eskalation bis hin zu Maßnahmen der Versöhnung

und der Wiedereingliederung im Anschluss an einen

Konflikt. Dabei werden die Herstellung und Aufrechter-

haltung des politischen Dialogs sowie die gemeinsame

Suche nach Lösungsmöglichkeiten jeweils im Mittelpunkt

stehen und durch die zielgerichtete Vermittlung notwen-

diger Befähigungen ergänzt.

Das besondere Engagement der Stiftung im Bereich der

zivilen Konfliktbearbeitung wird durch ihre Mitarbeit in

der Gruppe Friedensentwicklung (FriEnt) des Bundesmi-

nisteriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung unterstrichen, einem gemeinsamen Projekt von

sieben staatlichen sowie nichtstaatlichen Organisatio-

nen und Verbänden aus den Bereichen der Friedensförde-

rung und Entwicklungszusammenarbeit. Damit ist die Fried-

rich-Ebert-Stiftung am Informations- und Erfahrungsaus-

tausch zwischen den Organisationen, der Koordinierung

von Aktivitäten und an der konzeptionellen Planung und

der (Weiter-)Entwicklung von Strategien der zivilen Kon-

fliktbearbeitung und Krisenprävention wesentlich betei-

ligt und auch auf europäischer Ebene vernetzt.

Die deutsche Öffentlichkeit wird über die Notwendig-

keit gezielter Prävention und Konfliktbearbeitung durch

regelmäßige Veranstaltungen informiert, die die Stiftung

im Rahmen ihres politischen Beratungs- und Dialogpro-

gramms durchführt.

Die vorliegende Publikation möchte einen Überblick

geben über die vielfältigen Ansätze, Programme und

Instrumente, die in dem weltweiten Netzwerk der Stif-

tungsbüros zum Einsatz kommen. Dabei liegt der Schwer-

punkt weniger auf einer vollständigen Sammlung aller

Stiftungsvorhaben im Bereich Konfliktbearbeitung, son-

dern auf der exemplarischen Darstellung der Arbeits-

ansätze. Das zunehmende Engagement in diesem The-

menfeld durch neue Vorhaben wird im letzten Kapitel

dargestellt. Ausführlichere Informationen finden sich auf

den Webseiten der Friedrich-Ebert-Stiftung (www.fes.de)
und der Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung im Ausland.
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Beiträge zur zivilen Konfliktbearbeitung
in akuten Krisen

Der Arbeitsbereich „Zivile Konfliktbearbeitung“ der Friedrich-Ebert-Stiftung zielt lang-
fristig darauf ab, durch nachhaltige Veränderungen in der Gesellschaft eine Friedenskul-
tur aufzubauen. Er umfasst kurzfristig aber auch die Reaktion auf akute Krisen. Die nach-
folgenden Beispiele zeigen, dass die Friedrich-Ebert-Stiftung auch dann nützliche Beiträ-
ge zur Konfliktbearbeitung leisten kann, wenn Konflikte bereits gewaltsam ausgetragen
werden, der Gewaltausbruch unmittelbar bevorsteht oder wenn es gilt, den Frieden nach
Beendigung eines Konfliktes zu stabilisieren.

Handlungsspielraum in „heißen Konflikten“:
Komplementarität zur klassischen Diplomatie

In einem „heißen“ Konflikt kann die Friedrich-Ebert-Stiftung Handlungsspielräume nutzen,
die sich grundlegend von der traditionellen Diplomatie unterscheiden. Die Diplomatie
versucht in der Regel von außen auf die Konfliktparteien einzuwirken und setzt dabei
zivile und gegebenenfalls militärische Mittel ein, die von diplomatischen Initiativen über
Sanktionen bis hin zu friedenserzwingenden Maßnahmen reichen können. Diese Instru-
mente sind jedoch wenig geeignet, um die gesellschaftlichen Kräfte zu beeinflussen, von
denen letztlich die Vermeidung oder Lösung eines Konfliktes und ein dauerhafter Friede

Handlungsfelder
der Konfliktbearbeitung
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abhängen. Die Friedrich-Ebert-Stiftung kann in solchen Fällen das Kapital an Vertrauen und
Glaubwürdigkeit nutzen, das sie durch ihre langfristige gesellschaftspolitische Arbeit ge-
wonnen hat, um mit ihren Partnern aus der Zivilgesellschaft von innen heraus die Wie-
derherstellung und Konsolidierung des Friedens zu fördern. Sie hat direkten Zugang zu
gesellschaftlichen Gruppen, die an der Entstehung oder Vermeidung von Konflikten be-
teiligt  sind.  Sie  ist  weniger  politischen  und  ökonomischen  Zwängen  unterworfen  als
staatliche Akteure, kann sich freier bewegen und inoffizielle Kontakte mit den verschie-
densten Gruppen aufnehmen, oft ohne unter kritischer Beobachtung der Öffentlichkeit
zu stehen. Die Friedrich-Ebert-Stiftung und andere Nicht-Regierungsorganisationen ver-
suchen nicht, die traditionelle Diplomatie zu ersetzen, sondern ergänzen sie in den Berei-
chen, in denen sie eine besondere Kompetenz haben.

Kriterien für die Auswahl von Programmen und Projekten
der zivilen Konfliktbearbeitung

Die Friedrich-Ebert-Stiftung ist kaum in der Lage, in jedem Konflikt friedensfördernd tätig
zu werden, auch wenn humanitäre Gründe dafür sprechen. Ihrer Mitwirkung sind Grenzen
gesetzt. Weder kann und will sie an die Stelle staatlicher Akteure treten, noch verfügt sie über
die Kapazitäten, um sich mit sämtlichen Aufgaben der Konfliktvorbeugung oder -lösung und
Friedenssicherung zu befassen. Ein Engagement in der zivilen Konfliktbearbeitung bietet sich
aber besonders dann an, wenn bereits eine Zusammenarbeit besteht und die Gefahr droht,
dass die Ziele und Ergebnisse der Entwicklungszusammenarbeit durch gewaltsame Konflikte
beeinträchtigt oder zunichte gemacht werden. Organisationen der internationalen Zusam-
menarbeit werden in Konfliktsituationen allein durch die Gestaltung ihrer Programme und
Projekte sowie die Wahl ihrer Partner automatisch zu Akteuren, die die Konfliktverläufe
absichtlich oder unabsichtlich beeinflussen. Diese Wechselwirkung ist einzubeziehen, und
zwar überall dort, wo latentes Konfliktpotential zwischen verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen vorhanden ist – unabhängig davon, ob eine gewaltsame Eskalation unmittel-
bar zu befürchten ist oder nicht.

Detailliertes Wissen über Ursachen, Akteure und Dynamik des Konflikts, Landeserfahrun-
gen und umsichtiges Vorgehen sind bei der Umsetzung solcher Programme und Projekte
unverzichtbare Voraussetzungen.

Wer sind die Partner?

Vor allem die Auswahl der Partner, mit denen Friedensarbeit geleistet werden soll, bedarf
besonderer Sensibilität und Kenntnis hinsichtlich ihrer möglichen Rolle in Konfliktent-
wicklungen.

Die Ebene der politischen Entscheidungsträger muss in der Regel einbezogen werden,
selbst wenn diese nur wenig demokratisch legitimiert sind. Aus der Zivilgesellschaft kom-
men in erster Linie Gruppen und Persönlichkeiten in Betracht, die über Glaubwürdigkeit
und Akzeptanz bei Autoritäten und Bevölkerung, eine gewisse  Durchsetzungsfähigkeit
und ein erkennbares Potenzial zur Konfliktlösung oder -vermittlung verfügen. Die parallele

12 / Akute Krisen



Zusammenarbeit sowohl mit der politisch-administrativen Spitze als auch der gesellschaft-
lichen Basis bietet die größten Erfolgschancen. Sie sollte sich nicht nur auf die „peace con-
stituencies“ beschränken, sondern die wichtigsten Partner einbeziehen. Dabei ist das Risiko
nicht zu übersehen, dass gesellschaftliche Gruppierungen auch Instrumente der Konflikt-
parteien sein können.

Zeitpunkt für ein Engagement

Ebenso sensibel ist die Entscheidung über den Zeitpunkt, zu dem ein Engagement in der
zivilen Konfliktbearbeitung opportun ist. Im Idealfall sollte das allgemeine politische Kli-
ma günstige Rahmenbedingungen für die Aktivitäten bieten. Unter den Konfliktparteien

und in den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen sollte der Wille zur Kooperation und
zum Frieden erkennbar werden. Sie sollten sich auch der eigenen Verantwortung bewusst
sein, so dass Hilfe von außen als Hilfe zur Selbsthilfe geleistet wird. Nur in den wenigsten
Fällen kann man indessen von einer solchen Idealsituation ausgehen. In der Realität bewegt
sich die zivile Konfliktbearbeitung häufig in einem Umfeld von Gewalt, Vorurteilen und In-
teressengegensätzen, die überwunden werden müssen.

Sind Erfolge messbar?

Selten wird eine klare Aussage zum Erfolg eines Programms im Rahmen der zivilen Kon-
fliktbearbeitung möglich sein. Friedensprozesse entwickeln sich über lange Zeiträume und
manchmal ist es wichtiger, den Prozess in Gang zu halten als Ergebnisse zu erzielen.
Fortschritte auf der Makro-Ebene können nur selten bestimmten Aktionen auf der Mikro-
Ebene zugeordnet werden. Ob bestimmte Entwicklungen als Fortschritte zu werten sind,
hängt häufig auch von der subjektiven Betrachtungsweise der Konfliktparteien und an-
derer Beteiligter ab. Maßnahmen zur Konfliktbearbeitung wirken vor allem im Hinter-
grund und sind wenig öffentlichkeitswirksam – dafür leisten sie einen nachhaltigen Bei-
trag zur Friedensentwicklung.

Akute Krisen / 13
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Einrichtung von Dialogforen und Vermittlung in Konflikten

Die Region Nioro ist Teil der Sahelzone. Nordwestlich

der Hauptstadt Bamako gelegen, gehört sie zu den ty-

pischen Grenzlandschaften, die von den Zuständigen an

entscheidender Stelle gerne vergessen werden. Auf ei-

ner Fläche von der Größe Bayerns finden sich dort nur

700.000 Menschen, inmitten einer kargen, lebensfeind-

lichen Landschaft, die neben ein paar Akazienbäumen

vor allem eines bietet: kaum Abwechslung. Wasser ist

ein unschätzbares Gut. Hier an der Grenze zum Senegal

und zu Mauretanien leben Soninké, Peulh, Bambara,

Kassonke und Mauren seit Jahrhunderten friedlich zu-

sammen. Mali war immer eine Durchgangsstation, vor

allem zu Zeiten der großen Salzkarawanen nach Nor-

den. Gegenseitige Toleranz und Offenheit für das Frem-

de brachten ein komplexes soziales Gefüge zustande.

Kommunikationsformen wurden entwickelt, die Kon-

flikte entschärften und ein allen gemeinsamer, aufge-

klärter Islam vermochte manche Differenz zu überbrücken.

Dialogkreise zum Abbau der Spannungen in Nioro du Sahel/Mali

M A L I
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Die Möglichkeiten externer Einflussnahme auf inner-

staatliche Konflikte werden häufig überschätzt. Denn

Lösungen können nicht aufgezwungen werden. Die

Konfliktparteien tragen letztlich selbst die Verantwor-

tung für die Verhütung oder Beilegung von Krisen

und Konflikten. Dritte Parteien können jedoch dazu

beitragen, das Gleichgewicht wieder herzustellen

oder als Wegbereiter (facilitators) und eventuell auch

als Vermittler bei einem Ausgleich der Interessen mit-

wirken. Mit diesen Einschränkungen kann der politi-

sche Dialog als Instrument der zivilen Konfliktbear-

beitung genutzt werden. Die Friedrich-Ebert-Stiftung

hat in zahlreichen Fällen Dialogprozesse organisiert

oder sich als Plattform für Meinungsaustausch und

Dialog zur Verfügung gestellt. Ziel dieser Aktionen

ist es, Spannungen abzubauen, ein Klima des Vertrau-

ens zu schaffen und gegenseitiges Verständnis und

Toleranz zu fördern, um letztlich eine Verständigung

zwischen den Konfliktparteien zu erreichen. Förder-

lich kann es auch sein, Experten der unterschiedlichen

Parteien zusammenzubringen, die an konkreten Pro-

jekten von allseitigem Interesse zusammenarbeiten,

wie z.B. Wassermanagement, Raumordnung, Gesund-

heit etc. Solche Projekte können über ihre technischen

Aspekte hinaus vertrauensbildend wirken und der

Identifizierung gemeinsamer Interessen dienen.



Ursachen der Krise

Trotz dieser grundsätzlich friedlichen Koexistenz brachen

Anfang der 90er Jahre gewaltsame Konflikte aus, in

deren Verlauf das Dorf „Tooro“ zum Synonym für eines

der schrecklichsten Massaker wurde, das man sich in

Mali bis dahin hatte vorstellen können. Man sprach von

der „Banalisierung des Mordens“.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung suchte zusammen mit einer

malischen Nichtregierungsorganisation, ADG, nach den

Ursachen und bald wurde klar, dass sich am „Fall Nio-

ro“ die klassische Checkliste der Krisenursachen able-

sen ließ. Externe und interne Ursachen konnten für den

Ausbruch der Gewalt verantwortlich gemacht werden,

weniger jedoch die oft voreilig zitierten „ethnischen

Motive“. Zwischenstaatliche Konflikte in der Region, wie

die  zwischen  dem  Senegal  und  Mauretanien,  hatten

einen Flüchtlingsstrom ausgelöst, unter dem in erster

Linie Nioro litt. Ein florierender illegaler Waffenhandel

gehörte bald zu den Begleiterscheinungen. Fast gleich-

zeitig vollzog sich eine Naturkatastrophe, die die Kon-

kurrenz um die ohnehin knappen Ressourcen noch ein-

mal verschärfte und die Region verwüstete. 70% der

Menschen in Nioro leben noch heute unterhalb der Ar-

mutsgrenze. In einer Situation, in der es eines starken,

rasch agierenden Staates bedurft hätte, vollzog sich, wie

in vielen Ländern Anfang der 90er Jahre, eine Revolu-

tion. Das Militärregime Moussa Traorés wird abgesetzt,

eine  demokratisch  gewählte  Regierung  installiert.  In

Nioro du Sahel jedoch entsteht ein Vakuum. Die Dezen-

tralisierung existiert nur auf dem Papier, Zuständigkei-

ten sind völlig ungeklärt – stattdessen agiert eine kor-

rupte Justiz. Im Juli 1999 befindet sich die Region am

Rande eines Bürgerkriegs.

Zivilgesellschaftliche Dialogforen

Aus einer Initiative der Zivilgesellschaft entsteht in die-

sem Moment ein Deeskalationsprogramm. Gespräche

zwischen Abgeordneten der verfeindeten Lager werden

unter der Leitung eines geschulten Moderators initiiert,

eine Friedenskonferenz für über zweihundert Teilneh-

mer im Sommer 2000 mit Hilfe der Friedrich-Ebert-Stif-

tung einberufen. Auf der Basis der von der ADG ange-

fertigten Krisenanalyse kommen Regierungsvertreter,

Bürgermeister, traditionelle Autoritäten, Entwicklungs-

helfer und die betroffenen Bauern ins Gespräch. Aus-

schlaggebend für den Erfolg der Verhandlungen war der

erfolgreiche Appell, sich der traditionellen Werte der Ge-

meinschaft zu erinnern und sich den wahren Ursachen

der Gewalt zu widmen. Den unglaublichen Entwick-

lungsdefiziten der Region wurde ein Dringlichkeitspro-

gramm entgegen gesetzt, dessen unbedingte Umset-

zung von allen Beteiligten beschworen wurde.

Die Umsetzung der Ergebnisse des Dialogs

Im April 2002 machte sich die Nichtregierungsorganisa-

tion ADG erneut auf den Weg in die Region Nioro. Was

war seit der Konferenz geschehen? Welche Situation

stellt sich ein Jahr danach dar? In kleinen Dialogkreisen

auf Kreisebene leiteten ausgebildete Moderatoren Ge-

spräche zwischen den jeweiligen Regierungsvertretern

und der betroffenen Bevölkerung, die ihren Friedens-

willen erneut bekundete. Die versprochenen Brunnen,

die notwendigen neuen Straßen, die Gesundheitszen-

tren oder die Grundschulen lassen jedoch auf sich war-

ten. „Wir würden ja sofort anfangen“, so der zuständige

Regierungsvertreter, „aber uns fehlen die notwendigen

Mittel“. Die Dialogkreise der Friedrich-Ebert-Stiftung wer-

den fortgesetzt. „Nur wenn der Gesprächsfaden nicht

abreißt“, so einer der Moderatoren, „haben wir eine

Chance auf Frieden“.
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Die Konflikte zwischen den verschiedenen ethnischen

Gruppen im Niger-Delta und den Ölmultis sorgen im-

mer wieder für viel Aufsehen – gerade auch in den inter-

nationalen Medien. In spektakulärer Weise werden Pipe-

lines gekappt, Bohrinseln oder Pumpstationen besetzt,

Transportschiffe gekapert und sogar Ölarbeiter als Geiseln

genommen. Die Forderungen der aufgebrachten Grup-

pen sind immer die gleichen. Es geht um Geld und Ar-

beitsplätze. Die privaten Sicherheitseinheiten der Ölfir-

men reagieren zum Teil mit extremer Gegengewalt, wo-

bei es nicht selten zu Verletzten und auch Toten kommt.

Über 40 Jahre lang wurde im Niger-Delta Öl intensiv

on-shore gefördert – ohne jegliche Rücksicht auf die

dort lebende Bevölkerung und mit verheerenden öko-

logischen Konsequenzen. Die natürlichen Einkommens-

quellen aus Fischerei und Landwirtschaft wurden größ-

tenteils zerstört und nicht durch neue in der Ölindustrie

ersetzt. Erst seit einigen Jahren haben die Ölfirmen be-

gonnen, unter Einbeziehung der traditionellen Clanchefs

Gemeinschaftsprojekte in den Dörfern zu finanzieren.

Da es aber eine Vielzahl ethnischer Gruppen im Niger-

Delta gibt, führt die Vergabe von Entwicklungsgeldern

zu neuen Verteilungskonflikten sowohl unter den ver-

schiedenen Clans wie auch mit den Ölmultis.

In Nigeria soll die Jugend für die friedliche Austragung

von Konflikten gewonnen werden

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat in Kooperation mit nige-

rianischen Partnerorganisationen den friedlichen Dialog

unter den jeweiligen Jugendorganisationen der verschie-

denen ethnischen Gruppen gefördert. Die Jugendorga-

nisationen werden nämlich in der Regel von den tradi-

tionellen Clanchefs als Aktionstrupps instrumentalisiert,

um die gewalttätigen Übergriffe auszuführen. Im Vor-

dergrund der Projektarbeit der Stiftung steht zunächst

die interethnische Gewalt. Mittelfristig soll ein gemein-

sames friedliches Auftreten gegenüber den Ölkonzer-

nen ermöglicht werden.

Zugleich wird in Kooperation mit Abgeordneten aus dem

Niger-Delta ein Pilotprojekt zur Selbstbeschäftigung für

Jugendliche getestet. Dabei werden unter Einbeziehung

professioneller Unternehmensberater Geschäftspläne für

Kleinstunternehmen entwickelt. Die Abgeordneten ver-

pflichten sich, Finanzierungsmöglichkeiten unter ande-

rem auch über die Ölfirmen zu sichern.

In Anbetracht der Bedeutung der Ölförderung für den

nigerianischen Staat, der ca. 90% seines Einkommens aus

der Ölwirtschaft erhält, und den bestehenden Expansions-

plänen im Flüssiggasbereich, ist zu erwarten, dass die Kon-

flikte unter Umständen noch zunehmen werden. Gerade

deshalb ist es weiter notwendig, verschiedene Ansätze zur

Verhinderung gewalttätiger Ausbrüche zu prüfen.
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Bürgerkrieg als Dauerzustand

Der Bürgerkrieg im Sudan zwischen der Regierung

und der Opposition im Südsudan dauert mit nur zeit-

weiligen Unterbrechungen seit 1955 an. Es handelt sich

um den längsten Konflikt in Schwarzafrika. Ethnische,

religiöse, wirtschaftliche und politische Konfliktlinien

überschneiden sich – letztendlich versucht der Norden,

die Macht über den Süden des Landes zu erlangen.

Die humanitären, wirtschaftlichen und ökologischen Fol-

gen der Auseinandersetzung sind verheerend. Kon-

fliktbewältigung und Friedensarbeit sind deshalb Kern-

punkte der Arbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung im Sudan.

Konfliktparteien und Kräfte
der Zivilgesellschaft an einem Tisch

Die Friedrich-Ebert-Stiftung zielt darauf ab, einen lan-

desweiten Dialog zu den wichtigsten Problemen zu för-

dern und somit strukturellen Konfliktursachen den Bo-

den zu entziehen: Teilhabe an der staatlichen Macht,

Verteilung des Wohlstands, Verhältnis von Staat und

Religion sowie Überwindung der kulturellen, ethnischen

und religiösen Gegensätze stehen dabei im Mittelpunkt.

In diesem Rahmen gehörte die Friedrich-Ebert-Stiftung

zusammen mit dem Entwicklungsprogramm der Verein-

ten Nationen (UNDP) und der Europäischen Union zu

den Veranstaltern von zwei Begegnungen am Runden

Tisch in Münstereifel (Juli 1997) und Città di Castello

(September 1997), an denen sich die Regierung und die

SPLM beteiligten.

Mit der Organisation von neutralen Foren und Plattfor-

men soll ein Beitrag zur nationalen Versöhnung und zu

einem umfassenden Konsens über grundsätzliche Fra-

gen, insbesondere die Regierungsform, Menschenrech-

te, gegenseitige Anerkennung und die Ächtung von

Gewalt, geleistet werden. Zielgruppen sind Politiker und

Akademiker aus den Reihen der Konfliktparteien sowie

Aktivisten aus der Zivilgesellschaft.

Der politische Wille zu Verhandlungslösungen

Trotz positiver Resonanz von Seiten der Teilnehmer und

der Medien zeigen die Erfahrungen, dass die Aufrechter-

haltung des Dialogs allein nicht ausreichend ist. Dieser kann

nur dann erfolgreich sein, wenn die Konfliktparteien selbst

ein erkennbares Interesse an der friedlichen Lösung des

Konflikts haben. Frieden muss sich für die Konfliktparteien

lohnen. Daher ist es wichtig, Dialogmaßnahmen zu flan-

kieren und die ökonomische Komponente des Konflikts

zu berücksichtigen. Dies sind die Herausforderungen, de-

nen sich die Friedrich-Ebert-Stiftung und andere Wegbe-

reiter (facilitators) in Zukunft stellen müssen, um Gewalt-

anwendung auf Dauer erkennbar zu verhindern.

Parteien des Bürgerkriegs im Sudan werden zum Dialog ermutigt

S U D A N
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Friedensarbeit durch beständigen Dialog

Der Ausbruch der zweiten (Al-Aqsa-) Intifada im Sep-

tember 2000 hat den Nahostkonflikt in eine neue Spi-

rale der Gewalt geführt. Sieben Jahre der relativen Ruhe

zwischen der Unterzeichnung des Oslo-Abkommens

1993 und dem Scheitern des Camp-David-Gipfels im

Juli 2000 konnten nicht genutzt werden, um den Frie-

den zu sichern – ein Musterbeispiel für das Versagen

von Konfliktprävention und Konfliktbearbeitung? Die

Frage richtet sich an die staatlich-internationale Ebene

mit ihrer Vielfalt von Vermittlungs- und Interventions-

instanzen (VN-Beschlüsse, US-Vermittlung, usw.) aber

auch an die zahlreichen Nichtregierungsorganisationen

der Zivilgesellschaft, die sich um die Schaffung dauer-

hafter Dialogstrukturen („people to people“) im Sinne

von Konfliktverhütung und -bearbeitung bemühen.

Ähnliches trifft auch auf den mit dem „äußeren“ Kon-

flikt gekoppelten innergesellschaftlichen Zwist zwischen

jüdischer Mehrheit und arabischer Minderheit in Israel

zu, der im Gefolge der zweiten Intifada sein virulentes

Konfliktpotenzial in geradezu dramatischer Weise ent-

faltet.

Das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Israel unterstützt

seit Jahren Aktivitäten in beiden Bereichen, die auf akti-

ve Konfliktprävention und Friedensentwicklung abzie-

len, und hat selbst solche Aktivitäten initiiert, u.a. die

1991 gegründete „Stiftung für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit“ (Economic Cooperation Foundation, ECF) –

Denkfabrik und praktisches Krisenmanagement. Die ECF

ist als Denkfabrik für die Entwicklung von Strategien zur

friedlichen Gestaltung der israelisch-palästinensisch/ara-

bischen Beziehungen bekannt geworden. Mit den Ergeb-

nissen ihrer wissenschaftlichen Analysen wendet sich die

ECF vor allem an politische Entscheidungsträger und bie-

tet Handlungsoptionen für die Beendigung des israe-

lisch-palästinensischen Konflikts an. Darüber hinaus ist

die ECF auch an praktischen regionalen Initiativen be-

teiligt, die die Kooperation und damit die friedliche Ko-

existenz zwischen Israelis und Palästinensern/Arabern

fördern. Die Maßnahmen betreffen die gesellschaftlichen

Bereiche, in denen neben der politischen Arena wesent-

liche Konfliktpotenziale angesiedelt sind, so z.B. Sicher-

heit, Wirtschaft, medizinische Versorgung und Umwelt,

N A H E R   O S T E N
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aber auch  Wissenschaft und Erziehung, in denen zu-

kunftsgewandt gemeinsam konfliktpräventive und kon-

fliktsensitive Strategien entwickelt werden sollen.

Die Aufrechterhaltung eines minimalen
israelisch-jordanischen Austauschs

Dies gilt weitgehend auch für Jordanien, wo die Eupho-

rie über die möglichen Dividenden eines „Neuen Nahen

Ostens“ bereits zwei Jahre nach der Unterzeichnung des

Friedensvertrags zwischen Jordanien und Israel im Ok-

tober 1994 schwand. Die den Friedensprozess behin-

dernde Politik des damaligen israelischen Premiermini-

sters Nethanyahu führte zu einer Kampagne, mit der

vor allem die einflussreichen Vorstände der jordanischen

Berufsverbände eine Normalisierung der Beziehungen

zwischen Israel und Jordanien zu verhindern suchten.

Vor diesem Hintergrund fördert die Friedrich-Ebert-Stif-

tung einen Dialog zwischen dem Amman Zentrum für

Frieden und Entwicklung (Amman Center for Peace and

Development) und dem Peres Center for Peace in Tel

Aviv, an dem sich jordanische und israelische Multipli-

katoren (Journalisten, Akademiker, Politikberater und

ehemalige Militärs) beteiligen. Vertrauensbildende Maß-

nahmen leisten einen konstruktiven Beitrag zu einer

besseren Wahrnehmung der gegenseitigen Positionen.

Da auf Grund der andauernden Krise die offiziellen Be-

ziehungen zwischen beiden Staaten auf ein Minimum

reduziert wurden, ist dieser informelle Austausch von

grundlegender Bedeutung für die Beziehungen zwischen

Jordanien und Israel.

„Internationale Zusammenarbeit ist viel zu wichtig, um
sie allein den Regierungen zu überlassen“. Im Sinne die-
ses Satzes von Willy Brandt verstehen die Büros der Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Israel und in den palästinensischen
Gebieten ihre Tätigkeit. Sie führen Programme zur Förde-
rung grenzüberschreitender Zusammenarbeit durch, die un-
terhalb der Regierungsebene ansetzen. Das wichtigste Bei-
spiel dafür ist das von der Europäischen Union finanziell
geförderte Projekt „Kooperation Nord“.

Am 15. Februar 1999 wurde im Rathaus von Haifa ein
Abkommen unterzeichnet, das als historisch gelten kann.
„Kooperation Nord“ bezeichnet die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit zwischen der palästinensischen
Grenzregion Jenin einerseits und den israelischen Grenz-
regionen Gilboa und Bet Shean sowie der Stadt Haifa

andererseits. Die Initiative dazu kam von der Friedrich-
Ebert-Stiftung und ihren Partnern, der israelischen Eco-
nomic Cooperation Foundation und dem Gouverneur
des palästinensischen Autonomiegebiets Jenin.

Es ist das erste Abkommen dieser Art und angesichts
des Stillstands im Friedensprozess in seiner Symbolfunk-
tion als praktische Friedenspolitik nicht zu unterschätzen.
Die Felder der Zusammenarbeit erstrecken sich auf der
einen Seite auf den Ausbau der regionalen und grenz-
überschreitenden Infrastruktur wie Wasserversorgung,
Abwasserbeseitigung und Entwässerung, Elektrizitäts-
versorgung, Müllbeseitigung und Verkehr. Auf der ande-
ren Seite soll auch in den Bereichen Wirtschaftsentwick-
lung, Kommunalverwaltung, Gesundheit und Sozialwe-
sen, Bildung und Wissenschaftsbegegnung sowie der

„Kooperation Nord“ – Ein Stück praktizierter Friedenspolitik
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Verbrechensbekämpfung zusammengearbeitet werden.
Die Friedrich-Ebert-Stiftung sieht sich vor allem in der
Rolle des Vermittlers, sowohl zwischen den ungleichen
Partnern als auch in Richtung Europa. Dabei kommen
ihr ihre guten Beziehungen in der Oberrheinregion, dem
Grenzgebiet zwischen Deutschland, Frankreich und der
Schweiz zugute. Hier hat sich in den vergangenen 50
Jahren ein umfassendes System grenzüberschreitender
Kooperation herausgebildet, das als Modell weltweit
anerkannt ist und nachgeahmt wird.

Mit der „RegioTriRhena“ kam eine Partnerschaft zustan-
de, in deren Rahmen deutsche, französische und schwei-
zerische Experten aus der Oberrheinregion die palästi-
nensischen und israelischen Partner beraten, Austausch-
programme vereinbaren und Hospitationen bei deut-
schen und französischen Einrichtungen durchführen. Die
ersten Experten haben sich in Israel und in den palästi-
nensischen Gebieten zu Gesprächen mit den Vertretern
der kooperierenden Regionen aufgehalten und einen
Zeitplan für weitere Treffen erarbeitet. Das Projekt ist
durch die kriegsähnliche Zuspitzung des israelisch-pa-
lästinensischen Konflikts seit Herbst 2000 so stark be-
einträchtigt worden, dass die Zeit als verloren abgehakt
werden muss. Doch haben die Partner noch nicht auf-
gegeben: Die „Kooperation Nord“ soll weitergehen, so-
bald die Sinnlosigkeit einer „militärischen Lösung“ des
Konflikts von beiden Seiten erkannt und der Weg zurück
an den Verhandlungstisch gefunden wurde.

Der Südkaukasus – eine instabile Region
„eingefrorener“ Konflikte

Sezessionskonflikte bestimmen die Außen- und Innen-

politik der drei völkerrechtlich anerkannten Republiken

Armenien, Aserbaidschan und Georgien sowie die ge-

samten öffentlichen Angelegenheiten der drei nicht an-

erkannten Sezessionsterritorien Abchasien, Berg-Kara-

bach und Südossetien. Diese Konflikte blockieren nicht

nur die ökonomische Zusammenarbeit, die für die wirt-

schaftliche Entwicklung der Region unabdingbar ist; sie

stellen auch Gefahrenquellen dar, aus denen erneut Ge-

walt ausbrechen kann. Seit Beendigung der Bürgerkrie-

ge zwischen Berg-Karabach und Armenien einerseits und

Aserbaidschan andererseits sowie zwischen Georgien

und Abchasien bildet der Südkaukasus eine instabile

Region „eingefrorener“ Konflikte:

Aserbaidschan und Armenien streiten um das Gebiet

Berg-Karabach, das als autonomes Gebiet Aserbaidschan

unterstellt, aber hauptsächlich armenisch besiedelt ist.

Seit 1994 vermittelt die „Minsk Gruppe“ im Rahmen der

Initiativen der Zivilgesellschaft zur Konfliktlösung

K A U K A S U S
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OSZE unter dem Vorsitz von Russland, USA und Frankreich

ohne Erfolg in diesem Konflikt ; das Potenzial für Verhand-

lungen scheint erschöpft. In der Bevölkerung Armeniens,

Berg-Karabachs und Aserbaidschans fehlt die Bereit-

schaft zu Konzessionen und Kompromissen – die Ver-

handlungen zwischen den beiden Präsidenten werden

von kritischen Beobachtern für eine Farce gehalten.

Abchasien, das früher eine autonome Republik war,

strebt die Loslösung von Georgien an und ist seit 1994

de facto unabhängig, wird aber weiterhin von Georgien

beansprucht. Hier vermitteln unter der Ägide der Ver-

einten Nationen der „Rat für die Lösung des Georgien-

Abchasien Konflikts“ und die „Gruppe der Freunde des

VN-Generalsekretärs“ – bislang ohne den geringsten

Erfolg. Gegenwärtig wird an dem Entwurf eines Doku-

ments über die „Distribution of Competences between

Tbilissi (Tiflis) and Sukhumi“ gearbeitet.

Das Sezessionsgebiet Südossetien, das sich gegen eine

Eingliederung in Georgien wehrt, „wartet auf Abchasien“.

Friedliche Lösung der Sezessionskonflikte

Der bisherige Misserfolg internationaler Vermittlung be-

deutet nicht, dass auch andere Ansätze zur Lösung des

Karabach-Konflikts und des Abchasien-Konflikts auf

Dauer gleichermaßen ergebnislos bleiben müssen. Die

Friedrich-Ebert-Stiftung sieht auf mehreren Ebenen die

Möglichkeit, einen Beitrag zur friedlichen Lösung der Se-

zessionskonflikte leisten zu können, zumindest um neue

Gewaltausbrüche in der Region zu verhindern. Dabei un-

terstützt die Stiftung Initiativen von einflussreichen bürger-

schaftlichen Vereinigungen bzw. „gesellschaftlichen Orga-

nisationen“, die die Gesprächsfähigkeit zwischen Politikern

und namhaften Vertretern der „zivilen“ Gesellschaft in der

ganzen Konflikt-Region Kaukasus zu verbessern versuchen

– mit dem Ziel, die öffentliche Meinung in der Region für

eine friedliche Lösung der Konflikte zu gewinnen. In die-

sen Prozess sind u.a. folgende Projekte der Friedrich-

Ebert-Stiftung eingebunden:

„Armenisch-Aserbaidschanischer Dialog“
(„Tsakhkadzor Prozess“)

Die Friedrich-Ebert-Stiftung organisierte mit dem armeni-

schen „Studienzentrum für Recht und Politik“, Jerewan,

und dem aserbaidschanischen „Institut für Frieden und

Demokratie“, Baku, im Juli 2001 in Tsakhkadzor, Arme-

nien, erstmalig ein Symposium zwischen Wissenschaft-

lern und Politikern Armeniens, Aserbaidschans sowie

Berg-Karabachs, auf dem die Teilnehmer direkt – „ohne

Vermittler“  –  über  Möglichkeiten  für  eine  friedliche

Lösung des Karabach-Konflikts berieten. Sie initiierten

einen Prozess, der nach dem Ort der ersten Begegnung,

Tsakhkadzor, benannt wurde. Es folgte ein veröffent-

lichter Meinungsaustausch zwischen den Leitern der

beiden Partner-Institutionen. Am Rande der Kaukasus-

Konferenz der Friedrich-Ebert-Stiftung in Berlin kam es

Ende November 2001 zu einer persönlichen Begegnung,

bei der mit der Friedrich-Ebert-Stiftung die Fortsetzung

des Dialogs besprochen wurde. Für das Jahr 2002 sind

mehrere Symposien – alternierend in Aserbaidschan und

in Armenien – geplant, zu denen über den bisherigen
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 „Südkaukasisches Institut für Sicherheit“

Dieses Projekt ist eine Initiative des georgischen Minis-

teriums für Auswärtige Angelegenheiten und des Geor-

gischen Nationalen Komitees der Helsinki Bürger-Ver-

sammlung, also von öffentlichen und privaten Institu-

tionen zur „inoffiziellen Kooperation offizieller Perso-

nen“ aus Georgien, Armenien und Aserbaidschan. Ziel

ist die gemeinsame Suche nach Lösungswegen für die

Sezessionsprobleme im südlichen Kaukasus ohne aus-

ländische Vermittler. Die Friedrich-Ebert-Stiftung arbei-

tet bereits mit den georgischen Initiatoren des Projekts

zusammen; sie wird im Jahre 2002 die Begegnungen

mit der armenischen und der aserbaidschanischen Seite

(Ministerien für Auswärtige Angelegenheiten, Helsinki-

Komitees) fördern.

Weitere von der Friedrich-Ebert-Stiftung unterstützte Ini-

tiativen sind georgisch-abchasische Begegnungen in Gali

(Abchasien) und die Organisation einer regionalen Jugend-

bewegung.

Prekäre Stabilität in Zentralasien

Die Transformationsstaaten Zentralasiens haben sich

nicht zu Demokratien, sondern zu präsidentiellen, au-

toritären Regimen entwickelt. Zwar herrscht weitgehend

Stabilität. Diese beruht jedoch auf zunehmender staat-

licher Repression. Nach dem 11. September 2001 wird

repressives Vorgehen gegen vermeintliche islamische

Fundamentalisten mit einer „Bollwerkfunktion“ im Rah-

Politische Ordnung und Islam

Kreis hinaus Parlamentarier und Vertreter der Regierun-

gen eingeladen werden sollen.

„Netzwerk Südkaukasus für Verständigung
zwischen den Zivilgesellschaften“

Die Friedrich-Ebert-Stiftung ist maßgeblich an diesem

im Rahmen des TACIS-Programms der Europäischen Uni-

on finanzierten regionalen Medien-Projekt des British East

West Centre beteiligt. Die Publizierung der Ergebnisse wird

von der Friedrich-Ebert-Stiftung übernommen.

Dialog der gesellschaftlichen Kräfte im
Abchasien-Konflikt

In Zusammenarbeit mit dem Parlament Georgiens wur-

de im Jahre 2001 eine richtungweisende Veranstaltung

organisiert, auf der der mögliche Beitrag von Initiativen

der Zivilgesellschaft zur Lösung des Abchasien-Konflikts

definiert wurde.

men der internationalen Allianz gegen den Terrorismus

begründet. Die zunehmende Verarmung der Bevölkerung

vor allem aber die systematische Unterdrückung islamischer

Gruppierungen drohen diese Länder zu destabilisieren.

Soziale Missstände und Repression schaffen ein gefährli-

ches Potenzial der Konflikteskalation durch Ausgrenzung

und Radikalisierung islamischer Gruppen.
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Ansätze zur Konfliktprävention

Die Friedrich-Ebert-Stiftung will die Regierungen dieser

Länder „beim Wort“ ihrer Bekundungen zu demokrati-

schen Zielen nehmen. Durch internationale Fachleute

und Wissenschaftler soll ein offener Dialog mit Partnern

in Zentralasien über das Thema „Politische Ordnung und

Religion“ ermöglicht werden.

Dieses Vorhaben geht von folgenden Überlegungen aus:

Trotz aller Unterschiede in den Traditionen der einzel-

nen Länder Zentralasiens ist der Islam in diesen Gesell-

schaften ein wesentlicher Faktor. Ohne die Integration

islamisch geprägter Gemeinschaftsstrukturen in die

staatliche Ordnung wird es in den zentralasiatischen Län-

dern keine dauerhafte Stabilität geben. Dazu müssen

jedoch Kampfbegriffe überwunden werden, mit denen

autoritäre Regime als Bollwerk säkularer Demokratie und

ihre islamischen Gegner durchweg als fundamentalisti-

sche Terroristen plakatiert werden. Durch den interna-

tionalen Dialog zwischen europäischen Islamkennern

verschiedener wissenschaftlicher Disziplinen und Vertre-

tern aus Politik, Religion und Wissenschaft der Partner-

länder soll in einer Reihe von Beratungstreffen die Frage

diskutiert werden, wie in den zentralasiatischen Staa-

ten eine politische Ordnung aufgebaut werden kann,

die in den religiösen, kulturellen und gemeinsamen Wer-

ten der Bevölkerung verankert ist.

Das Beratungsprogramm „Politische Ordnung
und Islam in Zentralasien“

Das längerfristig angelegte Programm besteht vor allem

aus folgenden drei Elementen:

1. Einstieg in den internationalen Fachdialog durch

Übersetzung des Buches von Professor Dr. U. Rudolph

über den sunnitischen Gelehrten Al Maturidi in die usbe-

kische Sprache. Damit wurde eine Brücke zu islamischen

Wissenschaftlern in Usbekistan geschlagen.

2. Landesweite repräsentative Umfrage zur Frage „Rolle

des Islam im Alltag der usbekischen Bevölkerung“. Die

Ergebnisse dieser Befragung sollen politischen Entschei-

dungsträgern die Bedeutung der Religion im Leben der

Bevölkerung vermitteln (2002).

3. Internationale Konferenz „Islam und säkularer Staat“

zur Begründung eines Forums, das helfen soll, die „anti-

islamistische“ Kampfrethorik zu überwinden. Dazu tru-

gen folgende, in weitgehendem Konsens gefundene

Dialog-Ergebnisse bei:

● Die geschichtliche Entwicklung islamischer Länder

zeigt „säkulare Tendenzen“ im Sinne zunehmender Aus-

differenzierung des Politischen aus dem Bereich des reli-
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Koran und Sunna hervor, sondern müssen unter Berück-

sichtigung der Zeitumstände durch Auslegung gefun-

den werden;

● Die Gesetze eines Staates müssen auf einem mehr-

heitlich erreichten Einigungsprozess innerhalb eines Re-

präsentativgremiums beruhen, in dem weder Religions-

gelehrte noch Muslime privilegiert sind: „Es gibt keinen

Zwang in der Religion“ (Koran).

Durch dieses Dialog- und Beratungsinstrument, gestützt

und geschützt durch Präsenz internationaler Sachken-

ner von Rang, sollen in den zentralasiatischen Partner-

ländern schrittweise Freiräume für eine offene Debatte

über politische und wirtschaftlich-gesellschaftliche Re-

formen erarbeitet werden, in die islamisch gesinnte Fach-

leute einbezogen werden.

Damit wird zunächst die Entwicklung einer rechtsstaatli-

chen Ordnung gefördert, die durchaus  für die Integration

islamischer Gemeinschaftswerte und von Grundelemen-

ten islamischer Rechtskultur offen ist. Ferner soll dieses

Programm auch zur Überwindung der Kluft zwischen Staat

und lokalen, islamisch geprägten Gemeinschaften sowie

zu einer substantiellen Partizipation der Bevölkerung an

der politischen Ordnung beitragen. Von der Ausrichtung

des Beratungsprogramms erhoffen sich die Friedrich-

Ebert-Stiftung und ihre Partner politische Alternativen

zur Eskalation von Repression und Terrorismus.

giös Normierten. Säkularer Staat und Islam widerspre-

chen sich also nicht  grundlegend.

● Es gibt wesentliche Übereinstimmungen zwischen

gemäßigten „Islamisten“, die einen islamischen Staat

und die Anwendung der Scharia als umfassende Rechts-

und Werteordnung fordern, und den muslimischen Be-

fürwortern eines säkularen Staates:

● Koran und Sunna schreiben keine bestimmte Staats-

form vor, sondern allgemeine Grundsätze, Richtlinien und

Werte, die durchaus mit den Grundsätzen einer verant-

wortlichen Regierungsführung („Good Governance“)

vereinbar sind;

● Die konkreten Gesetze, die nach der Scharia im Staat

zu gelten haben, gehen nicht aus dem Wortlaut von

Nie waren die Chancen für Frieden im bürgerkriegs-

geschüttelten Sri Lanka so gut wie heute. Die Unter-

zeichnung des Waffenstillstandsabkommens zwischen

der Regierung und der LTTE (Liberation Tigers of Tamil

Eelam), den „Tamil Tigers“, im Februar 2002 hat ganz

praktische Konsequenzen. Nach zwölf Jahren ist die Stra-

ße zwischen Colombo und Jaffna, der Hauptstadt der

gleichnamigen Halbinsel im Norden Sri Lankas, wieder be-

fahrbar. Flüge zwischen den beiden Städten wurden nach

Jahren der Unterbrechung wieder aufgenommen. Unzäh-

lige Binnenflüchtlinge machen sich auf den Heimweg in

die nördlichen Landesteile.

Ursachen des Tamil-Konflikts und
Wege zu einer Verhandlungslösung

S R I   L A N K A
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Jahrzehntelanger Bürgerkrieg

Diese ersten Anzeichen der Normalisierung sind nach

dem jahrzehntelangen Bürgerkrieg zwischen den hin-

duistischen Tamilen des Nordens und Ostens und der

singhalesischen Mehrheit ein großer Fortschritt. Denn

der Kampf hat mehr als 60.000 Menschenleben gekos-

tet, fast eine Millionen Menschen in die Flucht getrie-

ben, die Wirtschaft nahezu zum Erliegen gebracht und

das Misstrauen zwischen Tamilen und Singhalesen ste-

tig wachsen lassen.

Der Konflikt hat eine lange Geschichte. Zunächst war

es die englische Besatzungsmacht, die Zwietracht säte.

Sie bevorzugte die tamilische Minderheit bei der Beset-

zung von Posten in der Verwaltung. Danach fachte die

‚Sinhala-Only’-Politik des wohlbekannten Premierminis-

ters Bandaranaike das Feuer des ethnischen Konflikts

weiter an. In Folge wurden aus den berechtigten Gleich-

berechtigungsforderungen der Tamilen – und deren Zu-

rückweisung – zuerst kleine gewalttätige Konflikte, dann

große Pogrome und schließlich ein Untergrundkampf

der Tamil Tigers um einen unabhängigen Staat im Nor-

den und Osten Sri Lankas. Der Gewalt fielen nicht nur

singhalesische Soldaten zum Opfer. Auch unzählige Ta-

milen, die der Guerilla-Taktik der Tamil Tigers nicht zu-

stimmten und für eine politische Lösung eintraten, be-

zahlten dies mit ihrem Leben.

Stärkung des Beitrags der Zivilgesellschaft
zur Deeskalation

Eines der wichtigsten Ziele der Arbeit der Friedrich-Ebert-

Stiftung in Sri Lanka ist daher die Deeskalation des ethno-

nationalistischen Konflikts. Die Friedensbereitschaft und

-fähigkeit von zivilgesellschaftlichen Organisationen und

Akteuren sollen gefördert und ihre konstruktiv-kritische

Unterstützung für den Friedensprozess soll mobilisiert

werden. Denn eine Verhandlungslösung, die nur zwi-

schen der Regierung und der LTTE – ohne die Konsulta-

tion mit und die Unterstützung durch die Zivilgesellschaft

– ausgehandelt wird, läuft Gefahr, wichtige gesellschaft-

liche Interessen außer Acht zu lassen und damit instabil

zu sein. Es gilt insbesondere den demokratisch-pluralis-

tischen Prinzipien und den Menschenrechten Geltung

zu verschaffen.

Zur Konfliktbearbeitung und -prävention organisiert die

Friedrich-Ebert-Stiftung Seminare, Workshops, Begeg-

nungsprogramme. Diese richten sich insbesondere an

Meinungsführer, das heißt, an Lehrer, Mitarbeiter von

Nichtregierungsorganisationen, lokale Politiker sowie

Mitglieder von Selbsthilfe-Organisationen, die den un-

terschiedlichen Volksgruppen (Singhalesen, Sri Lanka-

Tamilen, Hochland-Tamilen, Muslimen) angehören. Ih-

nen werden grundlegende Kenntnisse über Konfliktur-

sachen, Konfliktverläufe und Methoden und Instrumente
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ziviler Konfliktbearbeitung vermittelt. Dabei geht es nicht

nur um Hintergrundinformationen, sondern auch um

die praktische Einübung von konfliktvermeidenden

Handlungsweisen. Hierbei spielen einfache Dinge eine

zentrale Rolle: sich gegenseitig zuzuhören sowie unter-

schiedliche Interessen wahrzunehmen und anzuerken-

nen. Der Prozess wird darüber hinaus durch Publikatio-

nen unterstützt.

Anstoß zu politischen Lösungen

Auf der politischen Ebene wirkt die Friedrich-Ebert-Stif-

tung in zwei Richtungen. Zum einen tritt sie dafür ein,

dass die LTTE die territoriale Integrität der Insel respek-

tiert.  Zum  anderen  fordert  sie  die  Anerkennung  der

politischen Rechte der Tamilen durch die Regierung. Zu

diesen Zwecken bietet die Friedrich-Ebert-Stiftung ge-

meinsam mit ihren lokalen Partnern Bildungsmaßnah-

men über Formen der „inneren Selbstbestimmung“, wie

zum Beispiel Föderalismus oder Autonomie, an.

Gerade in der bisher sehr abgeschiedenen und von der

LTTE dominierten Nordostprovinz sind solche Programm-

Angebote dringend erforderlich, um dort zum Aufbau

einer den demokratischen Normen verpflichteten Zivil-

gesellschaft beizutragen. Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat

daher auch die neuen Möglichkeiten nach dem Waf-

fenstillstandsabkommen unverzüglich genutzt und führt

seitdem auch Maßnahmen in dieser Region durch.

Ebenso wendet sich die Friedrich-Ebert-Stiftung mit ih-

rer friedensfördernden Arbeit an die Vertreter der Reli-

gionsgemeinschaften, insbesondere die buddhistische

Priesterschaft, deren Votum große Bedeutung für eine

stabile Friedenslösung hat.
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Bewältigung von Konfliktfolgen

Rückkehr und Integration von Flüchtlingen

Erst wenn die Waffen schweigen, zeigen sich die

Folgen bewaffneter Konflikte in ihrem vollen Um-

fang. Die menschlichen Opfer und die materiellen

Schäden sind nur ein Teil der Bilanz. Ebenso schwer

wiegen die Spaltung der Gesellschaft, der Verlust

des Vertrauens in die Institutionen und in die Mög-

lichkeiten eines friedlichen Zusammenlebens der

Konfliktparteien. Im Zusammenbruch bisheriger

Strukturen liegt jedoch auch die Chance, mit einem

Neuanfang die Grundlagen für einen dauerhaften

Frieden und eine nachhaltige wirtschaftliche und

soziale Entwicklung zu schaffen. Die Gewährleis-

tung der öffentlichen Sicherheit und der Schutz des

Einzelnen, aber auch die Deckung der Grundbedürf-

nisse sind erste Schritte zur Stabilisierung. Darauf

aufbauend kann Schritt für Schritt an einer Nor-

malisierung gearbeitet werden. Der Katalog der

Probleme scheint unerschöpflich. Es geht um den

Wiederaufbau der Institutionen unter Berücksich-

tigung der Prinzipien von Rechtsstaatlichkeit und

verantwortlicher Regierungsführung. Es geht aber

auch um die Wiedereingliederung von externen

und internen Flüchtlingen und Vertriebenen oder

von früheren Kombattanten. Die Förderung von To-

leranz und Versöhnung muss einhergehen mit der

Aufarbeitung der Vergangenheit. Die traumatisier-

ten Opfer des bewaffneten Konflikts bedürfen der

Hilfe. Und zuletzt, aber nicht zumindest muss mit

dem Wiederaufbau der Wirtschaft und einer ge-

rechten Sozialordnung auch die materielle Grund-

lage für einen dauerhaften Frieden geschaffen

werden.

Fast eine Million Flüchtlinge auf dem Gebiet
des ehemaligen Jugoslawiens

Der Zerfall Jugoslawiens und die damit verbundenen

Kriege in den Jahren 1992-95 führten durch Flucht und

Vertreibung zu gewaltigen Umwälzungen in der Bevöl-

kerungsstruktur, die sich nach ethnischen Kriterien neu

formierte. Die Anzahl der Flüchtlinge und Vertriebenen

auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens betrug

Anfang 2002 immer noch knapp eine Million Personen,

davon etwa 480.000 in Bosnien-Herzegowina und et-

was mehr als 42.000 in Kroatien. Im Jahre 2001 kehr-

ten ungefähr 90.000 Flüchtlinge nach Bosnien-Herze-

gowina und rund 23.000 nach Kroatien zurück – die

K R O A T I E N   U N D   B O S N I E N - H E R Z E G O W I N A
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erfolgreichsten Zahlen seit dem Abkommen von Day-

ton Ende 1995. Zweifellos ist dieser Erfolg auch auf die

Bemühungen im Rahmen des Stabilitätspaktes für Süd-

osteuropa zurückzuführen, der vor allem die regionale,

grenzübergreifende Kooperation der betroffenen Län-

der unterstützt. Bosnien-Herzegowina, Kroatien und die

sam waren hier Radiosendungen, in denen zurückge-

kehrte Flüchtlinge live ihre Schwierigkeiten darstellen

und mit Kommunalpolitikern diskutieren.

Die erfolgreiche Integration von Flüchtlingen wird ne-

ben gesetzlichen und administrativen Hürden auch durch

BR Jugoslawien haben inzwischen Abkommen zur ge-

meinsamen Lösung der Flüchtlingsproblematik unter-

zeichnet und nationale Aktionspläne dazu entwickelt.

Erleichterung der Integration der Flüchtlinge
nach ihrer Rückkehr

Die Integration nach der Rückkehr erfordert von den

Betroffenen zunächst Kenntnis der gesetzlichen und ad-

ministrativen Regelungen für ihre neue Lebenssituati-

on. Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat daher in den letzten

Jahren durch verschiedene Maßnahmen die hierzu er-

forderlichen Informationen vermittelt: neben Runden

Tischen und öffentlichen Foren wurden vor allem die

Medien genutzt, um eine möglichst große Verbreitung

zu erzielen. Weitere Maßnahmen des Stiftungspro-

gramms zielten darauf ab, lokale Politiker zur Unterstüt-

zung der Rückkehr von Flüchtlingen und Vertriebenen

auf kommunaler Ebene zu gewinnen. Besonders wirk-

die schlechte ökonomische Situation der Gemeinden

behindert: aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit und des

fehlenden Wirtschaftswachstums finden die Rückkeh-

rer schwierige Bedingungen für ihren Neubeginn vor.

Besonders betroffen sind davon Frauen, die einen gro-

ßen Teil der Flüchtlingsrückkehrer ausmachen. Um die-

se Gruppe gezielt zu unterstützen, wurden in Zusam-

menarbeit mit Frauengruppen Seminare zur beruflichen

Qualifizierung und zur Vorbereitung auf eine selbstän-

dige Tätigkeit durchgeführt. Zu diesem Thema wurde

eine Studie: „Berufliche Perspektiven der Frauen in Bos-

nien-Herzegowina“ publiziert.

Verbesserung der sozialen Akzeptanz von
Rückkehrern

Besonders in Bosnien-Herzegowina besteht auch sechs

Jahre nach Dayton noch ein hohes latentes Konflikt-

potenzial, dem die rückkehrenden Flüchtlinge anderer
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ethnischer Gruppen ausgesetzt sind. Die Friedrich-Ebert-

Stiftung hat in den letzten Jahren durch Veranstaltungs-

programme zur Versöhnung und dem friedlichen Zu-

sammenleben zwischen ethnischen Mehr- und Minder-

heiten beigetragen und dadurch die soziale Integration

von Rückkehrern unterstützt. Dabei geht es vor allem

die nachhaltige Lösung der Flüchtlingsproblematik ein-

setzen und Initiativen vereinbart haben, verlaufen die

Integrationsprozesse auf Gemeindeebene eher schlep-

pend  und  bleiben  belastet  durch  Vorurteile  und  Span-

nungen  zwischen  den  verschiedenen  ethnischen  Grup-

pen.

um den Abbau von Misstrauen und Stereotypen gegen-

über den „Anderen“, welche durch die Grausamkeiten

während der Kriege entstanden sind.

Ansätze zur Integration von Rückkehrern auf
der Ebene der Gemeinden

Seit mehreren Jahren werden auf Gemeindeebene mit

Flüchtlingsorganisationen, Kommunalpolitikern, der lo-

kalen Verwaltung und Medien Arbeitstagungen zum

Thema „Integration der Flüchtlinge“ veranstaltet. Im Mit-

telpunkt der Stiftungsarbeit stehen dabei Beiträge zur

Schaffung einer gewaltfreien Konfliktkultur durch Dia-

log, Vertrauensbildung und Versöhnung zwischen den

ehemaligen Konfliktparteien. Dazu gehören Projekte zur

Aufarbeitung der Vergangenheit, zur Förderung einer

multiethnischen Kooperationskultur, zum Abbau von

Ignoranz, Intoleranz und politischer Unterdrückung so-

wie Maßnahmen zur Entwicklung von Konfliktlösungs-

modellen. Obwohl alle Regierungen der Region sich für

Flüchtlingspolitische Initiative von Parteien
aus Serbien/Vojvodina, Bosnien-Herzegowina
und Kroatien

Auf Initiative einer serbischen Partnerpartei gelang es

der Friedrich-Ebert-Stiftung, ein erstes Treffen mit brei-

ter und hochrangiger Beteiligung von acht sozialdemo-

kratischen Parteien aus der Region zustande zu brin-

gen. Die regionale Situation wurde analysiert und mög-

liche Ansatzpunkte für eine Initiative der beteiligten Par-

teien wurden erörtert. Eine Reihe von Vereinbarungen

ermöglichen es, die Initiative fortzuführen. Zusammen

mit den in diesem Bereich tätigen internationalen Orga-

nisationen wurde bereits begonnen, die Instrumente der

Flüchtlingshilfe stärker zu fokussieren. Inwieweit sich die

Parteienkooperation als erfolgreicher als das offizielle

Regierungshandeln erweisen wird, bleibt abzuwarten.

Es muss aber bereits als ein Erfolg angesehen werden,

dass das erste Treffen überhaupt zustande gekommen

ist und eine Fortführung vereinbart wurde.
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Sicherheitspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit

Regionale Zusammenarbeit wird mehr und mehr ein wichtiges Instrument des Konfliktmanagements. Ein heraus-
ragendes Beispiel ist der Stablitätspakt für Südost-Europa. Er trägt zum Abbau zwischenstaatlicher Spannungen
und damit zur Verhütung von Konflikten bei. Der Pakt schafft aber auch einen Rahmen, in den die Bemühungen
der Balkanstaaten zur Bewältigung von Konfliktfolgen eingebettet werden können. Der Pakt könnte als Anre-
gung genutzt werden, um Probleme ähnlicher Art, z. B. in Zentralasien oder im Süd-Kaukasus, anzugehen. Dabei
ist natürlich den örtlichen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. Die Friedrich-Ebert-Stiftung, die ihren Beitrag zur
Umsetzung des Stabilitätspaktes leistet, hat in den genannten Regionen Initiativen begonnen, die diesen Über-
legungen entsprechen. Die Förderung von zwischenstaatlichen Institutionen der Zusammenarbeit, aber auch
die grenzüberschreitende Verknüpfung von Kräften der Zivilgesellschaft sind Ansätze, die unterstützt wer-
den, um Vertrauen zu bilden und damit die Lösung anderer Probleme zu erleichtern. Wenn innerstaatliche Kon-
flikte die Stabilität in der Region gefährden, bedarf es andersherum der regionalen Zusammenarbeit, um die
Risiken für den regionalen Frieden zu begrenzen oder zu beseitigen. Hilfreich ist es in diesem Zusammenhang,
wenn sich die Staaten an gemeinsamen Prinzipien und Regeln orientieren, unter denen die Respektierung der
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit, aber auch das Prinzip der guten Nachbarschaft besonders hervor-
zuheben sind. In einer Gemeinschaft von Staaten, die diese Prinzipien respektieren, sind Probleme, wie z.B. die
Wiedereingliederung von Flüchtlingen oder der Abbau von Diskriminierungen für die einzelnen Regierungen
leichter lösbar. Wirtschaftliche Zusammenarbeit trägt auch zum Wohlstand in den Staaten der Region bei und verbes-
sert damit die Perspektiven für einen dauerhaften Frieden sowohl innerhalb der Staaten als auch zwischen ihnen.

Förderung der regionalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit

Angesichts der Ausweglosigkeit der politischen Ver-

handlungen zur Beilegung der Auseinandersetzungen

über Sezessionsbestrebungen scheint im Kaukasus ein

„ökonomischer Ansatz“ bei der Suche nach Lösungswe-

gen mehr Aussicht auf Erfolg zu haben. Alle Vertreter

der Regierungen, behaupten zwar, dass wirtschaftliche

Zusammenarbeit zwischen den Konflikt-Parteien Aser-

baidschan – Armenien – Karabach bzw. Georgien –

Abchasien die Lösung der Sezessionskonflikte zur Vor-

aussetzung hat. Es ist jedoch zu prüfen, ob nicht der

wirtschaftliche Nutzen aus einer (begrenzten) ökono-

mischen Kooperation genügend Motivation für eine

politische Annäherung bietet. Da eine bilaterale Koope-

ration zwischen den Konfliktparteien Armenien und

Aserbaidschan nicht zustande kommt, können  Koope-

rationen zwischen Georgien und Armenien einerseits
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und Georgien und Aserbaidschan andererseits die trila-

terale, alle Republiken umfassende regionale Koopera-

tion vorbereiten.

Für den Einstieg in die regionale wirtschaftliche Zusam-

menarbeit bieten sich zwei Sektoren an, in denen der

Nutzen für alle Seiten offensichtlich ist: Transport und

Energie. So wie die Europäische Union aus der Europäi-

schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen

Gemeinschaft für Kohle und Stahl hervorgegangen ist,

so könnte die anzustrebende (süd)kaukasische Wirt-

schaftsgemeinschaft aus einer anfänglichen Koopera-

tion in den beiden Sektoren Transport und Energie ent-

stehen.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung wird im Jahre 2002 in eige-

ner Initiative diejenigen Politiker in Regierung und Parla-

ment sowie Wissenschaftler zu trilateralen Gesprächen

zusammenführen, die in der regionalen wirtschaftlichen

Zusammenarbeit nicht nur die Voraussetzung wirtschaft-

licher Entwicklung sondern auch einen Weg zur Lösung

der Sezessionskonflikte sehen.

Integration in supra-regionale
Kooperationsstrukturen

Als der aussichtsreichste Weg zur friedlichen Lösung der

regionalen Konflikte erscheint die Integration der gan-

zen Region in supra-regionale Kooperationsstrukturen.

Deshalb kommt der Organisation für die wirtschaftliche

Zusammenarbeit der Schwarzmeer-Anrainerländer

(„Black Sea Economic Cooperation“/BSEC) eine beson-

ders wichtige Rolle zu. In dieser Organisation sind alle

drei südkaukasischen Republiken Mitglieder, also auch

Armenien und Aserbaidschan, obwohl zwischen diesen

beiden Staaten keine diplomatischen Beziehungen be-

stehen. Zu den Mitgliedern gehören auch Russland und

die Türkei, die beide in der Region Südkaukasus ihren

Einfluss geltend machen. Die BSEC beschränkt sich auf

rein ökonomische Kooperation – bietet also genau die

Plattform, auf der sich die Konfliktparteien annähern

können. Die Friedrich-Ebert-Stiftung wird im Jahre 2002

die Zusammenarbeit mit der BSEC im Bereich der Wirt-

schaft aufnehmen – und dabei insbesondere die aktive

Beteiligung der drei südkaukasischen Länder fördern.

Verfassungsrechtliche Gestaltung eines
Systems „konföderativer Strukturen“ in der
Region Südkaukasus

Ein System „konföderativer Strukturen“ kann als Instru-

ment zur langfristigen Lösung der akuten und latenten

Sezessionsprobleme in Betracht kommen. Dem System

könnten die drei Republiken und als direkte Mitglieder

auch die drei Sezessionsterritorien angehören, wobei

deren Beziehungen zu den respektiven Republiken be-

sonderer Art wären („füreinander nicht Ausland“) Für

Gebiete mit ethnischen Minderheiten würde eine abge-

stufte regionale (im engeren Sinne) Autonomie einge-

führt. In dieser Konstruktion müssen die Minderheiten-

Rechte verfassungsmäßig verankert werden. Die Fried-

rich-Ebert-Stiftung wird dieses Projekt im Jahre 2002 in

Angriff nehmen. Für die konzeptionelle Arbeit sollen

Verfassungsrichter aus Deutschland und der Schweiz

gewonnen werden.
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Regionale ökonomische und umweltpolitische Kooperation

Das weitgehend komplementäre Wirtschaftspotenzial

der zentralasiatischen Staaten könnte durch eine regio-

nale Kooperation genutzt werden, die zur wirtschaftli-

chen Entwicklung beitragen und Konflikte verhindern

könnte. Die sich gegenwärtig vollziehende „Nationalisie-

rung“ der Wirtschaft in den fünf „neuen unabhängigen

Staaten“ (Kasachstan, Usbekistan, Turkmenistan, Tadschi-

kistan, Kirgistan) behindert demgegenüber die Entfal-

tung ihrer produktiven Kräfte und gefährdet die politi-

sche Stabilität, weil sie die ökonomischen und sozialen

Probleme der Mehrheit der Bevölkerung nicht löst, son-

dern verschärft.

Grenzüberschreitende Umweltschäden

Die grenzüberschreitenden Umweltschäden – ein Erbe

der Sowjetunion – können nur in regionaler Kooperati-

on behoben werden. Gegenwärtig wird über Zustän-

digkeiten gestritten und damit jede praktische Lösung

der Probleme blockiert. Bereits in der Vergangenheit hat

die Friedrich-Ebert-Stiftung mit ihrem usbekischen Part-

ner, der Umweltstiftung „Ökosan“, mehrfach grenzüber-

schreitende ökologische Probleme aufgegriffen (Tadschi-

kistan: Aluminium; Kirgistan: Uran).

Auch das Problem der Desertifikation, vor allem im Ge-

biet des Aral-Sees, bedarf der regionalen und der inter-

nationalen Kooperation. Im Jahre 2001 veranstaltete die

Friedrich-Ebert-Stiftung zu diesem Problem in Zusam-

menarbeit mit der usbekischen Botschaft in Berlin eine

Konferenz, an der über 150 Vertreter wissenschaftlicher

Institute und Firmen aus dem Bereich der Ökologietech-

nik teilnahmen.

Konfliktpotenzial Wasser

Im Jahre 2002 wird sich die Friedrich-Ebert-Stiftung mit

der Verschmutzung und Vergiftung des Kaspischen

Meeres befassen; es wird versucht, neben Kasachstan

auch Turkmenistan in die regionale ökologische Diskus-

sion einzubeziehen. Wasser – die natürliche Ressource

par excellence – birgt in Zentralasien ein hohes Kon-

fliktpotenzial. Die Quellen und Oberläufe der großen

Flüsse, die Usbekistan, Turkmenistan und Kasachstan

(und den Norden Afghanistans) bewässern, liegen in Tad-

schikistan und Kirgistan (und China). Die Friedrich-Ebert-

Stiftung wendet sich in dem von der VN zum „Jahr der

Berge“ erklärten Jahr 2002 dieser Thematik zu.
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Regionale Auswirkungen des Bürgerkriegs

Interessen der Nachbarstaaten

Der gewaltsame Konflikt im Sudan berührt auch we-

sentliche Interessen der arabischen und afrikanischen

Nachbarn in der Region. Eine gemeinsame Friedensini-

tiative, die von Libyen und anderen arabischen Staaten

getragen wird, lässt ihre Besorgnis erkennen, dass die

Einräumung des Selbstbestimmungsrechts zu einem un-

abhängigen Südsudan führen könnte. Auf diesem Wege

könnten außerregionale Mächte, wie z.B. Israel, Einfluss

in der Region gewinnen und damit vitale Interessen ara-

bischer Staaten und insbesondere Ägyptens gefährden.

Stichwort: Nutzung des Nilwassers. Eine Sezession könn-

te auch als Präzedenz für ähnliche Fälle in anderen ara-

bischen Staaten herangezogen werden.

Sensibilisierung der arabischen und
afrikanischen Nachbarn für die
Komplexität des Konflikts im Sudan

Die Friedrich-Ebert-Stiftung organisiert mit Hilfe des

umfassenden Netzwerks ihrer Auslandsbüros regionale

Arbeitstagungen für Nichtregierungsorganisationen aus

der arabischen Welt, um die Probleme des Sudans zu

erörtern. Die Komplexität des Konflikts im Sudan, des-

sen Bevölkerung zu 60% aus Nicht-Arabern besteht, und

die kulturelle, ethnische und religiöse Vielfalt des Lan-

des werden in der arabischen Welt häufig verkannt. Auch

die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen des Kon-

flikts werden thematisiert, insbesondere die Verarmung

der Bevölkerung, Flucht und Vertreibung sowie die Schä-

den für die Umwelt.

Die regionalen Aktivitäten der Friedrich-Ebert-Stiftung

sind ein Beitrag zu besseren Voraussetzungen für eine

friedliche Lösung des Konflikts im Sudan und des fried-

lichen Zusammenlebens in der Region.

S U D A N
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Regionale Stabilität und Konsolidierung des Friedens auf dem Balkan

Die Rolle Bosnien-Herzegowinas im
Stabilisierungsprozess von Südosteuropa

Eine regionale Konferenz mit dem bosnischen Außen-

ministerium zu diesem Thema bot Ende 2001 hochran-

gigen Mitarbeitern der kroatischen, bosnischen und ju-

goslawischen Außenministerien die Gelegenheit zu einem

gemeinsamen Erfahrungsaustausch über Fragen der re-

gionalen Integration und Stabilität. An dieser Konferenz

nahmen unter anderem der EU-Botschafter in Sarajevo,

die Botschafter aller Nachbarländer sowie führende Ver-

treter der gesamtstaatlichen Institutionen Bosniens teil.

Im Rahmen dieser Konferenz diskutierten auch Vertre-

ter von Nichtregierungsorganisationen über die Rolle der

Zivilgesellschaft in Fragen der regionalen Integration und

Stabilität und in der Internationalen Politik.

Parlamentarier erörtern
Handlungsmöglichkeiten und Ergebnisse
des Stabilitätspakts

Stabilisierung der Region Südosteuropa durch regiona-

le Konfliktbearbeitung und -prävention war Thema ei-

ner internationalen Parlamentarier-Konferenz für Abge-

ordnete  aus  allen  Ländern  Südosteuropas,  die  zum

dritten Mal in Kooperation mit der „Task Force Stabili-

tätspakt“ des deutschen Bundestags in Dubrovnik/Kroa-

tien stattfand. Die Konferenz mit dem Titel „The Stabi-

lity Pact after Two Years: A Critical View by Parliamenta-

rians and National Coordinators” ging der Frage nach,

wie in Zukunft Krisen in der Region im Rahmen des Sta-

bilitätspakts rechtzeitig erkannt und entschärft werden

können. Die 1999 begonnene Konferenzreihe zielt da-

rauf ab, Parlamentarier der Stabilitätspaktländer stärker

Im Rahmen der regionalen Ausrichtung ihrer Aktivi-

täten und in Zusammenarbeit mit dem Stabilitätspakt

für Südosteuropa führt die Friedrich-Ebert-Stiftung in

allen Ländern Südosteuropas Einzelprojekte mit dem

Ziel durch, die regionale Stabilität und den Frieden in

der Region zu konsolidieren.

Regionalkonferenz  „Regionale Sicherheit und
nationale Minderheiten“ in Bosnien

Neben den immer noch zahlreichen Konfliktherden im

Innern des Landes gewinnen die Außenbeziehungen

Bosniens in der Region an Bedeutung. In Kooperation

mit der Stadt Sarajevo und der Volkskammer des bosni-

schen Föderationsparlaments lud die Friedrich-Ebert-Stif-

tung im Frühjahr 2001 zu einer Regionalkonferenz zum

Thema „Regionale Sicherheit und Fragen der nationa-

len Minderheiten“ mit Referenten aus dem gesamten

ehemaligen Jugoslawien ein. Neben dem Erfahrungs-

austausch über die jeweilige nationale Situation wur-

den Konfliktlösungsmodelle diskutiert und weitere Pro-

jektansätze zur Stärkung der regionalen Sicherheit ent-

wickelt, wobei die Lösung der Minderheitenprobleme

in der Region als ein wichtiges Element der regionalen

Sicherheit betrachtet wird.
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miteinander zu vernetzen, einen regelmäßigen Dialog

zwischen ihnen über gemeinsame Fragen im Kontext

des Stabilitätspakts aufzubauen und damit die Stabili-

tät in der Region zu fördern.

Die Zukunft der serbisch-montenegrinischen
Beziehungen

Während des Regimes Milosevic begannen Montene-

gro und seine Regierung sich zunehmend von dem ser-

bischen Partner in der Förderation Jugoslawien abzu-

sondern und ihre eigene und unabhängige Staatlichkeit

zu betonen, um möglichst bald die vollständige Unab-

hängigkeit zu erreichen. Gegenseitige Vorurteile und

Unterstellungen beherrschten die öffentliche Ausein-

andersetzung mit dem Thema, das sich zunehmend zu

einem schwerwiegenden Hindernis für die politischen und

wirtschaftlichen Reformen auf beiden Seiten entwickelte.

Es herrschten Sprachlosigkeit und Stillstand, und Podgori-

ca und Belgrad warfen sich gegenseitig Blockade vor.

Vor diesem Hintergrund strebte das Projekt der Fried-

rich-Ebert-Stiftung an, durch politischen Dialog zur Über-

windung der Sprachlosigkeit beizutragen und die Auseinan-

dersetzungen auf eine rationale Grundlage zu stellen.

Zu diesem Zweck führte das Projekt fünf Dialogveran-

staltungen durch – jeweils mit Vertretern und Experten

der Wirtschaft, der Politik und des Rechtswesens, mit

internationalen Experten der EU, Sicherheitsexperten und

Medienvertretern. Basis war eine umfangreiche Umfrage

zur Analyse der öffentlichen Meinungen in Montenegro

und Serbien. Im Rahmen von Podiumsdiskussionen der

Friedrich-Ebert-Stiftung mit Politikern aus beiden Staa-

ten in Belgrad und einer internationalen Konferenz in

Montenegro wurden die Optionen diskutiert und die je-

weiligen Argumente vorgetragen. Dazu wurden drei Gut-

achten internationaler Experten in serbischer und engli-

scher Sprache gedruckt und einer größeren Öffentlichkeit

zugänglich gemacht. Auf Grundlage der Erfahrungen mit

den ersten Dialogveranstaltungen der Friedrich-Ebert-Stif-

tung richtete das Regierungsbündnis DOS in Belgrad ver-

schiedene Expertenrunden aus, an denen die Friedrich-

Ebert-Stiftung personell und konzeptionell beteiligt war.

Diese Gesprächsrunden waren wiederum Grundlage für

die Ende 2001 von der EU (Solana) konzipierten Verhand-

lungsrunden, an denen ebenfalls ein Experte der Fried-

rich-Ebert-Stiftung beteiligt war.

Parallel dazu fanden politische Debatten statt, die eine

Beteiligung einer größeren Öffentlichkeit an der Suche

nach einem Konsens erlauben sollten. Ein Forum mit

der Zeitschrift Vreme wurde im Oktober in Belgrad durch-

geführt. Eine weitere internationale Konferenz in Mon-

tenegro fand am Tag nach der Unterzeichnung der Er-

klärung zur Einrichtung eines neuen Bundes „Serbien

und Montenegro“ statt und erlaubte eine erste Evaluie-

rung des getroffenen Abkommens.

Die Maßnahmen des Projekts trugen zu einer Versachli-

chung der Debatte und vor allem zu einer Beteiligung

einer größeren Anzahl von Experten sowie der Öffent-

lichkeit an der Suche nach einer rationalen Lösung der

konfliktträchtigen Konstellation in der Bundesrepublik

Jugoslawien bei. In der Anfangsphase wiesen sie dem

Reformbündnis DOS maßgeblich den Weg, um in Verhand-

lungen mit Montenegro und der EU einzusteigen.
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Deutsch-russischer Dialog

Schaffung und Verstetigung vertrauensbildender Maß-

nahmen im außen- und sicherheitspolitischen Dialog

zwischen deutschen und russischen Politikern und Ex-

perten durch jährlich stattfindende Konferenzen, Fach-

tagungen und Seminare sind ein wichtiger Teil der Akti-

vitäten der Friedrich-Ebert-Stiftung in Russland. Beson-

ders hervorzuheben sind in diesem Kontext zwei Maß-

nahmenstränge, die seit mehreren Jahren auf große Ak-

zeptanz stoßen und zur Versachlichung der Diskussion

und der Informierung der Entscheidungseliten auf bei-

den Seiten beigetragen haben:

● Die seit vier Jahren durchgeführten „Schlangenbader

Gespräche“ sind ein Gesprächsforum, das sich auch und

vor allem während der schwierigen Konfliktlagen auf

dem Balkan bewährt hat. In dem Forum wurden über

den Tellerrand der Alltagspolitik hinaus konzeptionelle

Überlegungen entwickelt, beispielsweise wie ein Zusam-

menwirken von Friedenssicherungskräften bereits vor

ihren jeweiligen Einsätzen bewerkstelligt werden kann;

an diesem Forum nehmen Militärs, Politiker, Mitglieder

der Regierungen und Wissenschaftler sowie Journalisten

teil; das Gesprächsforum wird gemeinsam mit der Hes-

sischen Stiftung für Friedens- und Konfliktforschung

durchgeführt.

● Analysen und Studien ermöglichen Einsichten in die

normativen Einstellungen von Eliten und der Gesellschaft

in Russland, in die Formierung einer post-sozialistischen

Identität, die Herausbildung von neuen gesellschaftli-

chen Schichten wie der russischen Mittelklasse und die

Einwirkungen wirtschaftlicher Transformation auf den

Wandel von Orientierungen gegenüber Europa und der

westlichen Welt. Diese Analysen und Studien dienen

nicht nur der Information deutscher Politik und Wissen-

schaft sondern sind auch ein wichtiges Element im Pro-

zess der Selbstfindung und Orientierung der russischen

Teileliten geworden. Sie unterfüttern den Prozess der

Normalisierung und Vertrauensbildung zwischen deut-

schen und russischen Eliten und tragen so zum Abbau

von Vorurteilen und zur Korrektur von Desinformation

bei. Ihre langfristige Wirkung auf die Versachlichung des

politischen Dialogs und politischer Entscheidungsprozes-

se kann nur vermutet werden.

Kooperation im Ostseeraum

In der Ostseeregion hat sich die Friedrich-Ebert-Stiftung

seit Jahren für die Verstetigung und Nachhaltigkeit wirt-

schaftlicher und politischer Kooperation eingesetzt, auf

die Relevanz von Transport- und anderen Verbundpro-

jekten hingewiesen sowie die europäischen wie deut-

schen Erfahrungen von grenzüberschreitender Koope-

Beitrag zur Vertrauensbildung
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Entwicklung durch Frieden: in Westafrika ergreift ECOWAS die Initiative

ration von Regionen eingebracht und die arbeitsteilige

Zusammenarbeit der Hafenstädte (Baltische Brücke) im

Ostseeraum gefördert.

Einen Schwerpunkt bildete dabei auch die frühe Arbeit

mit der russischen Enklave Kaliningrad, die zu einem

Testfall für die europäisch-russischen Beziehungen wird.

Es ist davon auszugehen, dass von russischer Seite kaum

langfristige Überlegungen über die Zukunft der Enkla-

ve  zu  erwarten  sind.  Aber  gerade  diese  politische Un-

beweglichkeit birgt die Gefahr von Spannungen und

Konflikten,  die  auf  europäischer  Seite  nur  durch  einen

langfristig angelegten Dialog und mit konkreten, auf die

sozialen und materiellen Bedürfnisse der Bevölkerung

ausgerichteten Programmen aufgefangen werden kön-

nen.

Die westafrikanische Regionalorganisation ECOWAS

(Economic Community of West African States) will durch

verstärkte Integration mehr Frieden und Stabilität und

damit bessere Entwicklungsperspektiven für die Region

erreichen. Das vergangene Jahrzehnt hat in Westafrika

die mageren Ergebnisse von 40 Jahren Entwicklungsar-

beit zunichte gemacht. Dazu trugen die gewaltsam aus-

getragenen Konflikte in den verschiedenen Mitgliedstaa-

ten der ECOWAS bei. Auch die Unterstützung von au-

ßen ließ nach, da sich die OECD-Staaten als wichtigste

Geber verstärkt anderen Regionen in Europa und Asien

zum Nachteil Westafrikas zuwandten.

Afrika und die besonders betroffene Region Westafrika

müssen deshalb ihr Schicksal in die eigene Hand neh-

men. Um Entwicklung wieder zu ermöglichen, muss ein

Weg zurück zu Stabilität und Frieden gefunden werden.

Diesem Zweck diente die Konferenz „Sicherheit und Zu-

sammenarbeit: Regionale Integrationsperspektiven in

den Bereichen Sicherheit und Verteidigung“ (5. bis 9. Au-

gust 2002 in der Cote d’Ivoire), die von der Friedrich- Ebert-

Stiftung  in Zusammenarbeit mit dem ivorischen Ministe-

rium für Verteidigung und Zivilschutz organisiert wurde.

Die Ziele

ECOWAS hat die Themen Sicherheit und Stabilität in ihr

Programm aufgenommen. Sie bildet also die beste Ebe-

ne, um diese Thematik zu behandeln und übernahm da-

her die Schirmherrschaft. Die Konferenz begann mit ei-

nem viertägigen  Expertentreffen, auf dem folgende Ziele

bearbeitet und Empfehlungen ausgesprochen wurden:

W E S T A F R I K A
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● Die Schaffung von Mechanismen zur regionalen In-

tegration in den Bereichen Sicherheit und Verteidigung

wird durch einen gemeinsamen Politik- und Sicherheits-

rat in Westafrika ermöglicht. Ein Kommissar für Außen-,

Sicherheits- und Verteidigungspolitik soll die gemeinsa-

me westafrikanische Außenpolitik koordinieren. Gemein-

same diplomatische Vertretungen der ECOWAS-Staaten

sollen die Integration unterstreichen. Auch die  Koope-

ration und Kompatibilität der Streitkräfte sollen zur In-

tegration der Sicherheit und Verteidigung beitragen.

● Eine gemeinsame Strategie zur Prävention gewaltsa-

me Konflikte und zur Erhaltung des Friedens wird durch

unterschiedliche Maßnahmen angestrebt. Ratifizierungs-

prozesse für beschlossene Konfliktbeilegungsmechanis-

men müssen beschleunigt werden. Juristische, politische

und militärische Lücken hinsichtlich einer kollektiven Ver-

teidigung sind zu schließen. Zur Unterstützung sollen eine

Afrikanische Akademie für Strategische Angelegenheiten

mit der Zielgruppe „zivile und militärische Kader“ sowie

eine Einheit für Friedens- und Konfliktforschung geschaf-

fen werden. Zur stärkeren Einbeziehung der Zivilgesellschaft

werden bestehende Texte auf allen ECOWAS-Ebenen

überarbeitet. Eine Zusammenarbeit mit zivilen Kräften

wird besonders im Bereich der Verbreitung von Klein-

waffen angestrebt. werden. Spezielle Programme an

Schulen und Universitäten fördern eine Friedenskultur.

● Verbesserte Frühwarnsysteme und vermehrter Infor-

mationsaustausch sollen die strukturelle Stabilität un-

terstützen und damit Staatsstreichen vorbeugen.

● In die Konsolidierung der Beziehungen zwischen

Streitkräften, Nation und Entwicklungsinstanzen auf der

Ebene von ECOWAS wird auch die Zivilgesellschaft ein-

bezogen. Eine Kontaktstelle der ECOWAS für diese Or-

ganisationen soll geschaffen werden, die vertrauensbil-

dende Maßnahmen u.a. mit den Streitkräften durchfüh-

ren kann. Eine stärkere Kooperation der unterschied-

lichen staatlichen Kräfte wird dadurch möglich – auch

regional durch gemeinsame Übungen von Armee, Feuer-

wehr und technischen Diensten. Dabei steht die erwei-

terte Einsatzfähigkeit dieser Institutionen, also auch für

Entwicklungsziele, im Vordergrund. Ziel ist auch der

Ausbau der zivilen und parlamentarischen Kontrolle über

die Armee. Eine bessere Koordinierung der bereits be-

stehenden regionalen Ausbildungszentren in Nigeria,

Ghana und der Côte d’Ivoire wird ebenfalls dazu beitra-

gen, dass das Konzept „Armee-Nation-Entwicklung“

erfolgreich durchgesetzt werden kann.

Perspektive

Die Ergebnisse der Experten wurden als Arbeitsgrundla-

ge angenommen und den Mitgliedsstaaten zur Entschei-

dung vorgelegt. Alle Mitgliedsstaaten werden bis Ende

September dem Exekutivsekretariat der ECOWAS ihre Kom-

mentare zuleiten. Das daraus folgende Dokument wird dem

nächsten ECOWAS-Gipfeltreffen zur Prüfung vorgelegt.

Der Exekutivsekretär der ECOWAS, Dr. Ibn Mohamed

CHAMBAS, betonte nach der Konferenz, dass Frieden und

Sicherheit für die Entwicklung der Region zentral seien.

Dies könne nur mit einer weiterführenden Integration der

ECOWAS erreicht werden. Für den ganzen afrikanischen

Kontinent ist dieses Thema relevant. Deshalb sollen auch

im Rahmen der „neuen Partnerschaft für afrikanische

Entwicklung (NEPAD)“ verstärkte Anstrengungen unter-

nommen werden, um diese Stabilität zu schaffen und

gleichzeitig eine Stärkung der Entwicklungszusammen-

arbeit zu erreichen. ECOWAS zähle dabei auf die weite-

re Unterstützung durch die Friedrich-Ebert-Stiftung.
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Sicherheitspolitischer Dialog von Experten aus Asien und Deutschland

Mehr als 50 Politiker, Wissenschaftler und Militärs aus

acht asiatischen Staaten und der Bundesrepublik Deutsch-

land diskutierten im Oktober 2001 in Berlin über gemein-

same Fragen zur Sicherheitspolitik. Der Dialog in Berlin

sollte ihnen die Möglichkeit geben:

● ihre bisherigen Erfahrungen auszutauschen,

● den internationalen und regionalen sicherheitspoliti-

schen Dialog zwischen Asien und Europa weiter auszu-

bauen,

● europäische und asiatische Konzepte zur friedlichen

Beilegung von Konflikten und zur Verhinderung von

Krisen gemeinsam zu diskutieren.

Der 11. September 2001

Unvorhergesehen zog sich der 11. September wie ein

„roter Faden“ durch alle Referate und Diskussionen. Man

war sich einig, dass Terror keine neuartige Bedrohung ist.

Von den meisten Teilnehmern wurde der Terrorismus

letztlich nur als ein Symptom gesehen, dessen Wurzeln

in der Armut, im Missbrauch natürlicher Ressourcen und

der weltweiten strukturellen Ungleichheit liegen.

Orientierungen für die Sicherheitspolitik in
Asien und Europa

Um die neuen Herausforderungen zu bewältigen, muss

ein allumfassender Inhalt des Sicherheitsbegriffs akzep-

tiert werden. Regionale Zusammenarbeit und Stabilität

müssen noch stärker gefördert werden. Fortschritte in

den Friedensbemühungen im Nahen Osten sind drin-

gend erforderlich. Regionale Zusammenschlüsse wer-

den immer wichtiger. Positive Beispiele in Asien sind die

Association of Southeast Asian Nations, die Shanghai

Cooperation Organisation und die Asia Pacific Econo-

mic Cooperation (APEC). Europa kann seine Erfahrun-

gen mit regionaler Zusammenarbeit in diese Diskussion

einbringen. Internationale Sicherheitsorganisationen

müssen gestärkt und die Zusammenarbeit unter diesen

Organisationen gefördert werden. Zur Verknüpfung

langfristiger Visionen und kurzfristigem Handlungsbe-

darf könnte ein „Dialog zwischen den Zivilisationen“

hilfreich sein.

Die asiatischen Teilnehmer sahen die Unterschiedlich-

keiten in Asien als zu groß, um zu einem gemeinsamen

Sicherheitsarrangement zu kommen. Es wurde indes-

sen für den Versuch plädiert, wenigstens einige Kon-

zepte des KSZE-Prozesses in Asien „auszuprobieren“ und

sich die Normen und Prinzipien des Prozesses genauer

anzusehen. Nichteinmischung in innere Angelegenhei-

ten ist nach wie vor der Kern zwischenstaatlicher Bezie-

hungen in Asien, doch auch hier gibt es vorsichtige Ver-

änderungen und Begriffe wie „flexibles Engagement“

oder „gesteigerte gegenseitige Einflussnahme“.

Die Interessen Deutschlands (und Europas) in Asien kon-

zentrieren sich auf drei Kernbereiche: Stabilität, Entwick-

lung, Einhaltung der Menschenrechte.

Aus Sicht der europäischen Teilnehmer könnten einige

der bestehenden asiatischen Konflikte, die zur Zeit noch

lokal oder subregional begrenzt sind, leicht die regiona-

le und globale Sicherheit beeinflussen. Die Europäer plä-

dierten deshalb für starke, mehrschichtige Sicherheits-

strukturen.
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Journalistische Ethik und politische Verantwortung von Journalisten

Instrumentalisierung der Medien

In Bosnien-Herzegowina wurden die Medien während

des Kriegs und danach durch nationalistische Politiker

instrumentalisiert. Etliche Medien verhinderten durch

ihre Berichte die Wahrnehmung einer ethnischen Viel-

falt und beteiligten sich an der nationalistischen Propa-

ganda. Die Produktion von Vorurteilen und Stereotypen

gehörte zum Medienalltag. Angesichts der fragilen de-

mokratischen Kultur spielten Medien bei der Verfesti-

gung von intoleranten nationalen Ideologien eine fun-

damentale Rolle. Für die Versöhnung der drei ethnischen

Gruppen ist daher die Schaffung einer neuen Medien-

politik und -kultur entscheidend.

Bildungsmaßnahmen zur journalistischen Ethik

Die Stiftung unterstützt Bildungsmaßnahmen im Bereich

der journalistischen Ethik und der Aufarbeitung von Kon-

flikten. In Zusammenarbeit mit der Media Plan Schule

aus Sarajevo und einem journalistischen Fortbildungs-

zentrum in Opatija wurden eine Reihe von Workshops

veranstaltet mit dem Ziel, die Teilnehmer mit internatio-

nalen Standards der journalistischen Ethik und Metho-

den der Konfliktbearbeitung vertraut zu machen. Regel-

mäßige Rundtisch-Gespräche in Banja Luka/Bosnien zur

politischen Verantwortung der Journalisten sollen den

Aufbau einer neuen Medienkultur in Bosnien stärken.

„Medien und Krieg“ in Kroatien

Auch in Kroatien hat sich während des Kriegs gezeigt,

dass die Medien in Krisenzeiten und Konfliktsituationen

großen Einfluss auf Stimmung und Verhaltensweisen in

der Bevölkerung haben. In einem Seminar über „Medien

und Krieg“ das zusammen mit dem kroatischen Helsinki-

Komitee und dem Zentrum zur Erforschung der Transition

und der Zivilgesellschaft im April 2002 organisiert wurde,

Aufklärung und Information durch korrekt und
konfliktsensitiv berichtende Medien
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Eine faire, korrekte und vollständige Berichterstat-

tung kann erheblich zum Abbau von Konfliktpoten-

zialen und zur Versöhnung nach einem Konflikt

beitagen. Verfälschte oder einseitige Informationen

können auf der anderen Seite die Spannungen for-

cieren und einen Gewaltsausbruch beschleunigen.

Medien, die vom Staat oder von Interessensgruppen

beherrscht werden, verbreiten oftmals in besonde-

rer Weise Hass und Propaganda, um die Position

einer Konfliktpartei zu stärken. Die Friedrich-Ebert-

Stiftung, die für Presse- und Informationsfreiheit

eintritt und den Aufbau eines rechtsstaatlich und

demokratisch orientierten Medienwesens unter-

stützt, hat die besondere Bedeutung der Medien in

Konfliktsituationen in ihre Aktivitäten einbezogen.

Sie versucht, darauf hinzuwirken, dass die Medien ihre

Rolle und ihre Verantwortlichkeiten in der zivilen Kon-

fliktbearbeitung erkennen und am Prozess der Frie-

densherstellung und -bewahrung mitwirken.



debattierten Journalisten, Menschenrechtsaktivisten,

Rechtsanwälte und Medienanalytiker aus allen ex-jugo-

slawischen Staaten über Rolle und Verantwortung von

Medien und Journalisten im Krieg auf dem Territorium

des ehemaligen Jugoslawiens. Die Konferenz ermöglich-

te zum ersten Mal seit dem Krieg, dass Teilnehmer aus

allen am Krieg beteiligten Ländern die Rolle der Medien

interdisziplinär diskutieren konnten. Insbesondere wur-

de erörtert, wieweit „Hassreden“ aus den Medien der

ex-jugoslawischen Staaten eliminiert werden könnten.

Berichterstattung über Krieg und Frieden“

Die journalistische Berichterstattung zu bewaffneten

Konflikten ist in Kolumbien häufig durch mangelnde

Begriffsklarheit, Sensationalismus, mangelnde Objekti-

vität und konzeptionelle Unklarheiten geprägt. Die Be-

richterstattung über den bewaffneten Konflikt trägt

maßgeblich zu seinem Bild in der Bevölkerung und da-

mit zu deren Bereitschaft, den Verhandlungsprozess zu

unterstützen bzw. abzulehnen, bei. Die Erfolgschancen

des Friedensprozesses werden dadurch berührt. Die

Friedrich-Ebert-Stiftung in Kolumbien hat sich deshalb

in diesem Bereich engagiert.

Mit Journalisten und mit journalistischen Ausbildungs-

stätten und mit finanzieller Unterstützung der deutschen

Kirche und der deutschen Botschaft koordinierte die Stif-

tung die Erstellung eines „Handbuchs zur Berichterstat-

tung über Krieg und Frieden“. Es enthält Leitlinien zur

Berichterstattung und vor allem begriffliche Klarstellun-

gen, u.a. im Bereich des humanitären Völkerrechts und

der Menschenrechte, ebenso wie Grundregeln zur Ver-

meidung interessengeleiteter, nicht objektiver, journa-

listischer Arbeit. In einer Reihe von Workshops wurde

das Handbuch verschiedenen Gruppen von „Kriegsbe-

richterstattern“ erläutert.

K O L U M B I E N
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Die Rolle der Medien in Konfliktsituationen

Einfluss der Berichterstattung auf den Verlauf
von Konflikten

Die Rolle und Funktion der Medien in Konfliktsitua-

tionen waren Gegenstand einer Veranstaltungsreihe, die

die Friedrich-Ebert-Stiftung ab 2000 in Berlin durchführ-

te. Teil dieser Reihe war auch eine internationale Konfe-

renz in Zusammenarbeit mit der Fachstelle Eine Welt

Medien/Gemeinschaftswerk Evangelische Publizistik und

der Deutschen UNESCO-Kommission, in der die Verant-

wortung der Medien bei der Berichterstattung aus und

über Krisengebiete thematisiert wurde.

Die Medien werden von den kriegsführenden Parteien

oft dazu benutzt, ihre jeweiligen Streitpunkte als legi-

tim und deren gewaltsame Durchsetzung als einzige Al-

ternative darzustellen. So wird die Zivilbevölkerung im-

mer häufiger zum Teil der Kriegsstrategie. Krisenbericht-

erstattung hat einen ganz erheblichen Einfluss auf den

Verlauf von Konflikten.

Die Gefahr des oft geübten „Katastrophen-Journalismus“

besteht dabei in unreflektiertem Sprachgebrauch, ver-

einfachten Darstellungen komplexer Zusammenhänge

oder der Bedienung von Klischees. Eine bloße oberfläch-

liche Betrachtung von politischen und sozialen Ausein-

andersetzungen birgt die Gefahr, die Ursachen zu über-

sehen, tendenziös zu wirken und somit den Konflikt wei-

ter zu verschärfen. Die Unabhängigkeit zu wahren ist

leider umso schwieriger, je mehr Quellen zitiert werden,

die nicht selbst überprüft werden konnten. Journalisten

sollten daher besonders in Krisensituationen über Prozes-

se, nicht über einzelne „events“, berichten. Allerdings läuft

dies teilweise der kommerziellen Dynamik entgegen, der

das journalistische Ethos häufig unterliegt – Einschaltquo-

ten dominieren über die Qualität der Berichterstattung.

Friedensjournalismus

Dem entgegen steht der sogenannte peace journalism.

Dieser vermeidet Opfer-/Täter-Zuweisungen, beleuchtet

alle Seiten des Konflikts gleichermaßen und geht davon

aus, dass mediale Kommunikation deeskalierend wirken

kann, wenn Journalisten die Kommunikation zwischen

den Konfliktparteien und mit einer breiten Öffentlichkeit

ermöglichen und fördern, also als Mediatoren wirken.

Unabhängige Medien in Krisenzonen

Ein gutes Beispiel hierfür ist die Fondation Hirondelle –

eine internationale Institution, die unabhängige Medi-

en in Krisenzonen fördert. Die 1995 ins Leben gerufene

Stiftung leitet heute verschiedene Rundfunkstationen in

Konfliktgebieten Afrikas und Europas sowie eine unab-

hängige Presseagentur am Internationalen Tribunal in

Arusha/Tansania. Sie organisiert Ausbildungen für Jour-

nalisten. Die Förderung von Frieden und die Prävention

von Konflikten weltweit ist das erklärte Ziel der Fondati-

on Hirondelle. Sie liefert professionelle und unabhängi-

ge Informationen für die Bevölkerung, die durch einen

Konflikt oder eine Naturkatastrophe davon abgeschnit-

ten ist. Die Stiftung beschäftigt grundsätzlich einheimi-

sche Journalisten verschiedenster Ethnien und Sprachen,

die sich auf reine Tatsachenbeschreibung beschränken

und sich jedes persönlichen Urteils enthalten.

Mit der Konferenz „Medien im Konflikt“ ermöglichte

die Friedrich-Ebert-Stiftung eine Diskussion über Heraus-

forderungen und Gefahren medialer Krisenberichterstat-

tung und zeigte anhand von Deeskalationsinitiativen aus

verschiedenen Ländern konkrete Ansätze und Chancen

eines „Friedensjournalismus“ auf.
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Förderung der Kompetenzen
des Staates und der Zivilgesellschaft
zur Bearbeitung von Konflikten

Der innere Frieden kann langfristig und nachhaltig nur gesichert werden, wenn Staat

und Zivilgesellschaft über die Kompetenz verfügen, Konflikte friedlich zu bewältigen und

eine Kultur des Friedens zu entwickeln. Sowohl die öffentlichen Institutionen als auch die

Organisationen der Zivilgesellschaft sind deshalb notwendige Partner der Friedensarbeit

der Friedrich-Ebert-Stiftung. Sie nachhaltig zu stärken und zu unterstützen, ist eine der

Kernaufgaben. Über die Konfliktbearbeitung im engeren Sinne hinaus wird damit das

Fundament für ein gewaltfreies Konfliktmanagement geschaffen. Jenseits einer Reaktion

auf akute Konflikte geht es um die Verwirklichung einer langfristigen Zielsetzung durch

beharrliche Arbeit, deren Wirkungen erst in der Zukunft sichtbar werden. Hierbei kann

die Friedrich-Ebert-Stiftung auf ihre Kernkompetenzen bauen, da sie als unabhängige

international arbeitende Organisation in besonderem Maße geeignet ist, alle relevanten

Akteure aus dem staatlichen sowie nicht-staatlichen Bereich miteinander ins Gespräch zu

bringen.
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Demokratie als Katalysator unterschiedlicher Interessen

Demokratie dient als Katalysator für den Ausgleich unterschiedlicher Interessen. Wo sie

missachtet wird, ist die gewaltsame Konfliktaustragung nicht weit. In autoritären Regi-

men stehen kaum Mechanismen zur gewaltfreien Lösung von Konflikten zur Verfügung.

Sie sind deshalb mit einem besonders hohen Eskalationsrisiko belastet, selbst wenn sie

über eine längere Periode hinweg stabil erscheinen. In demokratischen Staaten ist dieses

Risiko weit geringer. Allerdings fehlt häufig auch den jungen Demokratien und den Staa-

ten, die sich im Übergang zur Demokratie befinden, die Fähigkeit zur friedlichen Konflikt-

bearbeitung , da ihre Institutionen noch unzureichend ausgeformt sind. Immerhin ist mit

der wachsenden Zahl der Demokratien seit 1991 auch die Zahl der gelösten oder zumindest

eingefrorenen Konflikte gegenüber der Periode vor 1990 gestiegen, während gleichzeitig

die Zahl gewaltsam ausgetragener innerstaatlicher Konflikte insgesamt weiter zugenom-

men hat.

Legitimation staatlicher Institutionen durch verantwortliche
Regierungsführung

Wesentliche Bedeutung kommt also der Schaffung und Stärkung demokratisch legiti-

mierter und handlungsfähiger staatlicher Strukturen zu. Sie sind unverzichtbar, um die

Spannungen und Konflikte, die durch Entwicklung und gesellschaftliche Transformation

Aufbau demokratischer öffentlicher
Institutionen
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ausgelöst werden, auf friedlichem Wege zu regeln. Dabei gilt, dass Legislative, Exekutive

und die unabhängige Justiz nur dann verbindliche Orientierungen setzen und die Ent-

wicklung in friedliche Bahnen steuern können, wenn sie das Vertrauen der Bürgerinnen und

Bürger genießen. Entscheidend sind also die Institutionalisierung und Förderung dessen, was

gemeinhin als verantwortliche Regierungsführung („good governance“) bezeichnet wird.

„Good governance“ umfasst die Respektierung der Gewaltenteilung, die Beachtung der

Grundrechte und der demokratischen Rechte, Transparenz und Effizienz der Regierungs-

führung, Gewährung von Sicherheit, freie und faire Wahlen, aber auch soziale Gerechtig-

keit und Chancengleichheit für alle einschließlich der Bekämpfung der Korruption sowie

eine entwicklungsorientierte Politik, an deren Formulierung die Bürgerinnen und Bürger

aktiv beteiligt werden. „Good governance“ sollte die Richtschnur allen staatlichen Han-

delns sein – von der Zentralregierung bis zur kleinsten Kommune.

Bedeutung stabiler Institutionen für das geordnete Zusammenleben
in der Völkergemeinschaft

Stabile und handlungsfähige staatliche Institutionen sind darüber hinaus unabdingbare

Voraussetzung für ein geordnetes Zusammenleben innerhalb der Staatengemeinschaft.

Es kann nicht zugelassen werden, dass durch schwache staatliche Strukturen rechtsfreie

Räume entstehen, die die Sicherheit anderer Staaten und der internationalen Gemein-

schaft gefährden.
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Freie und faire Wahlen als Grundlage für demokratisch
legitimierte Institutionen

Aktivitäten zu den Präsidentschaftswahlen 2001 in Benin

Mit den dritten, korrekt verlaufenen Präsidentschafts-
wahlen am 4. März 2001 in Benin hat die zehn Jahre
junge westafrikanische Demokratie eine weitere Nagel-
probe bestanden. Zum friedlichen Ablauf der Stimmab-
gabe haben auch die kreativen und vielfältigen Aktivitä-
ten der beninischen Zivilgesellschaft beigetragen, die u.a.

durch die Friedrich-Ebert-Stiftung unterstützt wurden.

Bemühungen um korrekte Wahlen

Die Gefahr der „fraude électorale“ (Wahlbetrug) und
auch der Gewalt zwischen verfeindeten Parteianhängern

ist groß in einem der ärmsten Länder der Welt (Platz 157
von 174 laut Welt-Entwicklungsindex), das nach Jahrzehn-
ten der Diktatur noch nicht lange Gelegenheit zur Entwick-
lung einer demokratischen Kultur hatte. Umso größer wa-
ren die Anstrengungen aller Beteiligten, den korrekten
Ablauf der Wahl und der 14-tägigen Wahlkampagne der

17 Kandidaten zu gewährleisten: Ein einziger Stimmzettel
– statt bisher mehrere entsprechend der Anzahl der Kandi-
daten – sollte Stimmenkauf verhindern, ein bis zum letzten
Tag geheimgehaltenes Wappen auf dem Stimmzettel und
ein spezieller Stempel statt des üblichen „Kreuzchens“ den
Nachdruck der Zettel vereiteln. Kontrolleure schwärmten

in die Wahlbüros aus, und ausgezählt wurden die Stimmen
öffentlich – jeder Bürger, jede Bürgerin konnte höchstper-
sönlich zuschauen und sich von der Korrektheit der Resul-
tate überzeugen.

Kampagne zur Mobilisierung der Wähler
gegen Wahlkorruption

Aber nicht nur die offizielle Seite war um Transparenz
und Korrektheit bemüht. Zwei Wochen vor dem ersten
Wahlgang, aus der der „alte“ Präsident Mathieu Kerekou
mit rund 44 Prozent als vorläufiger Sieger hervorging,

B E N I N
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Die politischen Institutionen in einer Demo-

kratie werden durch freie und faire Wahlen

legitimiert. Wahlen, die von Gewalt, Ein-

schüchterung des politischen Gegners und

Verfolgung der freien Presse bestimmt wer-

den, zerstören nicht nur die Glaubwürdig-

keit der Institutionen sondern führen zuneh-

mend zu Sanktionen der Staatengemeinschaft,

wie sich am Beispiel der jüngst durchgeführ-

ten Präsidentenwahlen in Zimbabwe zeigt. Die

Friedrich-Ebert-Stiftung unterstützt deshalb

Bemühungen, die es den Bürgerinnen und

Bürgern ermöglichen, von diesem wichtig-

sten der politischen Mitwirkungsrechte un-

behindert und verantwortungsvoll Ge-

brauch zu machen, ohne Wahlfälschungen

oder andere Beeinträchtigungen des Ab-

stimmungsprozesses befürchten zu müssen.



schickten Nichtregierungsorganisationen und Journalisten
Wahlbeobachter zwecks Überwachung der Kampagne
durch das ganze Land. Die Friedrich-Ebert-Stiftung för-

derte im Vorfeld Journalisten-Seminare zum Thema Wahl-
berichterstattung, an deren Ende die Teilnehmer einen
Pressekodex für die Wahlperiode verabschiedeten. Die
Friedrich-Ebert-Stiftung unterstützte auch Aktivitäten
gegen Stimmenkauf und für friedliche Wahlen: So pro-
duzierte die Theatergruppe „Orisha“ zwei Fernsehspots,

und der beninische Sänger Eric Harlem rappte auf einer
an die Radiostationen verteilten CD gegen den Stimmen-
kauf („Achat de Conscience“: „Schlange, behalt´ dei-
nen Apfel!“). Gemeinsam mit „Centre Afrika Obota“ griff
die Friedrich-Ebert-Stiftung eine Aktion wieder auf, die
schon bei den Parlamentswahlen 1999 auf große Reso-

nanz gestoßen war: die „Opération Zémidjan“. In allen
größeren Städten Benins prägen Tausende von Mofa-
Fahrern das Straßenbild. Die „Zems“ transportieren als

zweirädrige Taxis nicht nur ihre Kunden samt Ziegen,
Fernsehern und Großeinkäufen aller Art – sie fungieren
mit ihren Hunderten von Fahrgästen pro Tag auch als

Informationsbörse der Stadt und mit ihren gelben und
lila Hemden als eine Art lebende Litfasssäule. In Bohicon
und Parakou wurden die Taxi-Moto-Fahrer zur Wahlkam-
pagne mit insgesamt 1.500 nagelneuen Blusen ausge-
stattet. Aufschrift: „Liebe Schwester, lieber Bruder, be-
halte deine Wahlkarte!“ – „Lasst uns alle für den Frie-

den arbeiten!“ – „Lasst die Korrupteure scheitern!“ Und:
„Machen wir mobil für eine friedliche und transparente
Wahl. Gehen wir alle am 4. März wählen!“ Diese Bot-
schaften sind bei den Beninern und Beninerinnen auf
offene Ohren gestoßen.

Ähnliche Bemühungen um freie und faire Wahlen wer-
den von der Friedrich-Ebert-Stiftung auch in Kenia und
Tansania unterstützt.

Die interethnischen Beziehungen sind das Schlüssel-

problem im Kosovo. Ohne eine Koexistenz, die für alle

ethnischen Gruppen im Kosovo, insbesondere aber für

die Albaner und die Serben, ein menschenwürdiges Le-

ben ermöglicht, wird es keine Zukunft für die Provinz

geben. Alle zentralen Fragen (Selbstverwaltung, Status,

Rückkehr der Flüchtlinge, Besitzverhältnisse, etc.) müs-

sen darauf basieren.

Die internationalen Organisationen müssen sich dieser

Herausforderung ebenso stellen wie die gesellschaftli-

chen Gruppen und Akteure der verschiedenen Ethnien

im Kosovo selbst. „Dialog“ und „Verständigung“ waren

die Schlüsselworte für Projektvorschläge und Aufforde-

rungen zum gesellschaftspolitischen Handeln.

Interethnische Beziehungen in der Arbeit von
Parlament und Kommunen

Frühzeitig wurden in der Projektarbeit der Friedrich-Ebert-

Stiftung deshalb die interethnischen Beziehungen als eine

Querschnittsaufgabe angesehen, zu der möglichst viele

der Maßnahmen einen Beitrag leisten sollten. In zwei

Bereichen wurde gezielt versucht, konkrete und alltägli-

Kommunalpolitischer Dialog und Parlamentsberatung

K O S O V O
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che Probleme in den dafür geschaffenen politischen In-

stitutionen durch gemeinsame Bemühungen zu lösen:

mit dem kommunalpolitischen Dialog im Bereich des

politischen Managements in fünf sorgfältig ausgesuch-

ten Gemeinden und mit der Parlamentsberatung in dem

Ende 2001 neugewählten kosovarischen Parlament.

Die ersten Kommunalwahlen fanden im Jahr 2001 statt.

Die neugewählten Kommunalpolitiker aller Parteien und

Ethnien mussten sich in ihren neuen Aufgaben und Ver-

antwortlichkeiten zurecht finden. Der kommunalpoliti-

sche Dialog ist ein die konkreten kommunalpolitischen

Probleme begleitendes Beratungsangebot, das bislang

Maßnahmen zum Thema kommunale Sozialpolitik, kom-

munale Haushaltspolitik, kommunale Sicherheit und Er-

ziehung und Kommune umfasste. Zu Beginn wurde eine

Gruppe von Kommunalpolitikern zu einem informieren-

den und motivierenden Besuch nach Deutschland ein-

geladen. Das Angebot richtet sich an Kommunalpolitiker

verschiedener ethnischer Herkunft, und es werden dabei

gemeinsame Veranstaltungen durchgeführt. Dabei werden

in dem Bemühen um die Lösung von konkreten Proble-

men mehr Gemeinsamkeiten entdeckt als Unterschiede.

Darüber gemeinsam zu diskutieren ist unter den Bedin-

gungen des Kosovo bereits ein großer Fortschritt.

Das im November neugewählte Parlament und seine

Mandatsträger stehen vor einer ähnlichen Aufgabe: Das

Funktionieren der Institution Parlament erfordert einige

Qualifikationen und Arbeitsstrukturen, die es erlauben,

die Zusammenarbeit unterschiedlicher ethnischer Grup-

pen zu fördern.

Das Projekt unterstützt auch die Initiative weiblicher Ab-

geordneter aus verschiedenen Parteien und Ethnien, über

die Fraktionsgrenzen hinweg gemeinsame Probleme zu

erörtern. Eine Gruppe von zehn Abgeordneten wurde

von der Bundesregierung zu einem Besuch nach Berlin

und Brandenburg eingeladen. Inzwischen hat die Frakti-

on der serbischen Koalition „Rückkehr“ als erste Parla-

mentsfraktion das Angebot des Projekts angenommen,

die Arbeits- und Funktionsfähigkeit der Parlamentsfrak-

tionen zu fördern. In zwei Fraktionsklausuren wurden

Absprachen über Arbeitsweisen, interne Arbeitsteilung

und politische Prioritäten getroffen.
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Sensibilisierung für die Menschenrechte

Angolas Bürgerkrieg ist einer der langwierigsten Kon-

flikte des afrikanischen Kontinents. Er dauert mit kurzen

Unterbrechungen seit 26 Jahren an, wobei 14 Jahre Be-

freiungskampf vorausgingen. Auch der im Frühjahr 2002

abgeschlossene Waffenstillstand kann nicht verhindern,

dass die inzwischen entstandene Kultur der Gewalt einst-

weilen auch weiterhin alle Bereiche des politischen, wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen Lebens prägt.

Prekäre Situation der Menschenrechte

Die prekäre Situation der Menschenrechte in Angola ist

eine Hauptursache der Gewaltbereitschaft und der Kon-

fliktdynamik. Die Menschenrechtslage in Angola ist ins-

besondere außerhalb der Hauptstadt sehr problematisch.

Die Liste der Menschenrechtsverstöße reicht von illega-

len Verhaftungen und Freiheitsentzug, Gewaltanwen-

dung und Folter bis zur Einschränkung der Bewegungs-,

Versammlungs- und Meinungsfreiheit. Das völlig über-

Sicherung von Menschenrechten sowie politischen
Rechten als Teil der zivilen Konfliktbearbeitung

A N G O L A
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Menschen- und Grundrechte sowie die Bürgerrechte sind unverzichtbare Bestandteile einer demokrati-
schen Ordnung. Besondere Bedeutung haben die Menschen- und Grundrechte für Minderheiten sowie
benachteiligte und verletzliche Gruppen der Gesellschaft. Die Rechte können die politische Wirklichkeit
jedoch nur dann bestimmen, wenn sich die Rechtsetzung aber auch Exekutive und Justiz bei der Anwen-
dung und Interpretation der Rechtsvorschriften an ihnen orientieren und für sie sensibilisiert sind. Die drei
Gewalten sind damit die wichtigsten Ansprechpartner bei den Bemühungen, den Menschen-, Grund- und
Bürgerrechten Geltung zu verschaffen.
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lastete und kaum funktionsfähige Rechtssystem und die

Unkenntnis der Bevölkerung über ihre Rechte verhin-

dern eine rasche Verbesserung der Menschenrechtsla-

ge. Trotz einiger Anstrengungen des Justizministeriums

zur Wiedereinsetzung lokaler Gerichte und zum Auf-

bau einer Datenbank für die Registrierung Inhaftierter,

sind Angolas Gefängnisse gefüllt mit Untersuchungs-

häftlingen, die formal häufig nicht angeklagt wurden

und seit Jahren dort ihr Dasein fristen.

Kräfte der Zivilgesellschaft

Angesichts dieser komplexen Problemlage und der eher

begrenzten Möglichkeiten der Friedrich-Ebert-Stiftung

darauf einzugehen, lag der Schwerpunkt des Projekts

auf der Ausbildung und Befähigung von zivilgesellschaft-

lichen Akteuren, Lobby-Arbeit bei relevanten staatlichen

Institutionen (Menschenrechtsausschuss des Parlaments,

Provinzkomitees des Justizministeriums, etc.) zu leisten.

Beispielhaft für die Empfindlichkeit staatlicher Stellen

maligen Verschiebungen ohne die ursprünglich vorge-

sehene Mitarbeit der zuständigen staatlichen Stellen

durchgeführt wurde. Trotz der Behinderung durch die

Regierung war das Seminar mit ca. 200 Personen sehr

gut besucht und seine Diskussionen von einer konstruk-

tiven Atmosphäre geprägt, wobei eine Reihe wichtiger

Empfehlungen, insbesondere hinsichtlich der Reform des

überalterten Strafgesetzbuches, verabschiedet wurden.

Menschenrechtsarbeit in der angolanischen
Provinz

Gemeinsam mit der in Huambo ansässigen Delegation

der angolanischen Nichtregierungsorganisation ADRA

wurde Ende November eine dreitägige Arbeitstagung

über Erfahrungen und Perspektiven der Menschenrechts-

arbeit organisiert. Ziel der Veranstaltung war die Bildung

eines Koordinationsnetzwerks und die Erarbeitung eines

gemeinsamen Aktionsprogramms für die Provinz. Das

während der Tagung entwickelte Programm sieht u.a. den

Aufbau eines Dokumentationszentrums für Menschen-

rechte, die Produktion von Radioprogrammen sowie die

Veranstaltung von Vorträgen vor. Daneben soll das Netz-

werk nach Meinung der Teilnehmer als zivilgesellschaft-

licher Partner der Provinzkomitees für Menschenrechte

fungieren. Als erste Folgemaßnahme wurde bereits eine

Woche nach der Tagung ein Vortrag zu dem Thema „Ver-

fassungsreform und Grundrechtskatalog“ organisiert, an

dem 36 Vertreter von Nichtregierungsorganisationen teil-

nahmen.

Im Rahmen der durchgeführten Maßnahmen konnte

sowohl methodisches Wissen vermittelt als auch eine

Diskussion der „Best practices“ angeregt werden. Dar-

über hinaus wurde der angolanische Konflikt aus Sicht

der Zivilbevölkerung und insbesondere aus Sicht betrof-

fener Frauen eingehend diskutiert. Mit dem Center for

Common Ground (CCG) sowie der Menschenrechtsab-

teilung der Vereinten Nationen wird Material im Bereich

der zivilen Konfliktbearbeitung und der Menschenrechts-

förderung ausgetauscht. Die Handbücher des CCG wer-

den, teils in adaptierter Form, auch in Maßnahmen der

Friedrich-Ebert-Stiftung eingesetzt. Wichtige nationale

Partner, die sich in diesem Arbeitsbereich sehr engagie-

ren, sind die angolanischen Kirchen sowie kirchliche und

andere zivilgesellschaftliche (Frauen- und Jugend-) Or-

ganisationen.

bezüglich der problematischen Menschenrechtslage ist

der Verlauf eines Seminars zu dem Thema ‚Die Justiz-

verwaltung und das Gefängnissystem’, das gemeinsam

mit der Menschenrechtsabteilung der Vereinten Natio-

nen finanziert und im Rahmen eines längerfristigen Pro-

jekts der Nichtregierungsorganisaton Associação Justiça

Paz e Democracia (AJPD) Mitte Oktober 2001 nach mehr-
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Sensibilisierung von Kommunalpolitikern für Menschenrechtsfragen

Auch sechs Jahre nach Dayton besteht in Bosnien-Her-

zegowina  ein  hohes  latentes  Konfliktpotenzial:  Über

Jahre hinweg blockierten nationalistische Parteien wich-

tige Gesetze, die das Funktionieren und Überleben ge-

samtstaatlicher Institutionen sichern sollen. Staatliche

Institutionen nach westlichem Demokratieverständnis,

die dem nationalen Interesse dienen und nicht nur das

Interesse einer ethnischen Gruppe widerspiegeln, ent-

wickeln sich nur langsam und nur auf Druck internatio-

naler Organisationen.

Integration in multiethnische Staatsstrukturen

Trotz aller Bemühungen um den Aufbau eines funk-

tionsfähigen multiethnischen Staats in Bosnien ist die

Integration der drei ethnischen Gruppen auf allen staat-

lichen Ebenen immer noch schwierig. Fehlende Umset-

zung der Verfassungsvorgaben erschwert die angestreb-

te Integration und die politische sowie wirtschaftliche

Partizipation der verschiedenen ethnischen Gruppen. Die

Friedrich-Ebert-Stiftung versucht in ihren Programmen

hier einen Beitrag zu leisten. In Seminaren zu Minder-

heitenfragen in der Verfassung wurde auf die fortge-

setzte Diskriminierung zwischen den ethnischen Grup-

pen innerhalb der öffentlich-rechtlichen Körperschaften

von Bosnien-Herzegowina aufmerksam gemacht, da dort

die gesetzlichen Grundlagen nicht entsprechend geän-

dert wurden.

Minderheiten und ethnisches Zusammenleben
auf kommunaler Ebene

Um praxisbezogene Daten über Menschenrechtsverlet-

zungen nationaler ethnischer Minderheiten in fünf Ge-

meinden einem Kreis von Fachleuten vorzustellen und

die Politik der beiden bosnischen öffentlich-rechtlichen

Gebietskörperschaften  in  der  Praxis  zu  beleuchten,

wurde im Jahr 2001 eine Fachkonferenz in Zusammen-

arbeit mit der Institution der Ombudsmänner der bos-

nischen Föderation zum Thema „Mechanismen zum

Schutz der nationalen Minderheiten und des ethnischen

Zusammenlebens im Kontext der lokalen Selbstverwal-

tung in Bosnien-Herzegowina“ veranstaltet. Teilgenom-

men haben Vertreter von Organisationen der ethnischen

Minderheiten, Vertreter von Flüchtlingsorganisationen

aus  den  verschiedenen  Regionen  Bosniens,  wie  auch

lokale Politiker und Minister aus den Kantonen. Die Dis-

kussionsbeiträge wurden im Newsletter auf der Web-

site der Institution der Ombudsmänner publiziert.
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Aufbau einer multiethnischen Polizei

Im Interesse der öffentlichen Sicherheit und Rechtsstaat-

lichkeit ist in Bosnien-Herzegowina der weitere Ausbau

ziviler Institutionen und der örtlichen Polizei von großer

Bedeutung. Ausbildung und Ausstattung der Polizei sind in

den letzten Jahren bereits wesentlich verbessert worden.

Insbesondere im Zusammenhang mit der Rückführung

und Integration der Vertriebenen und den damit häufig

verbundenen Konfliktsituationen ist der weitere Aufbau

von multiethnischen Polizeikräften ein vertrauens-

bildender und konflikthemmender Faktor. In Zusammen-

arbeit mit den Polizeigewerkschaften beider Entitäten

wurden von 1999 bis 2001 eine Reihe von Seminaren

zu diesem Thema veranstaltet. Ziele der Seminare wa-

ren die Einbeziehung der Polizeikräfte in den Prozess

Reform und Demokratisierung der Sicherheitsorgane

der Demokratisierung und die Stärkung des Dialogs und

der Zusammenarbeit zwischen den Polizeikräften der bei-

den Entitäten. Auf großes Interesse stießen dabei Semi-

nare und Radiosendungen mit „Kontakt Radio“ aus Ban-

ja Luka zum Thema „Polizei und Zivilgesellschaft“. Die

Sendungen boten den Teilnehmern von Nichtregie-

rungsorganisationen, Vertretern der Polizeikräfte, Poli-

tikern und Bürgern die Möglichkeit, die Rolle der Polizei

im Demokratisierungsprozess zu debattieren und die

Bürger in die Diskussion einzubeziehen. Ein weiteres Ziel

dieser Sendungen war es, die Akzeptanz der Multieth-

nischen Polizei bei der Bevölkerung zu erhöhen. Die Dis-

kussionsinhalte wurden mit dem Partner „Zentrum für

geostrategische Forschungen“ auch in einer Publikati-

on der breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

B O S N I E N
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Die Gewährleistung der inneren und äußeren Sicherheit ge-
hört zu den wesentlichen Aufgaben des Staates. Er besitzt dazu
das Gewaltmonopol, das er durch seine Sicherheitsorgane aus-
übt. Militär, Polizei, Zoll- und Grenzbehörden sowie Justiz und
der Strafvollzug sind mit Sicherheitsfunktionen betraut. In
schwachen Staaten oder in Krisensituationen eignen sich die
Sicherheitsorgane häufig Machtbefugnisse in einem Maße an,
das erhebliche Risiken für Rechtsstaat und Demokratie mit sich
bringt. Missbrauch der Macht liegt in diesen Fällen nahe, sei
es, dass Militärs einen Staatsstreich ausführen oder sich mate-
rielle und andere Privilegien verschaffen oder dass z. B. die
Polizei als Instrument für bestimmte Interessengrupen genutzt
wird. Insbesondere nach Konflikten behindert die als Folge des
Konflikts herausgehobene Stellung der Sicherheitsorgane eine
Normalisierung der Verhältnisse und die Vertrauensbildung
zwischen gesellschaftlichen Gruppen und dem Staat. Um diese
Fehlentwicklungen zu verhindern oder zu korrigieren, bedarf
es der Einbindung der Sicherheitsorgane in die demokratischen
Strukturen. Regierung und Parlament müssen in der Lage sein,
die zivile Kontrolle über Streitkräfte und Polizei auszuüben und
die jeweiligen Aufgaben klar zu definieren. Die innere Verfas-
sung der Sicherheitsorgane muss rechtsstaatlichen Verhältnissen
entsprechen. Die Aufwendungen müssen sich im Rahmen dessen
halten, was zur Erfüllung der Sicherheitsbedürfnisse erforderlich
ist, und sie müssen transparent sein.dp
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Die Rolle der Sicherheitsorgane in einer Demokratie

Bis zum Sturz der Regierung Suharto galt Indonesien
als weitgehend konfliktfrei. Sporadisch auftretende Kon-
flikte meist außerhalb Javas wurden durch drastische Ein-
sätze des Militärs gewaltsam niedergeschlagen. In diesen
Fällen richteten sich die Gewaltanwendungen meist ge-
gen Gruppierungen, die eine Loslösung von der Republik
anstrebten, aber auch gegen aktive Befürworter eines isla-
misch geprägten Staates oder generelle Regimekritiker.

Indonesien zunehmend mit inneren
Konflikten konfrontiert

Die gegenwärtigen Konflikte treten in unterschiedlicher
Art, in verschiedenen Regionen und sehr verschiedener
Intensität auf. Auch die Ursachen variieren: Einige Kon-
flikte sind durch die Sezessionsbestrebungen von gan-
zen Landesteilen (Provinzen Aceh und Papua) zu erklä-
ren, andere basieren auf Auseinandersetzungen zwischen
ethnischen Gruppen, die durch die Bevölkerungsverschie-
bungen unter Suharto begründet wurden (Zentralkaliman-
tan, Zentralsulawesi). Eine dritte Kategorie bildet die reli-
giöse Unterschiedlichkeit (Islam-Christentum, z.B. bei
den Auseinandersetzungen in Ambon/Molukken).

Die Ursachen für den Ausbruch der Konflikte sind eben-
falls vielfältig: Verschlechterung der Wirtschafts- und So-
zialverhältnisse bei anhaltender Wirtschaftskrise, Inter-
esse der früheren Machthaber, durch instabile Verhält-
nisse im Lande wieder zu Macht und Einfluss zu gelan-
gen – und die deshalb bemüht sind, die Demokratie für
die Konfliktentstehung verantwortlich zu machen – und
nicht zuletzt das Militär selbst als Vetomacht der Demo-
kratie. Es erhofft sich eine Rückkehr zur Macht, wenn
die gesellschaftlichen Konflikte im Lande durch die Zi-
vilregierung nicht mehr beherrschbar sind und das Mili-
tär zur Hilfe gerufen werden muss.

Alle genannten Konflikte wurden/werden mit brutaler
Intensität gewalttätig ausgetragen. Die Zahl der Opfer
geht in die Zehntausende, die der Binnenflüchtlinge be-
trägt mindestens eine Million Menschen.

Unparteilichkeit und Professionalität als Ziele
der Reform der Sicherheitsorgane

Die Friedrich-Ebert-Stiftung konzentriert sich in ihrer Ar-
beit u.a. auch auf die Sicherheitsorgane als entscheidende
Konfliktakteure und auf ihre Rolle in der Demokratie.

Oftmals nehmen Polizeikräfte nicht nur Partei, sondern
sind oder waren auch ursächlich verantwortlich für die
Intensivierung von Konflikten, da sie wegen mangelhaf-
ter Ausbildung unprofessionell operierten und gelegent-
lich sogar eine Eskalation verursachten. Die Friedrich-
Ebert-Stiftung unterstützt deshalb ein Ausbildungsmodul
für die Polizei im Umgang mit protestierenden Jugend-
lichen und bezieht in ihre Veranstaltungen zur Reform
der Streitkräfte auch die Polizeiführung ein.

Der zivil-militärische Dialog, den die Friedrich-Ebert-Stif-
tung unterstützend begleitet, zielt in erster Linie auf die
Durchsetzung von Reformen des Militärs und die Defi-
nition seiner Rolle in der Demokratie ab. Hierzu gehört
zweifellos auch die strikte religiöse und ethnische Neu-
tralität bei der Behandlung von Konflikten durch das
Militär in Fällen, wo dieses durch überforderte Polizei
um Unterstützung ersucht wird. Parteinahme, wie gele-
gentlich beobachtet, sollte ausgeschlossen werden. In
diesem Sinne wird auch der Dialog zwischen Zivilgesell-
schaft und Militär geführt.

Weiterhin versucht die Friedrich-Ebert-Stiftung, einen
Prozess der Wahrheitsfindung und Versöhnung (Truth
and Reconciliation Commission nach südafrikanischem
Modell) in Gang zu bringen. Hierzu wird eine Studienreise
nach Südafrika geplant. Anschließend soll auf der Basis
eines soeben dazu erlassenen Gesetzes  ein entsprechen-
der Prozess der Wahrheitsfindung und Versöhnung ein-
geleitet werden, an dem Militärs, Vertreter der Zivilge-
sellschaft und Religionsvertreter beteiligt werden sollen.

I N D O N E S I E N
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Dezentralisierung und Selbstverwaltung

Förderung der Dezentralisierung

Zaghafter Beginn der Dezentralisierung

Die Anfänge senegalesischer Regionalisierungsbemü-

hungen reichen in die koloniale Vergangenheit zurück,

in der das französische zentralistische Verwaltungsmo-

dell auch für den senegalesischen Staatsaufbau prägend

war. Nach der Unabhängigkeit im Jahre 1960 vergin-

gen nochmals fast 40 Jahre, bis sich der Staat zu einer

wirklichen Dezentralisierung entschloss. Dem Ansehen

Senegals als ältester Demokratie in Afrika fehlte weiter-

hin der entscheidende Nachweis einer auf Partizipation

ausgerichteten Gesellschaftsform der zu mehr als der

Hälfte ländlichen Bevölkerung (1993: 59%). Regionali-

sierung war zunächst gleichbedeutend mit der Ausla-

gerung von Verwaltung in die Regionen, und zwar ohne

politische Partizipation im weitesten Sinne. Es waren

In zentral regierten Staaten ist die Mitbestimmung der Bürger bei der Regelung ihrer regionalen oder lokalen
Angelegenheiten eher schwach ausgebildet. Die spezifischen Interessen von ethnischen und anderen gesell-
schaftlichen Minderheiten oder von bestimmten Regionen werden von der Zentralregierung nur bedingt be-
rücksichtigt. Daraus erwachsen Spannungen, die zu gewaltsam ausgetragenen Konflikten führen können.
Zentrifugale Kräfte entstehen, die häufig mit Gewalt unterdrückt werden. Eine sorgfältig austarierte Dezen-
tralisierung kann solchen Entwicklungen entgegenwirken. Im Kern bedeutet Dezentralisierung die Übertra-
gung von Kompetenzen und Ressourcen der Zentralregierung auf die Gebietskörperschaften. Die Verwaltung
in den Regionen, Kommunen und Gemeinden wird zu eigenverantwortlichen Entscheidungen ermächtigt. Die
Bevölkerung hat durch direkte Wahlen zu Regional- und Gemeindeparlamenten die Möglichkeit der Partizipa-
tion an den Entscheidungen. Zur Dezentralisierung gehört auch eine weitreichende Autonomie bei der Ver-
wendung der finanziellen Ressourcen. Im Rahmen der Dezentralisierung muss aber auch das Gefälle zwischen
den unterschiedlich ausgestatteten und entwickelten Regionen ausgeglichen werden. Dezentralisierung ist
nicht selten eine Gratwanderung: geht sie zu weit, kann ein Staat auseinanderbrechen. Es kommt darauf an,
dass alle Beteiligten von den Möglichkeiten der Dezentralisierung verantwortungsvoll und mit Blick auf das
Gemeinwohl Gebrauch machen.

S E N E G A L
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besondere Faktoren, die lange Jahre eine weitreichende

Dezentralisierung verhindert haben, wozu die wirtschaft-

lichen Interessen der moslemischen Bruderschaften

ebenso zu zählen sind, wie der allgemeine Trend zu ei-

ner zentralistisch ausgerichteten Entwicklung, dem auch

die nach der Unabhängigkeit regierenden sozialistisch

orientierten Regierungen folgten. Hinzu kam das beste-

hende Bodenrecht. Aber auch fehlende zivilgesellschaft-

liche Strukturen verminderten den Druck in Richtung auf

dezentrale Selbstverwaltung.

Grundlegende Beschlüsse zur
Dezentralisierung

Die Entscheidung für eine weitreichende Dezentralisie-

rung im Jahre 1996 wurde im Konsens getroffen. Bei

der Suche nach der Triebfeder, die dazu führte, spielen

innere wie äußere Gründe eine Rolle. Es ist nicht von

der Hand zu weisen, dass die politische Führung mit der

Entscheidung für einen dezentralen Staat offensiv auf

die separatistischen Bestrebungen in der Region Casa-

mance reagieren wollte. Dem Mouvement des Forces

Démocratiques de la Casamance (MFDC) und seinen

durch Gewaltanwendung unterstützten Autonomiefor-

derungen wollte man in der vom Bürgerkrieg betroffe-

nen südsenegalesischen Region den Boden entziehen.

Schwerpunkt der Dezentralisierung

Die Zusammenarbeit zwischen senegalesischen Partnern

und der Friedrich-Ebert-Stiftung hat bereits in einer sehr

frühen Phase begonnen. Eine weitgehende Regionali-

sierung und Dezentralisierung wurde als Chance auf eine

qualitative und quantitative Verbesserung von Entwick-

lung im Senegal erkannt. Dabei ist es nicht nur gelun-

gen, den Diskussionsprozess um die Dezentralisierung

im Lande voranzubringen, sondern auch Vertrauen bei

allen zu gewinnen, die sich uneingeschränkt in den

Dienst der Sache gestellt haben. So sind nicht wenige

der Gesetze und Bestimmungen in den Tagungsräumen

der Friedrich-Ebert-Stiftung erarbeitet worden. Das Ar-

beitsklima sorgte für eine an der Sache orientierte, durch-

aus kontroverse, aber zielgerichtete Diskussion. Es ist

der Friedrich-Ebert-Stiftung gelungen, die Öffentlichkeit

und die politischen Instanzen für diese fraglos entschei-

dende Reform landesweit zu mobilisieren. Beteiligt dar-

an waren Experten aus den betroffenen Ministerien, ins-

besondere dem Innen- und Dezentralisierungsministeri-

um, dem Parlament und einem qualifizierten eigenen

Mitarbeiterstab der Friedrich-Ebert-Stiftung. Dass die

Friedrich-Ebert-Stiftung anfangs die einzige Institution

war, die sich dieser Aufgabe widmete, mag neben ih-

rem frühen Engagement auch in der Flexibilität ihrer

Arbeit begründet liegen, auf Entwicklungen und Fragen

schnell und effizient reagieren zu können. Im Senegal hat

der Anteil der Friedrich-Ebert-Stiftung am Projekt der

Dezentralisierung ungeteilte Anerkennung gefunden.

Qualifizierung der Mandatsträger der lokalen
und regionalen Selbstverwaltung

Ein besonderes Augenmerk gilt der Verbesserung der

Handlungskompetenz der regionalen Mandatsträger.

Nahezu alle nehmen zum ersten Mal ein Mandat in ei-

nem regionalen Parlament oder in einem Kreis- oder

Gemeinderat wahr. Viele kennen weder ihre Aufgaben

noch ihre Pflichten. Nicht wenige von ihnen sind An-

alphabeten. Die grundlegenden Texte über Aufgaben

und Charakter ihres Mandats sind ihnen unbekannt.

Manche müssen sich in den Versammlungen sogar in

einer anderen Sprache als ihrer eigenen ausdrücken. Die

Anforderungen waren immens. Ihnen konnte trotz lan-

desweiten Engagements nur ansatzweise entsprochen

werden, d.h. durch Ansprechen besonderer Zielgruppen

als Multiplikatoren, etwa Frauen als gewählten Mandats-

trägerinnen. Dies alles steht eindeutig unter dem Motto:

„Die Dezentralisierung kann nur gesichert werden, wenn

es gelingt, die lokale Selbstverwaltung zu stärken.“ Letzt-

lich hängt im Senegal der Fortschritt von Entwicklun-

gen „außerhalb des Regierungsviertels“ und von der lan-

desweiten Durchsetzung der Dezentralisierung ab.

Verbindung von Dezentralisierung und
Demokratisierung

In den letzten Jahren ist es überdies gelungen, den Pro-

zess der Dezentralisierung verstärkt mit Elementen der

Demokratisierung zu verbinden. Das Angebot der Fried-

rich-Ebert-Stiftung dazu ist zielgruppenspezifisch auf-

gefächert, indem man sich z.B. nicht nur an Parteien

oder den Jugendverband wendet, sondern an die un-

terschiedlichsten gesellschaftlichen Gruppen, an Frau-

enorganisationen oder an Mandatsträgerinnen auf den

verschiedenen Parlamentsebenen.
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Die lokale Ebene: Wirtschaftsförderung und
politisches Gemeindemanagement

Im Mittelpunkt der Kooperation mit den Kommunen
stehen zwei Bereiche: die kommunale Wirtschaftsför-
derung und das politische Gemeindemanagement. Der
Begriff „Kommunale Wirtschaftsförderung“ wird dabei
sehr weit gefasst und schließt im Sinne lokaler Entwick-
lungspolitik alle Maßnahmen und Bestrebungen auf
kommunaler Ebene zur Förderung der sozioökonomi-
schen Entwicklung ein.

Während einer Pilotphase sollte in praktischer Zusam-
menarbeit mit vier Gemeinden zunächst eine den na-
tionalen Gegebenheiten entsprechende Konzeption zur
Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung auf lokaler Ebene erarbeitet werden. Der erste
Schritt war die Definition eines Konzeptes zur Entwick-
lung der Gemeinde in diesen Pilotgemeinden. Das Kon-
zept bildet die Grundlage für alle weiteren Planungen und
berücksichtigt Fragen nach den Problemen, Ressourcen und
Potenzialen der Gemeinden und nach der Richtung, die
die Entwicklung der Gemeinde nehmen sollte.

Beteiligung der Bürger und Bürgerinnen

Zur Erstellung einer möglichst umfassenden Bestands-
aufnahme und der Gestaltung einer von breitem Kon-
sens getragenen Entwicklungsvision ist eine weitgehen-
de Einbeziehung der Bevölkerung in den Diskussions-
und Planungsprozess eine unabdingbare Voraussetzung.
Dazu wurden zunächst in den urbanen Zentren der Ge-
meinden Partizipationsstrukturen aufgebaut, die sich aus

Vertretern einer Vielzahl örtlicher Organisationen und
Institutionen in Form von Entwicklungskomitees konsti-
tuierten. In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen,
dass in Nicaragua die Bereitschaft zur Organisation und
Teilnahme in weiten Teilen der Bevölkerung ausgespro-
chen hoch ist, was als positive Hinterlassenschaft der
sandinistischen Regierungszeit gewertet werden kann.
In allen vier Gemeinden besteht eine enge Verflechtung
zwischen der Gemeinderegierung und dem Entwick-
lungskomitee, dem der Bürgermeister vorsitzt.

In einem weiteren Schritt wurden in den ländlichen Ge-
bieten der Flächengemeinden lokale Entwicklungskomi-
tees gegründet und in die Arbeit einbezogen. Die Ent-
wicklungskomitees wurden inhaltlich und methodisch
durch Berater unterstützt, die anfangs in der Regel auch
die Sitzungen moderierten. Im Laufe der Zeit gründeten
sich, angehängt an die Komitees, eine Reihe von sekto-
ralen Fachkommissionen. Zur Verselbständigung dieser
Strukturen wurden systematisch geeignete und interessier-
te Mitglieder in Planungs- und Moderationstechniken ge-
schult. In einem langwierigen Prozess wurde in allen vier
Kommunen ein Gemeindeentwicklungsplan erstellt, auf
dessen Basis konkrete Projekte konzipiert werden.

Wie im Bereich der kommunalen Wirtschaftsförderung
werden die Kommunen auch in Fragen des Gemeinde-
managements unterstützt. Dabei geht es vor allem um
die Fortbildung von Gemeinderäten und Bürgermeistern
zum Gemeinderecht, zu Planungs- und Verhandlungs-
techniken sowie zur Ausgestaltung einer konstruktiven
Zusammenarbeit zwischen Bürgermeister, Rat und Ver-
waltung.

Kommunalentwicklung und Dezentralisierung
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Die Friedrich-Ebert-Stiftung will auch in Südafrika Bei-
träge zum Demokratisierungsprozess des Landes und
damit zur Stabilität der neuen Ordnung leisten. Die wich-
tigsten südafrikanischen Partnerorganisationen sind der
Afrikanische Nationalkongress (ANC) sowie dessen Alli-
anzpartner, der Gewerkschaftsdachverband COSATU.
Darüber hinaus arbeitet die Friedrich-Ebert-Stiftung mit
Parlamentsstrukturen auf nationaler und Provinzebene
sowie mit verschiedenen Nichtregierungsorganisationen
zusammen. Der Arbeitsbereich Kommunalpolitik bzw.
kommunale Wirtschaftsförderung hat sich seit den Kom-
munalwahlen 1995/96 zu einem wichtigen Arbeitsbe-
reich der Friedrich-Ebert-Stiftung in Südafrika entwi-
ckelt.

Das Grundprinzip der Gemeindereform im demokrati-
schen Südafrika besteht darin, die früher getrennten
Gebiete zu flächenmäßig größeren Gebietskörperschaf-
ten zusammenzufassen und die zuvor getrennten Ver-
waltungseinheiten zu integrieren. Letztlich soll dadurch
eine schrittweise Angleichung der extrem unterschiedli-
chen Versorgungsniveaus mit kommunalen Dienstlei-
stungen (Wasser, Abwasser, Öffentlicher Personennah-

verkehr, Müllabfuhr, etc.) vollzogen und damit ein Bei-
trag zur Verbesserung der Lebensqualität der bislang dis-
kriminierten schwarzen Bevölkerungsmehrheit geleistet
werden.

Integration traditioneller Stammesführer

In ländlichen Gebieten Südafrikas, insbesondere in den
ehemaligen sogenannten homelands, spielen die tradi-
tionellen Stammesführer weiterhin eine wichtige Rolle
im politischen, sozialen und wirtschaftlichen Leben. Dort,
wo diese traditionellen Institutionen weiterbestehen, hat
die Ebene der Kommunalpolitik vielfach eine Doppel-
struktur. Im Rahmen des Projekts wurde deshalb die Fra-
ge aufgegriffen, ob und wie weit die traditionellen Stam-
mesführer in das neue Gemeindesystem integriert wer-
den können.

Verschiedene Maßnahmen haben dazu beigetragen,
dass das Thema seitens des ANC in der kommunalpoli-
tischen Reformdiskussion als relevant aufgegriffen und
ein konkreter Vorschlag zur Integration traditioneller
Stammesführer entwickelt und diskutiert wurde.

Kommunalpolitik und Demokratisierung

Die Erfahrung der vergangenen Jahre hat gezeigt, dass
es in Nicaragua trotz extremer politischer Polarisierung
auf der lokalen Ebene möglich ist, eine sachorientierte
Kooperation der verschiedenen Kräfte über Parteigren-
zen hinweg zu erreichen. Damit wird gleichzeitig ein

Beitrag zur Ausbildung von Toleranz und zum Abbau
von Konfliktpotenzialen geleistet. Mit der Stärkung der
Partizipation im lokalen Kontext geht zudem eine Ver-
tiefung demokratischer Verhaltensweisen und demokra-
tischen Bewusstseins einher.

S Ü D A F R I K A
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Extreme Armut, ungleiche Verteilung des

Wohlstands, Mangel an Ressourcen sowie

unzureichende staatliche Institutionen als

Instrumente zur Steuerung des wirtschaft-

lichen und sozialen Interessenausgleichs

sind Faktoren, die die Konfliktanfälligkeit

einer Gesellschaft erhöhen. Sie gewinnen

insbesondere in Perioden des politischen,

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Um-

bruchs Gewicht. Die Beseitigung dieser

strukturellen Konfliktursachen ist Ziel lang-

fristiger Entwiclungszusammenarbeit. Die

Friedrich-Ebert-Stiftung leistet dazu durch

ihre gesellschaftspolitische Arbeit beacht-

liche Beiträge.

Konfliktparteien ihre Vorstellungen zu Reformen in Staat,

Wirtschaft und Gesellschaft darzulegen.

Gewerkschaften und
Nichtregierungsorganisationen

Die Ausführungen des Präsidenten der größten kolum-

bianischen Gewerkschaft Central Unitaria de Trabaja-

dores (CUT) in der ersten öffentlichen Anhörung zum

Thema „Arbeitsmarkt/Beschäftigungspolitik“ wurden

von der Friedrich-Ebert-Stiftung maßgeblich mitgestal-

tet, ebenso wie die Darstellungen von Vertretern ande-

rer Organisationen zum gleichen Thema bei späteren

Anhörungen. Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat darüber

hinaus die Arbeit verschiedener Organisationen der Zi-

vilgesellschaft für einen konsistenten Vorschlag eines

Bündels sozialpolitischer Maßnahmen koordiniert, der
bei den Anhörungen vorgestellt werden sollte.

Politik der sozialen Gerechtigkeit und der ausgewogenen
Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen

Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften

Soziale Missstände als Konfliktursache

Kolumbien gilt als eines der Länder, die vom Staats-

zerfall bedroht sind. Der Staat hat sein Gewaltmonopol

verloren. Die Konzentration von Einkommen und Vermö-

gen auf eine kleine Oberschicht hat zu tiefen Spaltungen

in der Gesellschaft geführt, die den seit Jahren andau-

ernden Bürgerkrieg anheizen.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung in Kolumbien versucht, den

von der derzeitigen Regierung eingeleiteten, aber bis-

her erfolglosen Friedensprozess zu unterstützen. Ein

wesentliches Thema ist eine stärkere soziale Gerechtig-

keit, die auch bei den öffentlichen Anhörungen von Ver-

tretern der Zivilgesellschaft durch die Regierung und die

Rebellenorganisation FARC erörtert wurde. Die öffent-

lichen Anhörungen, die inzwischen durch die Wieder-

aufnahme der Kämpfe unterbrochen sind, dienten dem

Zweck, die Zivilgesellschaft Kolumbiens zu veranlassen, den

K O L U M B I E N
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Reform der Landwirtschaftspolitik

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat zum ersten Mal eine
Arbeitsgruppe bestehend aus sonst nicht miteinander
kommunizierenden Vertretern unterschiedlicher ökono-

mischer Denkschulen, sog. Postkeynesianern und sog.
Neoliberalen ins Leben gerufen, um einen abgestimm-
ten Vorschlag zu politisch gangbaren Verteilungspoli-
tiken, Land, Einkommen und Produktivvermögen betref-

fend, zu erarbeiten. „Verteilungsgerechtigkeit“ ist das
traditionelle, offizielle, politisch-programmatische An-
liegen der Guerilla. Es ist daher mit aller Ernsthaftigkeit

zu behandeln, obwohl solche politischen Anliegen im
derzeitigen Bild der Guerilla durch finanzielle, militäri-
sche und territoriale Motivationen überlagert zu sein

scheinen.

Politische und soziale Bedeutung der
Landverteilung

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat in Simbabwe die un-

gleiche Verteilung von Land frühzeitig als eines der Pro-

bleme wahrgenommen, die zu Konflikten in der Gesell-

schaft führen und gewaltsame Krisen auslösen können.

Die Beseitigung der in der Kolonialzeit geschaffenen un-

gerechten Eigentumsverhältnisse war die „raison d’être“

des Befreiungskampfes und nimmt auch seit der Unab-

hängigkeit Simbabwes eine zentrale Stellung im politi-

schen Leben des Landes ein. Die Debatte um die Land-

reform hat inzwischen einen von Gewalt begleiteten kri-

tischen Höhepunkt erreicht, auch weil sie im politischen

Machtkampf als Argument missbraucht und die Proble-

matik verzerrt dargestellt wurde. Im Grunde besteht Kon-

sens, dass die soziale Gerechtigkeit es gebietet, breite-

ren Bevölkerungsschichten den Zugang zu Landeigen-

tum zu ermöglichen. Strittig sind bisher die Methoden,

mit denen dieses Ziel erreicht werden soll.

Förderung eines sachlichen Dialogs

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat sich deshalb bemüht, die

wesentlichen Akteure an einen Tisch zu bringen, um

einen sachlichen Dialog in Gang zu setzen. Den Betei-

ligten war dabei bewusst, dass ein Kompromiss erfor-

derlich ist, der von allen Beteiligten Zugeständnisse er-

fordert. Es geht darum, die Landreform so auszugestal-

ten, dass sie dem wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt

Simbabwes nutzt und rechtsstaatliche Erfordernisse und

soziale Belange gleichermaßen berücksichtigt werden.

Umverteiltes Land soll auch weiterhin effizient genutzt

werden. Hierzu bedürfen die neuen Landeigentümer der

Unterstützung, zu der die Friedrich-Ebert-Stiftung im

Bereich ihrer Möglichkeiten einen Beitrag leistet.

S I M B A B W E
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Am 1. Januar 1994, dem Tag des Inkrafttretens des Nord-
amerikanischen Freihandelsvertrags, trat auch der inter-
ethnische Konflikt in Chiapas, dem südlichsten Bundes-
staat Mexikos, offen zutage und schwelt seitdem ohne
Lösung weiter. Trotz des Marsches der Guerillaorgani-
sation Ejército Zapatista de Liberación Nacional (ELZN)
nach Mexiko-Stadt im März 2001, des Gesetzes zum
Schutz der indigenen Bevölkerung (gegen den Wider-
stand der Bundesstaaten mit indigener Mehrheit, vor
allem auch der Regierung von Chiapas, im Mai 2001
verabschiedet) und trotz des vorgesehenen wirtschaftli-
chen Entwicklungsplans „Plan Puebla-Panama“ (von der
ELZN abgelehnt als Versuch der Überrollung indigener
Autonomiebestrebungen) ist die eingeleitete friedliche
Konfliktbewältigung nicht konsolidiert. Die interethni-
schen Gegensätze sind vor allem Konflikte zwischen Arm
und Reich. Nur die reale Partizipation bisher marginali-
sierter Gruppen an den regionalpolitischen Entscheidun-
gen und eine Integration der indigenen Bevölkerung in
die wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsanstren-
gungen der Zentral- und Regionalregierung lassen eine
friedliche Lösung möglich erscheinen.

Die aus einer Allianz oppositioneller Parteien hervorge-
gangene Regierung von Chiapas unter Gouverneur Pa-
blo Salazar Mendiguchia (gewählt für die Zeit von De-
zember 2000 bis November 2006) bemüht sich daher
um eine partizipative und konfliktlösende Entwicklung
eines der – trotz enormer und vielfältiger natürlicher Res-
sourcen – zurückgebliebensten Bundesstaaten Mexikos.
Die jahrhundertlange Polarisierung zwischen der Ober-
schicht aus Weißen und Mestizen und der indigenen
Unterschicht – offengelegt durch die Guerillabewegung
ELZN – ist heute auch überlagert von interethnischen
und religiösen Konflikten in den Gemeinden. Den Wi-
derstand bisher etablierter und privilegierter Gruppen
zu brechen sowie das Misstrauen vieler der ELZN nahe-
stehender indigener Gemeinden zu überwinden, ist
schwierig und die immer wieder aufbrechenden Gegen-
sätze sind ernsthafte Hemmnisse für eine auf Interes-
senausgleich bedachte Administration.

Ein von der Friedrich-Ebert-Stiftung geplantes Projekt hat
sich von daher zum langfristigen Ziel gesetzt, das Kon-
fliktpotenzial zu verringern und präventiv politische,
soziale und wirtschaftliche Problemlösungen einzuleiten
– sowohl auf lokaler wie auch auf regionaler Ebene. Dazu
braucht die Regierung von Chiapas zivilgesellschaftliche
Akteure, die Brücken zum Dialog bauen und die Ent-
wicklungsanstrengungen auf einen gesellschaftlichen
(Minimal-)Konsens stellen.

Hierzu bedarf es vor allem des Dialogs zwischen gegen-
sätzlichen Interessengruppen sowie zwischen repräsen-
tativen zivilgesellschaftlichen Organisationen und der Re-
gierung. Eigens zur Konfliktprävention und -lösung aus-
gebildete Moderatoren aus Regierungsinstitutionen und
Nichtregierungsorganisationen sollen hier eingesetzt wer-
den. Es soll sichergestellt werden, dass die Debatte öffent-
lich erfolgt und die Ergebnisse kurz- und langfristig kon-
sensfähig bleiben. Dazu sollen lokale, sektorale und re-
gionale Veranstaltungen, Studien sowie Radio- und Fern-
sehsendungen beitragen. Weiterhin ist die Erstellung
eines medialen Konzeptes zur Konfliktlösung geplant.
Die Veranstaltungen und Studien werden von regiona-
len Nichtregierungsorganisationen zusammen mit Zielgrup-
pen durchgeführt und mit Regierungsvertretern öffentlich
diskutiert. Zum Jahresende 2002 soll dann ein internatio-
nales Forum zur wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung von Chiapas durchgeführt werden, an dem auch
internationale Experten und Solidaritätsgruppen mit kon-
kreter Erfahrung in der Region teilnehmen.

Konfliktbewältigung
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Stärkung der Kompetenzen
der Zivilgesellschaft
zur Konfliktbearbeitung

Krisenprävention und Stabilisierung des inneren Friedens können nur mit einer hand-

lungsfähigen, engagierten und aufgeklärten Zivilgesellschaft gelingen. Die Heranbildung

sozialer Kapazitäten bedarf deshalb der besonderen Förderung, nicht zuletzt, um im Falle

der Schwächung oder des Fehlens staatlicher Handlungsfähigkeit ein Vakuum zu füllen.

Häufig wird es zunächst notwendig sein, der Zivilgesellschaft zu helfen, sich zu organisie-

ren und sie mit der zivilen Konfliktbearbeitung vertraut zu machen, insbesondere mit den

Instrumenten des Dialogs und der Vermittlung. Gesellschaftliche Gruppen, die für die

Ziele der verantwortlichen Regierungsführung („good governance“) und für konkrete

Belange der Bürger eintreten, setzen sich häufig aus einem Querschnitt der Bevölkerung

unabhängig von Religion, ethnischer Zugehörigkeit oder anderen Merkmalen zusammen.

Sie sind deshalb besonders geeignet, einen Beitrag zu Konfliktvorbeugung und -lösung

und zur Stabilisierung des Friedens zu leisten. Gleichzeitig geht es darum, mäßigend auf

radikale Gruppen einzuwirken, die die Spannungen verschärfen. Die Erfahrung zeigt, dass

Frauen einen besonderen Beitrag zur Vermeidung von Krisen, zu ihrer Beendigung und zu

Versöhnung und Wiederaufbau leisten können. Ihre Kapazitäten zur Friedensarbeit ver-

dienen deshalb Stärkung und Förderung.
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Entwicklung von Zukunftsszenarien

In Israel hat man lange Jahre aufgrund des äußeren
israelisch-palästinensischen Konflikts die Spannungen
und Auseinandersetzungen innerhalb der sehr hetero-
genen israelischen Gesellschaft vernachlässigt. Neben
dem – mit dem Nahostkonflikt direkt verzahnten Kon-
flikt zwischen jüdischer Mehrheit und arabischer Min-
derheit – gibt es noch zahlreiche andere Konfliktherde
in der israelischen Gesellschaft, wie die Auseinander-
setzung um den Einfluss des Religiösen auf die Politik
des Staates, die Assimilation der zahlreichen Immigran-
ten aus der ehemaligen Sowjetunion, die größer wer-
dende Kluft zwischen Arm und Reich, den Zustrom von
Gastarbeitern usw., die aber aufgrund der politisch an-
gespannten Lage verdrängt werden und kurzfristig auch
nicht dieses Gewaltpotenzial bergen. Die von Parteipro-
grammen verfolgten Strategien zur Bewältigung der
Konflikte sind entsprechend politischer Gepflogenhei-

ten relativ eindimensional auf bestimmte Wählerschich-
ten zugeschnitten und bieten somit eher unvollständi-
ge Analysen und Handlungsanleitungen. Eine umfassen-
de Analyse der Gesellschaft, der innergesellschaftlichen
Konflikte sowie der tendenziösen Entwicklungen ist so
kaum möglich. Notwendig wäre eine gemeinsame Dis-
kussion aller politischen Richtungen und der Austausch
über die zukünftige Entwicklung der Gesellschaft, wel-
che Tendenzen wie gefördert bzw. verhindert werden
können.

Projekt „Israel 2025“

Genau dieses Ziel verfolgte das 1999-2001 durchgeführ-
te Szenario-Projekt „Israel 2025“ der Friedrich-Ebert-Stif-
tung in Israel, das auf der Grundlage eines ebenfalls auf
Initiative der Friedrich-Ebert-Stiftung angestoßenen Zu-
kunfts-Planspiels 1991/92 in Südafrika entwickelt wur-
de. Ziel ist es, mit Hilfe der verschiedenen Szenarien,

Befähigung der Gesellschaft und des Einzelnen
zum konstruktiven Umgang mit Konflikten;
Stärkung von Toleranz und Pluralismus

Israel 2025 – Gesellschaftlicher Dialog über die Zukunft
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In einer Konfliktsituation können positiv wirkende

Kräfte der Zivilgesellschaft Brücken zwischen den

polarisierten Lagern schlagen und zu einer gewalt-

freien Lösung beitragen. Menschenrechtsnetzwer-

ke, Friedensgruppen, aber auch Persönlichkeiten aus

den Religionsgemeinschaften, traditionellen Auto-

ritäten oder Gewerkschaften und berufsständischen

Vereinigungen können dazu beitragen, Vertrauen

herzustellen und eine Besinnung auf gemeinsame

Werte und Ziele herbeizuführen, die Voraussetzun-

gen für eine dauerhafte Konfliktlösung und nach-

haltige Entwicklung sind. Durch ihre gesellschafts-

politischen Aktivitäten trägt die Friedrich-Ebert-Stif-

tung in vielen Ländern dazu bei, Toleranz und Plu-

ralismus zu fördern und die Gründe und die Histo-

rie von Konflikten mit dem Ziel sichtbar zu machen,

die Grundlagen für Zusammenarbeit und Verstän-

digung zwischen den verschiedenen Gruppen zu

schaffen.

I S R A E L



auf mögliche Gefahren hinzuweisen und im Voraus einen
Plan zu deren Bewältigung zu entwickeln. Wie die bei-
den Szenario-Projekte in Südafrika und Israel gezeigt
haben, ist die Durchführung eines solchen Zukunftsplan-
spiels auch im politischen Rahmen sinnvoll.

Neue Diskussionsansätze durch Szenarien

Das Szenario-Team erarbeitete in einem langwierigen
und durchaus nicht konfliktfreien Prozess schließlich vier
Szenarien. Alle behandelten das Verhältnis der arabi-
schen Minderheit Israels zur jüdischen Mehrheit und die
Machtkämpfe zwischen säkularen und religiösen Juden.
Es zeigte sich während und nach den ersten großen öf-
fentlichen Präsentationen des Szenarios „Israel 2025“,
wie brisant und heikel die angesprochenen Themen sind
und dass sie einer viel stärkeren Beachtung bedürfen:
Die an diesen Veranstaltungen teilnehmenden Vertreter
der Knesset, politischer Vereinigungen usw. setzten sich
auch später in den israelischen Medien mit den aufgewor-
fenen Fragen um die Zukunft des Staates auseinander.
Weitere Präsentationen der Szenarien vor politischen Ent-
scheidungsträgern und wichtigen Institutionen taten ein
Übriges, um den Diskussionsprozess zu vertiefen. Da-
mit ist ein Ziel des Zukunftsplanspiels schon erreicht.

Dialogbereitschaft

Aber auch andere „Nebeneffekte“ des Szenarioprozes-
ses sind zu erwähnen: Die Szenarioteilnehmer, die ent-
weder selbst Meinungsführer ihrer politischen Richtung
oder eng mit Entscheidungsträgern verbunden sind, ha-
ben für einen längeren Zeitraum aktiv ideologische Gren-
zen überquert, indem sie sich mit ihren politischen Geg-

nern unter gemeinsamer Zielsetzung auseinander setzten.
Aktiv konnten sie die Möglichkeiten des Dialogs und der
Zusammenarbeit testen. Man lernte die Positionen der
anderen Seite in umfassender Weise kennen und respek-
tieren und bildete informelle Netzwerke.

Der Beitrag solch einer Übung zur Prävention von ge-
sellschaftlichen Konflikten lässt sich vielleicht auf folgen-
de Punkte zusammenfassen:
1. Umfassende Analyse des Zustands der Gesellschaft

und ihrer inhärenten Konflikte
2. Gesellschaftspolitischer Dialog insbesondere unter

Meinungsführern und Entscheidungsträgern über die
bestehenden Gefahren oder Konflikte

3. Modell der Zusammenarbeit antagonistischer gesell-
schaftlicher Gruppen

4. Entwicklung von Instrumenten zur Konsensbildung

Es ist klar, dass diese Art von Übung nie ein schnell wir-
kendes Heilmittel zur Lösung akuter Konflikte sein wird.
Langfristig gesehen kann sie jedoch als geeignetes In-
strument zur Entwicklung von Strategien der Konflikt-
prävention und -bearbeitung dienen, die auf die jewei-
lige Gesellschaft zugeschnitten sind.

Abbau gesellschaftlichen Konfliktpotenzials in
Bosnien-Herzegowina

In Bosnien-Herzegowina bestehen immer noch Feind-
bilder, geschürt durch nationalistische Kräfte über Medien
und Religionsgemeinschaften sowie die durch den Krieg
ausgelöste massive Flüchtlingsbewegung. Sie erschwe-
ren die Entwicklung einer neuen Kultur des Zusammen-
lebens. Der Präsenz der Internationalen Gemeinschaft
und ihrem militärischen Potenzial ist es zu verdanken,
dass in Bosnien der Ausbruch eines neuen umfassen-

den  Konflikts  verhindert  wurde.  Im  Mittelpunkt  der
Arbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bosnien-Herzego-
wina stehen in diesem Kontext Beiträge zur Schaffung
einer gewaltfreien Konfliktkultur durch Dialogförderung,
durch Maßnahmen der Vertrauensbildung und der Ver-
söhnung zwischen den Konfliktparteien. Dazu gehören
Projekte zur Aufarbeitung der Vergangenheit, zur För-
derung einer multiethnischen Kooperationskultur und
des Abbaus von Ignoranz, Intoleranz und politischer Un-
terdrückung sowie Maßnahmen zur Entwicklung von

Konfliktlösungsmodellen.

Stärkung von Dialog und Toleranz
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ren, Aufgabenbereiche aufzeigen und konkrete Verein-
barungen zustande bringen.

Zu diesem Zwecke wurde eine Koordinierungsgruppe
mit Experten aus allen drei Städten gebildet, die eine Be-
standsaufnahme der bereits vorhandenen sowie möglicher
zukünftiger Arbeitsfelder vorgenommen hat. Aus der Dis-
kussion mit verschiedenen kommunalpolitischen Institu-
tionen und den Kommunalpolitikern entstand das „inter-
ethnische Protokoll“, das schließlich von den Kommunal-
parlamenten und den beteiligten kommunalen Nichtre-
gierungsorganisationen unterschrieben worden ist.

Zu den kommunalpolitischen Aufgabenbereichen, die
Gegenstand des Protokolls sind, gehören die staatliche
Ausbildung und Bildung, die Kultur, die gesellschaftli-
che Organisation, die  Verwaltung und öffentlichen Dien-
ste, die Kommunikation und die Medien. Das Protokoll
ist inzwischen in allen drei Städten unterzeichnet worden.
Die das Programm fördernden Institutionen – darunter auch
die Friedrich-Ebert-Stiftung – suchen nunmehr sicher zu
stellen, dass die Vereinbarung umgesetzt wird. Bereits der
Prozess ihres Zustandekommens ist jedoch ein Beitrag zur
Förderung einer Kultur der interethnischen Toleranz, da
sich eine Vielzahl von Politikern, sozialen, kommunalen
und kulturellen Organisationen sowie auch Einzelper-
sonen an den Expertenrunden, Runden Tischen und öf-
fentlichen Debatten beteiligt haben, die im Rahmen des
Programms in den drei Städten durchgeführt worden
sind. Absicht ist es nun, nicht nur das follow-up sicher-
zustellen, sondern auch andere Städte in der Region dazu
zu bewegen, sich der Initiative anzuschließen.

Toleranz als nationales Erbe in Albanien

Im Gegensatz zu den ethnisch motivierten Auseinan-
dersetzungen  in  den  Nachbarländern,  bei  denen  die
Albaner eine große Rolle spielen, herrscht in Albanien
selbst ein Klima der Toleranz. Muslime und Christen le-
ben traditionell friedlich zusammen. Seit einigen Jahren
wird die Situation durch fundamentalistische Bewegun-
gen gefährdet, die Moscheen in Albanien bauen und
Studenten in Universitäten des Nahen Ostens ausbilden.
Die Friedrich-Ebert-Stiftung fördert seit einigen Jahren
Seminare und Veranstaltungen, um an das nationale Erbe
der Toleranz in Albanien zu erinnern. Insbesondere wer-
den diese Veranstaltungen in den Provinzen abgehal-
ten, da dort einseitige Informationen vorherrschen.

Interethnische Beziehungen auf
kommunaler Ebene

Den interethnischen Beziehungen auf kommunaler Ebe-
ne werden auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien
durch ein zwischen den Städten Novi Sad (Vojvodina,
Serbien), Ossiek (Kroatien) und Tuzla (Bosnien-Herze-
gowina) vereinbartes „Protokoll der interethnischen To-
leranz“ neue Impulse verliehen. Die genannten Städte
haben sich seit vielen Jahren als Beispiel für das Zusam-
menleben von Menschen unterschiedlicher ethnischer
Herkunft ausgezeichnet. Diese Besonderheit war Ausgangs-
punkt des Projekts. Es will in Zusammenarbeit der kom-
munalen staatlichen und nichtstaatlichen Einrichtungen der
drei Städte die Förderung der interethnischen Beziehun-
gen als eine kommunalpolitische Aufgabe thematisie-

Verleihung eines Friedenspreises in Kolumbien

In Kolumbien hat die Friedrich-Ebert-Stiftung einen
nationalen Friedenspreis ins Leben gerufen, der im Jah-
re 1999 zum ersten Mal vergeben wurde. Als Mitverlei-
her wurden namhafte Medien des Landes gewonnen.
Der Preis dient der Förderung des Friedens, einer huma-
nen Gesellschaft und der Solidarität und Verständigung
zwischen den Kolumbianern. Der Preis soll an Personen
oder Organisationen und Institutionen verliehen werden,
die in besonderer Weise Friedensprozesse auf lokaler und
regionaler Ebene in Gang gesetzt und damit einen Bei-
trag zur Lösung des gewaltsamen Konflikts geleistet
haben. Diese Beispiele werden der Öffentlichkeit zur
Kenntnis gebracht und verbreitet. Im Jahre 1999 wurde

unter dreihundert Vorschlägen als erste Preisträgerin eine
kleine Kommune mit 12.000 Einwohnern ausgewählt,
da diese mit Beteiligung aller ihrer Bürger Korruption
reduzierte und erreichte, dass sowohl Paramilitärs als
auch Guerilleros ihre Integrität respektieren. Der natio-
nale Friedenspreis konnte sich schon im ersten Jahr als
wichtigster Preis in diesem Bereich und damit als zen-
traler Ort für Vorschläge und Anfragen zum Friedens-
prozess etablieren. Auf dieser Basis wird eine „Karte der
Hoffnung“ mit Beispielen für aktive und erfolgreiche
Friedensinitiativen in Kolumbien erstellt, denen über die
Veröffentlichung in den Medien Vorbildcharakter für
andere Friedensversuche gegeben wird.

K O L U M B I E N
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Sri Lanka steht nach dem Waffenstillstand im Bürger-

krieg erst am Anfang der Verhandlungen, die zu einem

dauerhaften Frieden führen sollen. Der noch brüchige

Friedensprozess bedarf der nachhaltigen Unterstützung

aller gesellschaftlichen Kräfte, insbesondere solcher

Gruppen, die in die Gesellschaft hineinwirken können.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung in Colombo unterstützte des-

halb im Sommer 2002 eine Konferenz, auf der mehr als

150 Akademiker von Universitäten in allen Teilen des

Landes über einen Friedensbeitrag diskutierten.

An der Konferenz waren Angehörige aller Volksgrup-

pen – Singhalesen, Tamilen und Muslime – beteiligt, die

Teil des langwierigen „nation-building“-Prozesses in Sri

Lanka sind. Im Gegensatz zu ähnlichen Veranstaltun-

gen, die in der Regel nur für die Vertreter der einen oder

anderen Gruppierung organisiert wurden, bot die Kon-

ferenz damit die Möglichkeit, Vertrauen aufzubauen und

einen Konsens über die Ziele des Friedensprozesses an-

zustreben. Die Teilnehmer waren sich dabei ihrer gesell-

schaftlichen Verantwortung bewusst, die über ihre be-

rufliche Tätigkeit hinausgeht und aus der für sie die Ver-

pflichtung erwächst, für den Staat und die Gesellschaft,

die ihnen die Möglichkeiten zur beruflichen Ausbildung

gewährt haben, eine Gegenleistung in Form eines kon-

kreten Beitrags zur Verständigung zu erbringen.

Gemeinsames Konzept für ein friedliches
Zusammenleben

Einzelne Akademiker hatten sich bereits in der Vergan-

genheit für eine friedliche Lösung des Konflikts zwischen

Regierung und der Tamilischen Befreiungsfront einge-

setzt. Erstmalig brachten die Akademiker jetzt ihre Stim-

me  geschlossen  zu  Gehör  und  verabschiedeten  eine

„Erklärung über einen dauerhaften Frieden“. Mit ihrer

Schlusserklärung unterstützten die Akademiker den Frie-

densprozess, zeigten jedoch vor allem Wege auf, wie

der Frieden dauerhaft gesichert werden kann. Sie for-

derten möglichst umgehende Verhandlungen zwischen

den Konfliktparteien, die transparent geführt werden

sollen, damit auch die Zivilgesellschaft ihre Beiträge ein-

bringen kann. Bemerkenswert ist, dass das Gremium eine

Korrektur der Diskriminierung der Tamilen und anderer

Volksgruppen fordert. In dieser Deutlichkeit war bisher

kein multi-ethnisches Forum auf die tieferen Ursachen

des Konflikts eingegangen.

Stärkung der Demokratie und Beachtung der Menschen-

rechte werden als notwendiges Fundament eines dau-

erhaften Friedens angesehen. Gleichzeitig sind nach Auf-

fassung der Konferenzteilnehmer Anpassungen der Ver-

fassung und die Förderung einer positiven sozio-öko-

nomischen Entwicklung wesentliche Elemente der Frie-

densregelung.

Insgesamt hat die Konferenz die Basis für eine stärkere

Zusammenarbeit zwischen den Akademikern aller Volks-

gruppen im Interesse des Friedens gefestigt. Damit wurde

eine Gruppe wichtiger Meinungsführer stärker in den Frie-

densprozess einbezogen und kann ihren Beitrag zum Über-

gang von einem prekären Waffenstillstand zu einem dau-

erhaften Frieden mit größerem Gewicht einbringen.

Akademiker in Sri Lanka rufen zum Frieden auf
S R I   L A N K A
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Neben mehr gesamtgesellschaftlich orientierten

Maßnahmen hat die Friedrich-Ebert-Stiftung in Kroati-

en in den letzten Jahren Seminare vor allem mit Nicht-

regierungsorganisationen organisiert, die eher Verhal-

tensstrategien zur Konfliktbearbeitung auf individueller

Ebene behandelten. Mit dem Zentrum für die Kultur des

Friedens „Mali Korak“ wurden im Jahre 1996 18 Arbeits-

tagungen zum Thema „Gewaltfreie Kommunikation“

durchgeführt. An dieser Reihe nahmen insgesamt 315 Per-

sonen teil, überwiegend Lehrer, Sozialarbeiter und Studen-

ten, die mit multiethnischen Bevölkerungsgruppen ar-

beiteten. Ziel der Veranstaltungen war es, den Teilneh-

mern Techniken zur konstruktiven Lösung von Konflik-

ten durch gewaltfreie Kommunikation zu vermitteln.

Weiterhin organisiert die Friedrich-Ebert-Stiftung Arbeits-

tagungen mit Studenten und Intellektuellen zum The-

ma „Training für Konfliktmanagement und Menschen-

rechte in Parteien und NRO“. So wurden mit dem kroa-

tischen Zentrum für Friedensstudien mehrere Seminare

zur gewaltlosen Konfliktlösung veranstaltet. Den Teil-

nehmern – Gewerkschafter, Mitglieder von Nichtregie-

rungsorganisationen und Vertreter politischer Parteien

– wurden dabei geeignete Kommunikationsstrategien

vermittelt, um Konfliktsituationen besser bewältigen zu

können. Mit demselben Zentrum wurde Anfang Dezem-

ber 2001 ein internationales Seminar mit Teilnehmern

aus dem ehemaligen Jugoslawien organisiert. Es be-

handelte das Thema „Multiethnisches Zusammenleben in

Südosteuropa: Chancen der Versöhnung nach dem Krieg”.

Ziel dieses Seminars war es, die Kompetenz der Teilneh-

mer für eine konkrete Friedensarbeit vor Ort zu stärken.

Stärkung der Konfliktbearbeitungskompetenz
von Multiplikatoren

Konfliktbearbeitung auf individueller Ebene
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Zivile Konfliktbearbeitung braucht Ak-

teure, die in der Lage sind, zu schlichten

und zu vermitteln und friedliche Lösun-

gen auszuhandeln. Je besser derartige

Akteure für ihre Aufgaben qualifiziert

sind, desto eher werden ihre Lösungs-

vorschläge und -strategien akzeptiert

werden. Sie wirken ihrerseits als Multi-

plikatoren, die den Gedanken der fried-

lichen Konfliktbearbeitung propagieren.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung trägt des-

halb dazu bei, Persönlichkeiten und In-

stitutionen, die auf Grund ihrer Stellung

in der Gesellschaft als Multiplikatoren

wirken können, für die zivile Konflikt-

beratung zu qualifizieren.
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Mit der Veranstaltung des Seminars über „Erfahrun-
gen und Handlungsfelder der Krisenprävention“ am 11.
März 2002 in Berlin unternahm es die Friedrich-Ebert-

Stiftung, hochrangige Vertreter der deutschen Legislati-
ve und Exekutive, der Wirtschaft, der Wissenschaft und
der Praxis zusammenzuführen, um

● einen Überblick über die bei der Krisenprävention ge-
wonnenen Erfahrungen zu vermitteln und auf dieser
Basis Handlungsfelder und Konzepte zu überprüfen,
● weiteren Handlungsbedarf zur Krisenprävention zu

definieren und
● Möglichkeiten für die Weiterentwicklung einer effizi-
enten und flexiblen Politik der Krisenprävention auszu-
loten, die den Erfahrungen und der sich wandelnden
Natur der Konflikte und ihrer Akteure Rechnung trägt.
Die Diskussionen erlaubten folgendes Resümee:

Krisenprävention und Konfliktbearbeitung sind langfris-

tige Prozesse, die sich nicht an Legislaturperioden und
Haushaltspläne halten. Es geht um die Förderung eines
positiven gesellschaftlichen Wandels, der sich nur lang-
sam vollzieht. Ein Engagement in der Krisenprävention
ist Bestandteil deutscher Friedenspolitik. Beschränkte Res-
sourcen zwingen zur Schwerpunktbildung, bei der vitale
deutsche Interessen zu berücksichtigen sind. Krisenver-

hütung bedingt den Übergang vom reaktiven zu prä-
ventivem Handeln. Problematisch ist weniger die Früh-
erkennung von akuten Krisen als die Transformation der
vorliegenden Erkenntnisse in politische Entscheidungen.
Externe Interventionen müssen sich auf die Eigenverant-
wortlichkeit der Konfliktparteien stützen können. Eine

„robuste Vermittlung“ sollte indessen nicht ausgeschlos-
sen sein. Zur Krisenprävention kann grundsätzlich auf
militärische und zivile Mittel zurückgegriffen werden. Der
Gegensatz zwischen militärischer und ziviler Konfliktbe-
arbeitung darf als überwunden gelten.

Der Einsatz militärischer Mittel kann nur erfolgreich sein,
wenn gewisse Mindestbedingungen hinsichtlich Stärke
und Ausstattung erfüllt werden. Es bedarf sorgfältiger
Prüfung, ob die vorhandenen militärischen Ressourcen
dies zu leisten vermögen.

Zivile Mittel der Krisenprävention umfassen sowohl die
Einwirkung von außen als auch die Zusammenarbeit mit
gesellschaftlichen Kräften im Inneren. Das Instrumenta-
rium wird zunehmend verfeinert (z.B. Anwendung ge-
zielter Sanktionen [smart sanctions]). Die Heranbildung
personeller Ressourcen ist eine der Voraussetzungen für
ein wirksames Engagement in der Krisenprävention.

Die Beurteilung der Konfliktsituation und die Wahl der
Instrumente der Krisenprävention bedürfen der Konzer-
tierung, um ein wirksames Vorgehen zu gewährleisten.
Im Interesse einer kohärenten Strategie müssen alle Fel-
der der Politik zusammengeführt werden. Die Koordi-
nierung auf internationaler Ebene setzt eine effektive
interne Koordinierung voraus. Die Erfahrung zeigt, dass
in die internationale und nationale Koordinierung keine
hohen Erwartungen gesetzt werden dürfen. Inwieweit
internationale Organisationen zur Koordinierung genutzt
werden können, hängt von ihrem Gewicht und ihrer
Legitimation  ab.  Die  Koordinierung  auf  internationaler
Ebene sollte zu einer fairen Arbeitsteilung führen.

Die Öffentlichkeit sollte verstärkt und in verständlicher
Form über die Bemühungen zur Krisenprävention un-
terrichtet werden. Die Lage nach dem 11. September
2001 wurde nicht ausreichend genutzt, um die Notwen-
digkeit der Krisenprävention in das öffentliche Bewusst-
sein zu bringen. Die Voraussetzungen waren günstig,
da sich die Bürgerinnen und Bürger nach diesen Ereig-
nissen stärker für außenpolitische Fragen interessierten.
Im Laufe des Seminars wurde die Konvergenz der Hal-
tung der drei vertretenen Bundesministerien deutlich.
Auch dies könnte der Öffentlichkeit vermittelt werden,
um zu bestätigen, dass die Bundesregierung sich um
kohärentes Handeln bemüht.

Das Seminar erwies sich als eine Plattform, auf der Ak-
teure aus den verschiedensten Bereichen gemeinsam
über das Phänomen „Krisen und Konflikte“ reflektieren
konnten. Damit eröffnete das Seminar der vorhande-
nen Expertise einen zusätzlichen Weg zur politischen Ent-
scheidungsebene und trug dazu bei, dass die politischen
Entscheidungsträger über den gleichen Wissens- und In-
formationsstand verfügen, wie die Exekutive, die Nicht-
regierungsorganisationen und die Wissenschaft.

Erfahrungen und Handlungsfelder in der Krisenprävention

D E U T S C H E   P O L I T I K
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Mit einem Anteil von 15 % an der Gesamtbevölkerung

bilden in Bulgarien die Türken, Roma und Pomaken

Minderheiten. Während die Partei der Türken heute Teil

der Regierungskoalition ist, gehören die Roma zu den

Verlierern der Transformation. Ihre wirtschaftliche Situ-

ation hat sich verschlechtert.

Förderung von konfliktrelevanten strategischen und
benachteiligten Gruppen

Die Identifizierung von friedenswilligen, ge-

sellschaftlich einflussreichen Gruppen und ihre

Förderung sind wesentliche Elemente der zi-

vilen Konfliktbearbeitung. Dies gilt insbeson-

dere, wenn der Staat nicht oder nicht mehr

über die notwenige Autorität verfügt, um re-

gelnd oder vermittelnd eingreifen zu können.

Friedensgruppen und andere gesellschaftliche

Kräfte erweisen sich häufig als Stabilisierungs-

punkte, die – durch ein Netzwerk verbunden

– eine Konfliktsituation im Sinne einer fried-

lichen Lösung beinflussen können. Die Ent-

wicklungszusammenarbeit sollte deshalb ins-

besondere Frauenorganisationen und Nicht-

regierungsorganisationen, aber auch Gruppen

mit einem gesellschaftlichen Querschnitts-

profil fördern, wenn sie sich aktiv für gewalt-

freie Konfliktlösungen einsetzen. Zum Abbau

von Spannungen kann auch die Förderung

von benachteiligten und marginalisierten

Gruppen beitragen, die damit in die Lage ver-

setzt werden, ihre Belange besser vor den

staatlichen Institutionen und in der Gesell-

schaft zu vertreten.

Beteiligung der Roma an der kommunalen Selbstverwaltung

Die Friedrich-Ebert-Stiftung in Bulgarien verfolgt eine

Projektlinie zur Stärkung der Roma in der kommunalen

Selbstverwaltung. Im Jahre 2001 fand ein Seminar mit

dem Nationalen Verband der Kommunen zur Problema-

tik der Minderheiten in den Kommunen statt, wobei die

Problematik der Roma wie in allen Ländern des Balkans

besondere Schwierigkeiten bereitet. Die Zusammenar-

beit mit den Roma und den Kommunen bleibt deshalb

auf der Agenda der Friedrich-Ebert-Stiftung.

B U L G A R I E N
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Folgen des Bürgerkriegs im Libanon

Fünfzehn Jahre dauerte der Bürgerkrieg im Libanon. Von

1975-90 haben sich unterschiedliche Konfessionsgrup-

pen und ausländische Streitkräfte auf libanesischem

Boden bekämpft. Der Krieg forderte schätzungsweise

200.000 Tote und 500.000 Verletzte. Hunderttausende

wurden vertrieben oder flüchteten in unterschiedliche

Teile des Landes; 2 Million Libanesen – ungefähr die Hälf-

te der Bevölkerung – verließen das Land.

Arbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung mit
palästinensischen Flüchtlingen

In den letzten Jahren hat sich die Arbeit der Friedrich-

Ebert-Stiftung im Bereich Friedensentwicklung auf pa-

lästinensische Flüchtlinge im Libanon konzentriert. Auf-

grund der Rolle, die palästinensische Gruppen im Bür-

gerkrieg gespielt haben und sowohl interner als auch

externer politischer Erwägungen, befinden sich die Pa-

lästinenser im Libanon in einer desperaten Situation. Die

Staatsbürgerschaft wurde den palästinensischen Flücht-

lingen – bis auf wenige Ausnahmen – bisher verwei-

gert. Somit haben die Palästinenser im Libanon auch

keinerlei Anspruch auf bürgerliche Rechte. Mehr als

300.000 Palästinenser leben im Libanon in Flüchtlings-

lagern, deren Zustand nicht mit Worten zu beschreiben

ist. Sie sind vollkommen abhängig von der Versorgung

durch die Vereinten Nationen.

Die Flüchtlingslager sind eine Zeitbombe, und damit Teil

syrischer Politik im Libanon. In den letzten Jahren hat

sich herauskristallisiert, dass die Syrer eine Alternative

zur radikalen Gruppierung Hizbullah – deren Zukunft

insbesondere nach den Ereignissen des 11. September

2001 ungewiss ist – gesucht und gefunden haben: Im

Arbeit mit palästinensischen Flüchtlingen im Libanon

Falle einer Neutralisierung der Hizbullah sollen die Paläs-

tinenser als Druckmittel auf Israel für eventuelle Friedens-

verhandlungen dienen.

Dementsprechend ist das Gewalt- und Konfliktpotenzi-

al in den Flüchtlingslagern enorm groß. Die Palästinen-

ser sind – wobei hier keine Schuldzuweisung erfolgen

soll – für den Libanon ein Sicherheitsrisiko.

Seit einigen Jahren bemüht sich die Friedrich-Ebert-Stif-

tung in Beirut dieser Situation entgegenzuwirken und

führt mit einer palästinensischen Partnerorganisation re-

gelmäßig Seminare zu Konfliktmanagement und vertrau-

ensbildenden Maßnahmen für palästinensische Jugend-

liche durch.

Diese Veranstaltungen vermitteln den Jugendlichen das

technische Know-how und die Fähigkeit, friedvolle und

auf Dialog basierende Konzepte zur Lösung von Kon-

flikten zu entwickeln, und Emotionen in Strategien zur

Friedensentwicklung umzuformulieren.

Regionale Erweiterung des Projekts

Im Rahmen des Meda Democracy Programms der Eu-

ropäisch-Mediterranen Partnerschaft, das die Friedrich-

Ebert-Stiftung in Beirut für einen Zeitraum von zwei Jah-

ren verwaltet und implementiert, fand im Sommer 2001

eine Arbeitstagung statt, die zum ersten Mal palästinensi-

sche Jugendliche aus der Region zusammenführte und die

Möglichkeit eröffnete, die Situation der Palästinenser zu

analysieren und gemeinsame Konzepte zu entwickeln.

Die Veranstaltung war ein großer Erfolg. Ihre Ergebnis-

se sollen langfristig dazu genutzt werden, gemeinsame

regionale Ansätze zur Friedensentwicklung und zum

Konfliktmanagement zu fördern.

L I B A N O N
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In Angola wurde im Rahmen des Demokratiepro-

jekts die Erste Internationale Konferenz zur Rolle von

Frauen in Friedensprozessen in Zusammenarbeit mit der

Partnerorganisation Mulheres Paz e Desenvolvimento

(MPD) veranstaltet. Die dreitägige Konferenz, an der

ca. 320 Personen aus gesellschaftlichem Gruppen und

Parteien, davon ca. 30 aus den verschiedenen Provinzen

des Landes, teilnahmen, reihte sich in ein Aktionspro-

gramm der angolanischen Friedensbewegung ein. Erst-

mals erhielten die Analyse der Auswirkungen des ango-

lanischen Konflikts auf die Frauen sowie die zukünftige

Rolle der Frau bei der Konfliktbearbeitung breiten

Raum. Besonders positiv waren die Anwesenheit der

Frauen- und Familienministerin Cândida Celeste wäh-

rend der gesamten Veranstaltung sowie die Schluss-

rede des Innenministers und Vorsitzenden der intersekt-

oralen Kommission für Frieden und Versöhnung, Fern-

ando Piedade dos Santos Nandó. Die Konferenz fand

großes Echo in allen nationalen und einigen internatio-

nalen Medien. Sie wurde vom katholischen Radiosender

Radio Ecclesia während des gesamten Zeitraums live

übertragen. In einem Abschlusskommunique wurden

beide Konfliktparteien zu Friedensverhandlungen unter

Einbeziehung der Zivilgesellschaft aufgefordert. Gleich-

zeitig wurde eine zivilgesellschaftliche Frauenkommis-

sion zur Begleitung des Friedensprozesses eingesetzt,

die durch die Vorsitzende der MPD auch in interna-

tionalen Kontakten und Delegationen vertreten ist.

Mitwirkung von Frauen an der zivilen Konfliktbearbeitung

Internationale Frauen-Friedenskonferenz

Frauen reagieren unterschiedlich auf Konflik-
te. Durchweg sind sie Opfer, deren natürliches
Interesse es ist, vermittelnd und friedensstif-
tend tätig zu werden und damit zur Beendi-
gung von gewaltsamen Auseinandersetzungen
beizutragen. Diese Aussage gilt allerdings nicht
immer. Die Geschichte und insbesondere die
jüngere Geschichte kennt zahlreiche Beispiele,
in denen Frauen sich aktiv in gewaltsamen
Konflikten engagiert haben.  Das gilt insbeson-
dere dann, wenn sich eine Konfliktpartei auch
für die Rechte der Frauen einsetzt oder wenn
sich Frauen als Reaktion auf die ihnen zuge-
fügten Menschenrechtsverletzungen aus ihrer
Opferrolle befreien möchten. Ob Frauen eine
wirksame Rolle in der Konfliktbehandlung spie-
len können, hängt von den Rahmenbedingun-
gen ab. Wenn Frauen in der Gesellschaft mar-
ginalisiert werden, verfügen sie nicht über die
notwendige Durchsetzungskraft, um eine Poli-
tik, die zu gewaltsamen Konflikten führt, zu
beeinflussen. „Empowerment“ der Frauen ist
ein notwendiges Korrelat zu den Bemühungen,
Frauen stärker für die zivile Konfliktbearbei-
tung zu gewinnen. Insbesondere müssten Frau-
en deshalb mehr an den politischen Entschei-
dungen beteiligt werden. Ihre Fähigkeiten, sich
zu organisieren und ihre Interessen wirksam
zu vertreten, bedürfen der Stärkung.
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Die zentrale Rolle von Frauen für Frieden und Ent-
wicklung ist unbestritten. Die Vereinten Nationen un-
terstützen die Notwendigkeit, Frauen an der Lösung
von bewaffneten Konflikten zu beteiligen. Doch auch
am Verlauf und der Eskalation von Konflikten haben
Frauen einen wichtigen Anteil. Am 13. November 2000
organisierte die Friedrich-Ebert-Stiftung daher in Koope-
ration mit dem Marie-Schlei-Verein eine Fachtagung,
die sich unter dem Thema „Kein Krieg ohne Frauen –
ohne Frauen kein Frieden?“ mit der Rolle der Frau in
Kriegssituationen auseinander setzte.

Unterschiedliche Rolle von Frauen in
bewaffneten Konflikten

Im Krieg sind Frauen zusätzlichen Gefahren durch sexu-
elle Gewalt ausgesetzt; Massenvergewaltigungen sind
aus vielen Ländern bekannt. Sogar die Stationierung
von Friedenstruppen kann dazu führen, dass sexuelle Aus-
beutung sowie Kinderprostitution zunehmen. Anders als
in Fällen von Folter und Terrorismus kommen die Täter
dieser Verbrechen allerdings meist straffrei davon. Sexua-
lisierte Gewalt gilt als Bestandteil kriegerischer Auseinan-
dersetzung, als Zeichen von Macht über den Gegner.

Frauen sind jedoch nicht immer Opfer. Ihre Rolle in be-
waffneten Konflikten kann aktiv und durchaus unter-
schiedlich  sein  –  allerdings  wurde  dies  bisher  kaum
dokumentiert.  Sie  können  mäßigend,  aber  auch  die
Eskalation fördernd wirken, wie z.B. in Ruanda, wo
Frauen maßgeblich am Völkermord beteiligt waren.

Meist verhindert ihr Mangel an Macht jedoch, dass sie
unmittelbar an der Ausübung von Gewalt teilnehmen.

Einbeziehung von Frauen in die
Konfliktbearbeitung

Die Variable Geschlecht wird in Friedensprozessen oft
vernachlässigt. Eine „Gender-Analyse“, die die verschie-
denen Formen der Kommunikation von Frauen und
Männern, ihre Art des Verhandelns und des Umgangs
mit Konflikten berücksichtigt, sollte fester Bestandteil
von Planung und Praxis externer Interventionen in Kon-
fliktsituationen und beim Wiederaufbau nach einem
Konflikt sein. So könnte verhindert werden, dass Frau-
en, die beim Wiederaufbau ihrer Gesellschaft häufig
eine zentrale Rolle spielen, marginalisiert werden.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung veranstaltet seit Jahren re-
gelmäßig Fachtagungen mit dem Marie-Schlei-Verein,
welche menschenrechtsrelevante Themen mit Schwer-
punkt auf der Situation von Frauen und Mädchen be-
handeln. Auf dieser Tagung wurde durch eine lebhafte
Diskussion von Frauen aus unterschiedlichen Weltreli-
gionen und Arbeits- und Lebenszusammenhängen
deutlich, dass die Problematik weit über die schemati-
sche Einteilung in Opfer und Täter hinausgreift. Ver-
meidung und Überwindung von Konflikten kann nur
in fairer und gleichberechtigter Zusammenarbeit aller
Beteiligten gelingen.

„Kein Krieg ohne Frauen – ohne Frauen kein Frieden?“ –
Veranstaltungsreihe der Friedrich-Ebert-Stiftung

D E U T S C H L A N D
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Das sich wandelnde globale Umfeld bedingt auch neue Überlegungen zur Konzep-

tion der zivilen Konfliktbearbeitung. Die Problematik versagender Staaten (failed states)

tritt stärker in den Vordergrund. Da für wachsende Aufgaben in der Konfliktbearbeitung

auch weiterhin nur beschränkte Ressourcen zur Verfügung stehen, muss die künftige

Arbeit auf eine höhere Qualität und eine stärkere Effizienz der Konfliktbearbeitung

abzielen. Geeignete Instrumente sind verstärkte Koordination und Kooperation, sowie

konfliktsensitive Planungen, Monitoring und Evaluierung. Die Herausdestillierung über-

tragbarer Handlungsoptionen (best practices) kann ebenfalls zur Steigerung der Effi-

zienz beitragen.

Herausforderungen und Perspektiven
für die zukünftige Arbeit
der Friedrich-Ebert-Stiftung
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Die Ungleichheit in und zwischen den Ländern und
Weltregionen hat sich in den letzten beiden Jahrzehn-
ten vergrößert. Die Globalisierung hat polarisiert, Ge-
winner und Verlierer hervorgebracht. Gleichzeitig ist in
vielen Weltregionen ein dauerhaftes Ordnungsdefizit
entstanden. In den sogenannten „Konflikten niedriger
Intensität“ von Kolumbien bis Afghanistan, von Bosnien
bis Somalia sind viele Staaten zunehmend zu Schatten ih-
rer selbst geworden, während sich rivalisierende Bürger-
kriegsparteien unter Umgehung des Staates direkt mit
den globalen Märkten vernetzen.

Wirtschaftliches Elend und dauerhafte Ordnungsdefizite
auf lokaler oder regionaler Ebene bleiben keine isolier-
baren Phänomene, sondern wirken negativ auf die Welt-
ordnung zurück. Der illegale Handel mit Drogen, Dia-
manten, in Raubbau abgebauten Rohstoffen, Embar-
gogütern, Giftmüll, Waffen und Menschen hat seinen
Ursprung oft in den Schattenstaaten und Konfliktzonen.
Global operierende kriminelle Netzwerke, massive Flucht-
und Migrationsbewegungen und die Degradierung der
Umwelt gehen in vielen Fällen auf „Konflikte niedriger

Intensität“ zurück. Und kein Ereignis hat die Bedrohung,
die von diesen Konflikten auch für die Industrieländer
ausgeht, so deutlich demonstriert wie die Terroran-
schläge vom 11. September: Der Bürgerkrieg in Afgha-
nistan und das anhaltende Staatsversagen der Taliban
und ihrer Vorgängerregime bereitete dem internationa-
len Terrorismus einen idealen Nährboden. Leider haben
erst die grausamen Attentate der internationalen Ge-
meinschaft die Augen geöffnet, obwohl auf die Existenz
der islamistischen Netzwerke von den mit Zentralasien
befassten Experten immer wieder hingewiesen worden
war.

Es gilt also, in Zukunft möglichst präventiv tätig zu wer-
den. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die große Mehr-
heit der Länder dieser Welt weder in der vergoldeten
Nische der Globalisierungsgewinner, noch in der Zone
der lokalen Bürgerkriege angesiedelt ist, sondern in ei-
ner Grauzone fragiler Stabilität und unabgeschlossener
Modernisierungsprozesse. Viele diese Länder stehen in
der Gefahr, sich zu Elends- und Konfliktregionen zurück-
zuentwickeln.

Krisenprävention und Konfliktbearbeitung angesichts
staatlichen Versagens („failed states“)

Begriffe wie failed state, collapsed state, shadow state
usw. sind in Umlauf gebracht worden, um eine extreme
und dauerhafte Form des Staatsversagens zu kenn-
zeichnen. Diese Begriffe sind normativ, da sie voraus-
setzen, was einen „funktionierenden“ Staat ausmacht.
Sie beziehen sich auf den neuzeitlichen europäischen
Staat, der über sein Territorium ein effektives Gewalt-
monopol ausübt und in dem sich eine private (wirt-
schaftliche) und eine öffentliche, von privaten Interes-
sen (im Prinzip) freie Sphäre ausdifferenziert haben.
Failed states sind Staaten, die a) über ihr Territorium
kein effektives Gewaltmonopol ausüben, und in denen
b) öffentliche und private Sphäre nicht voneinander
geschieden sind. In der Realität ist die Grenze zwi-
schen funktionierenden und „gescheiterten“ Staaten
allerdings nicht immer exakt zu ziehen. Ein hohes Maß
an Korruption und organisierter Kriminalität jeden-
falls sind noch nicht hinreichend, um einen Staat als
„gescheitert“ zu charakterisieren. Auch ist ein Staat,
der einem Bürgerkrieg oder einer sezessionistischen

Bewegung ausgesetzt ist, nicht notwendig geschei-
tert, solange die Ziele der Bürgerkriegsparteien poli-
tisch definiert und auf die Eroberung der politischen
Macht gerichtet sind.

Failed states zeichnen sich durch eine Inkongruenz
zwischen Staat, Territorium und Staatsvolk aus. Souve-
ränität wird nur in prekärer und unvollständiger Form
ausgeübt, wobei sich der Herrschaftsbereich des Staa-
tes auf die Hauptstadt, wirtschaftliche Schlüsselzonen
und Verkehrswege reduziert. Der Zugang zur lokalen
Ebene ist nur indirekt über „Vermittler“ (Stammeschefs
etc.) möglich.

Scheiternde Staaten, die durch die private Verteilung
öffentlicher Güter bzw. die willkürlich erzeugten
Externalitäten gekennzeichnet sind, motivieren Ge-
walt-Unternehmer, sich ihr eigenes Unternehmens-
umfeld – vor allem im Hinblick auf Sicherheit – zu
schaffen. Die low intensity conflicts in vielen Ent-

Die Problematik der gescheiterten Staaten
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Wechselnde Ansätze der Entwicklungspolitik
der Industrieländer

Die Entwicklungspolitik der Industrieländer hat, so-
lange sie noch im Bezugsrahmen des Kalten Krieges
agierte, die Herausbildung von failed states und dauer-
haften post-nationalstaatlichen Konflikten nicht verhin-
dern können:

● Vor dem Hintergrund des eingeräumten Bonus an unab-
hängig werdende Staaten hat sie die Entwicklungsländer
zunächst so behandelt, als ob diese bereits funktionie-
rende Staaten seien. Hilfe von außen (insbesondere hu-
manitäre Hilfe) wurde häufig wenig konditioniert und –
wie sich später herausstellte – wenig konfliktsensitiv ge-
leistet, obwohl sie in Konfliktsituationen zur umkämpften
Ressource werden kann.  Sie trägt unter Umständen zur
Finanzierung von Bürgerkriegsparteien bei oder sie wird
von den staatlichen Eliten oder warlords als Mittel privater
Bereicherung instrumentalisiert und als Rente vereinnahmt.
● Zum anderen hat die Entwicklungspolitik in realisti-
scher Enttäuschung über die mangelnde Fähigkeit bzw.
den fehlenden Willen zu „good governance“ der regie-
renden Eliten das Versagen der Politik mit einem Versa-
gen des Staates gleichgesetzt. Als Reaktion darauf setz-
te die Entwicklungspolitik in einer späteren Phase unter
den Schlagworten „Deregulierung“ und „Liberalisie-
rung“ auf die vermeintlich selbstregulierende Wirkung
von Märkten. Dabei zeigte sich in den 90er Jahren, dass
diese Liberalisierung, ohne von einem staatlichen Ord-
nungsrahmen und funktionierender Rechtsstaatlichkeit
begleitet zu sein, keine sozial ausgewogene Entwick-
lung hervorbringt. Der geforderte Teilrückzug des Staa-
tes führte nicht automatisch zu freien und geordneten
Märkten, sondern ließ Strukturen entstehen, im Rah-
men derer Gewinn aus (oft gewaltsam produzierten)
Differenzen gezogen wurde.

wicklungsländern sind häufig das politisch maskierte
Ergebnis der Bereicherungsstrategien dieser Gewalt-
Unternehmer.

Failing states und low intensity conflicts sind zwei Sei-
ten derselben Medaille: Staaten, die „Sicherheit“ nicht
als öffentliches Gut bereitstellen, sondern privat ge-
gen einen Preis verteilen, unterminieren ihr Gewalt-
monopol selbst, indem sie Gewalt-Unternehmern die

Anreize bieten, Sicherheit auf eigene Faust zu gewähr-
leisten, Sicherheit zu verkaufen und aus Unsicherheit
Gewinn zu ziehen. Auf diese Weise entstehen dauer-
hafte gewaltsame Konflikte, die als post-nationalstaat-
lich bezeichnet werden können, da die Parteien nicht
auf die Eroberung und Nutzung der staatlichen Macht
zielen und die umkämpften Ressourcen in transnatio-
nalen (regionalen, globalen) Wirtschaftsräumen rea-
lisiert werden.

● Eine andere Option wählend hat sich die Entwick-
lungspolitik  aus derselben Enttäuschung heraus an die
unmittelbaren Empfänger der Hilfe auf der Graswurzel-
ebene gerichtet. Dies hatte zwei Effekte. Zum einen ent-
standen daraus zahlreiche Nicht-Regierungsorganisatio-
nen, die als Vorläufer oder Elemente einer entstehenden
Zivilgesellschaft betrachtet werden können. Zum ande-
ren erwuchsen daraus aber auch diejenigen lokalen
„parasouveränen“ Akteure, welche die Lücke zwischen
Zentralstaat und Territorium füllen. Diese zählen häufig
eher zu den Kriegs- als zu den Friedenskapazitäten der
jeweiligen Staaten/Gesellschaften.

Bereitschaft zur „Einmischung in die inneren
Angelegenheiten“

Mittlerweile sind Krisenprävention und Konfliktbearbei-
tung zu einer Priorität der entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit (bzw. der Außenpolitik der Industrielän-
der insgesamt) geworden. Eine formaldiplomatisch kor-
rekte Politik, die auch gescheiterte Staaten als Staaten,
als voll anerkannte völkerrechtliche Subjekte, behandel-
te, ist der Bereitschaft zur „Einmischung in die inneren
Angelegenheiten“ – auch mit militärischen Mitteln –
gewichen. Diese Bereitschaft basiert auf der Wahrneh-
mung der Gefahren, die von failed states und low inten-
sity conflicts für die internationale Ordnung ausgehen.
Vor diesem Hintergrund ist die Bedeutung von Krisen-
prävention deutlich gestiegen. Sie setzt vor allem auf
die Herausbildung innerstaatlicher Institutionen der fried-
lichen Konfliktbeilegung sowie auf konfliktentschärfende
Bildungs- und Ausbildungsprogramme. Dabei werden
die vorhandenen – etwa ethnischen – Konfliktlinien oft
als gegebenes Faktum wahrgenommen. Ethnische Span-
nungen sind aber eher das Ergebnis als die Ursache post-
nationalstaatlicher Konflikte: Sie werden bewusst ge-
schürt, um die Differenzen zu produzieren, aus denen

„Lessons learned“ führen zur Entwicklung von Handlungsoptionen
für eine vorausschauende Friedenspolitik
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sich ökonomischer Profit ziehen lässt. Hinter dem schein-
bar atavistischen Hass der Völker, Religionen und Kulturen
können konkrete wirtschaftliche Interessen und rationale
Kosten-Nutzen-Kalküle stehen. Eine Präventionspolitik, die
nicht das Haus vom Dach aus bauen oder den Konflikt-
parteien externe Ressourcen zukommen lassen will, sollte
diese Zusammenhänge erkennen und berücksichtigen,
sowie systematisch alternative Anreize schaffen.

Demokratieförderung im Konfliktkontext

Die entwicklungspolitische Arbeit politischer Stiftungen
gründet sich auf die Überzeugung, dass die Entwicklung
demokratischer Strukturen zu Stabilität und Frieden füh-
ren. Daher liegt die Präferenz in jedem Partnerland auf der
Zusammenarbeit mit demokratischen Kräften, um Plura-
lismus und Partizipation zu fördern, welche Voraussetzung
für eine differenzierte gesellschaftliche Entwicklung bil-
den. In diesem Rahmen stellt die Durchführung von
Wahlen nur einen Faktor dar, der allein keinen hinrei-
chenden Indikator für eine demokratische Gesellschaft
ausmacht. Dabei arbeiten die politischen Stiftungen in
einem Spannungsfeld zwischen einer demokratischen
Zielperspektive einerseits und  den machtpolitischen Rea-
litäten in den Partnerländern andererseits.

Angesichts der Vielzahl zunehmend handlungsunfähi-
ger Staaten und der parallelen, oftmals sich aus „Kon-
flikten niedriger Intensität“ alimentierenden Machtstruk-
turen stellt sich die Frage nach einem adäquaten Ansatz
für gesellschaftspolitische Arbeit unter diesen Rahmen-
bedingungen. Sollen autoritäre, oft nur auf Gewalt ge-
gründete Machtstrukturen ignoriert werden und die För-
derung von opponierenden Gruppen der Zivilgesellschaft
in den Mittelpunkt der Kooperation rücken? Schwächt
die Isolation von Gewaltregimen deren Machtbasis und
führt zu von „unten“ initiierten Reformen, gar Umstür-
zen? Vielfältige Beispiele belegen, dass diese Hoffnung oft
enttäuscht wird, weil Organisationen der Zivilgesellschaft
keine zentralen Staatsfunktionen übernehmen können und
sollten. Das eigentliche Problem, das sich in solchen Kon-
texten immer häufiger abzeichnet, ist nicht zuviel sondern
zuwenig Staat. Dagegen scheint es in vielen Fällen nützli-
cher, sich durch ein sorgfältig selektiertes Maß an Zusam-
menarbeit den Zugang zu den relevanten Entscheidungs-
trägern zu bewahren, Schnittstellen für politischen Dialog
offen zu halten und sich dadurch die Möglichkeit zu er-
halten, konstruktive Akteure zu stärken und Reformen
von innen heraus zu unterstützen.

Sicherlich liegt es dem Selbstverständnis internationaler
Partnerschaften näher, angesichts undemokratischer,
korrupter und gewalttätiger Machtstrukturen an diesen

vorbei mit Partnern aus dem Bereich nichtstaatlicher
Organisationen der Zivilgesellschaft zu kooperieren.
Gerade in gut organisierten autoritären Regimen ist al-
lerdings die Opposition „von unten“ oft so schwach,
dass die Chancen zu einem Umbruch trotz ausländischer
Unterstützung gering sind. Die Entwicklung einer plura-
listischen, aber handlungsfähigen Zivilgesellschaft setzt
zudem voraus, dass ein funktionierender Ordnungs-
rahmen besteht, innerhalb dessen bürgerschaftliches En-
gagement möglich wird. Ohne einen funktionierenden
Staat, der Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und Stabilität
garantiert, fehlt auch der Handlungsrahmen für die Ent-
wicklung einer Zivilgesellschaft.

Vieles spricht daher dafür, in der politischen Kooperation
eine Palette von Ansätzen zu kombinieren: auch mit un-
erwünschten Machtstrukturen soviel konditionierte Zu-
sammenarbeit wie nötig, mit zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen soviel partnerschaftliche Förderung wie
möglich. Die Erfahrung zeigt, dass Dialogprozesse inner-
halb beider Kooperationsfelder, aber vor allem auch

durch deren Verknüpfung, langfristig Wirkung zeigen.
Für die Friedrich-Ebert-Stiftung stellt sich in diesem Kon-
text angesichts eines begrenzten Spektrums an Instru-
mentarien vor allem die Frage nach der Partnerwahl. In
einem Kooperationsland mit latenten oder gar akuten
Konfliktentwicklungen kann es nicht ausreichen, auf die
der Stiftung traditionell nahestehenden Partnerorgani-
sationen zu rekurrieren. Vielmehr muss die Konfliktrele-
vanz und -sensitivität der verschiedenen Akteure expli-
zit in der Arbeitsstrategie Berücksichtigung finden. Die
Prävention und Bearbeitung von Konflikten sollte zum
prioritären Ziel des Arbeitsansatzes werden, bei der Part-
nerwahl müssen deren Konfliktpotential bzw. deren
Friedensagenda analysiert und berücksichtigt werden.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat daher in der jüngsten
Zeit eine Reihe von Arbeitslinien aufgebaut, die dieser
Problematik Rechnung tragen.
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Wichtig in der Projektstrategie ist ferner die Zusammen-
arbeit mit einem breiten Spektrum an afghanischen Frie-
denskapazitäten – sowohl reformorientierten Kräften in
der Regierung als auch demokratischen Gruppierungen
der Zivilgesellschaft und Vertretern der afghanischen
Intelligenz und der Fachkräfte im Exil. Im Mittelpunkt
der Arbeit soll auch die Entwicklung von Alternativstrate-
gien für die vormaligen kriegsführenden Allianzen stehen,
die (bis jetzt) eindeutig mehr vom Krieg als von Frieden
profitiert haben. Allen muss die Botschaft vermittelt wer-
den können, dass Frieden sich lohnt. Eine wirkungsbe-
zogene Konfliktanalyse, ein Peace and Conflict Impact
Assessment, erfolgt Ende 2002 in Zusammenarbeit mit
der Gruppe FriEnt, um angemessene Konzepte für die wei-
tere Projektplanung zu entwickeln, die auch anderen
Akteuren der entwicklungspolitischen community zur
Verfügung gestellt werden sollen.

Problematische Rahmenbedingungen

In der jetzigen frühen Phase nach dem Bonner Abkom-
men wirkt sich besonders erschwerend aus, dass sich
die Bemühungen um Wiederaufbau aufgrund der pre-
kären Sicherheitslage im Land fast ausschließlich auf die
Hauptstadt Kabul beschränken. Das Mandat der inter-
nationalen Schutztruppen ISAF gilt (noch) nur für Kabul.
Auf der anderen Seite hat das Vorgehen der Anti-Ter-
ror-Allianz gegen al Qaida-Angehörige im Land zahlrei-
che Opfer in der afghanischen Zivilbevölkerung gefor-
dert und damit immer mehr Opposition hervorgerufen.
Die Eröffnung ungezählter Büros afghanischer und inter-
nationaler Organisationen innerhalb weniger Monate hat
zusätzliches Konfliktpotenzial geschaffen. Zum einen ist
dadurch bereits partiell eine „UN-Ökonomie“ entstanden.
Zum anderen verbergen sich hinter diesen Organisationen
teilweise  auch  gegen  das  Friedensabkommen agierende
afghanische Gruppierungen, die ausländische Unterstüt-
zung zu erhalten versuchen. Nachdem die internationale
Gemeinschaft Afghanistan im Anschluss an die Ereignisse
des 11. September  2001 zu einem Schwerpunkt bestimmt
hat, erhält das Land eine historische Chance zum Frieden.
Es ist allerdings  noch offen, ob diese von afghanischer
und internationaler Seite effektiv genutzt werden kann.

Afghanistan erfüllte im letzten Jahrzehnt, insbeson-
dere unter dem Taliban-Regime, eindeutig nicht die Krite-
rien eines „funktionierenden“ Staates. Insbesondere das
Fehlen staatlicher Dienste für Bereiche wie Bildung oder
Gesundheit und die Unterdrückung von Frauen sowie
ethnischer und religiöser Minderheiten unterstreichen
das schwere Legitimitätsdefizit der Machthaber in Ka-
bul. Parallel dazu entwickelte sich eine ausgeprägte
Schattenwirtschaft im Drogen- und Waffenhandel und
in Form der Ausbildung gewaltbereiter islamistischer
Kräfte. Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat während der
1980er und 90er Jahre immer wieder versucht, an Lö-
sungen für den Konflikt mitzuwirken – so mit einer gro-
ßen Konferenz im Sommer 1998, an der über 100 afgha-
nische Multiplikatoren die Einberufung einer großen
Ratsversammlung als ersten Schritt zum Frieden disku-
tierten. Den guten Beziehungen zu afghanischen Projekt-
partnern ist zu verdanken, dass die Friedrich-Ebert-Stif-
tung als eine der ersten internationalen Organisationen
bereits im Februar 2002 ein Büro in Kabul eröffnen konnte
– unmittelbar nach  Abschluss  des  Bonner  Friedensab-
kommens zu Afghanistan im Dezember 2001.

Konfliktorientierte Planung und
wirkungsbezogene Konfliktanalyse

Um die Gefahr zu mindern, dass die Projektarbeit der
Stiftung in Afghanistan die Konfliktdynamik eher ver-
stärken als abschwächen könnte, wurden die Projekte
von vornherein unter konfliktsensitiven Gesichtspunk-
ten geplant: aufbauend auf einer ersten eingehenden
Konfliktanalyse und der Auswertung der Erfahrungen
aus anderen Konfliktregionen, vor allem dem Balkan,
wurde eine Vielfalt von Instrumentarien entwickelt, bei
denen folgende Handlungsfelder im Vordergrund stehen:

● Qualifizierung – insbesondere von Frauen, NGO-Mit-
arbeitern und Staatsbediensteten,
● Mitwirkung beim Aufbau gesellschaftspolitischer Insti-
tutionen und einer demokratischen Medienlandschaft
● Vernetzung und Plattformbildung demokratischer Grup-
pierungen und Friedensallianzen,
● Beratung der Verwaltung und Beratung in Planungs-
methoden,
● Unterstützung internationaler Kontakte sowie
● spezielle Maßnahmen im Bereich Konfliktbearbei-
tung. Zu letzteren zählen ein Friedenserziehungsprogramm
von Frauen für Frauen, ein Workshop mit Künstlern und
Dozenten an der Universität Kabul, die ihre Konflikt-
erfahrungen künstlerisch aufarbeiteten sowie die Aus-
bildung im Bereich Konfliktbearbeitung.

Afghanistan: Aufbau eines konfliktsensitiven Beratungsprogramms
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Steigerung von Qualität und Effizienz in der Konfliktbearbeitung

Koordination und Kooperation – Beispiel: Gruppe Friedensentwicklung

Die Gruppe Friedensentwicklung/FriEnt

Seit Januar 2002 ist die Friedrich-Ebert-Stiftung
durch einen entsandten Mitarbeiter in der Gruppe Frie-
densentwicklung/FriEnt vertreten. Die Gruppe wurde als
gemeinsame Arbeitsgruppe von sieben staatlichen und
nicht-staatlichen Organisationen aus den Bereichen Ent-
wicklungspolitik und Friedensförderung ins Leben geru-
fen. FriEnt ist eine innovative Konstruktion. Erstmals ist
das Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) in einen gemeinsamen
Arbeitskontext eingebunden, dem Träger der techni-
schen Zusammenarbeit,  kirchliche Entwicklungsdienste,
die Friedrich-Ebert-Stiftung als Vertreterin aller politi-
schen Stiftungen sowie friedenspolitische Dachverbän-
de von Nichtregierungsorganisationen und wissenschaft-
liche Einrichtungen angehören. Ziele sind die Verbindung
von Forschung und Praxis sowie die systematische Auf-
arbeitung und der Austausch vorliegender Erkenntnisse
und Erfahrungen auf den Gebieten der Krisenprävention
und Friedensförderung. Damit soll die Entwicklungs-
zusammenarbeit auf diesem zunehmend bedeutenden
Gebiet qualifiziert und stärker verankert und fokussiert
werden. Die komparativen Vorteile und Stärken der ver-
schiedenen Organisationen im instrumentellen Bereich
sollen herausgearbeitet und geschärft werden, um mit-
telfristig durch verbesserte Abstimmung ein Mehr an Ko-
härenz und Effektivität zu erreichen.

Zentrale Aufgaben

Zentrale Aufgaben, derer sich die Gruppe Friedensent-
wicklung/FriEnt angenommen hat, sind dementsprechend

● ein verbessertes Wissens -und Informationsmanage-
ment (Sammlung, Auswertung und Bereitstellung von
Informationen über Projektansätze, best practices, lessons

learned, insbesondere aus dem operativen Bereich, so-
wie praxisrelevante Forschungsergebnisse);
● die Weiterentwicklung methodischer und konzeptio-
neller Grundlagen sowie die Identifikation weiteren
Handlungsbedarfs;
● die Förderung von Lobbying und Vernetzung auf deut-
scher, europäischer und internationaler Ebene (Austausch
und Zusammenarbeit mit ausgewählten bi- und multi-
lateralen, staatlichen wie nicht-staatlichen Einrichtun-
gen der entwicklungspolitischen Friedensarbeit) sowie
● die Förderung der Zusammenarbeit (länder- und fach-
spezifische Foren zur Abstimmung von Ansätzen und
Vorhaben der Friedensentwicklung zwischen den Ver-
tragspartnern).

Schwerpunkte

In einer ersten Phase wurden drei Schwerpunktprojekte
formuliert, anhand derer exemplarisch Lösungsansätze für
eine Reihe von Kernproblemen erarbeitet und angeboten
werden, mit denen sich die Entwicklungszusammenarbeit
im Kontext von Krisen und Konflikten konfrontiert sieht.
Alle diese Themen reagieren auf den konkret formulierten
Bedarf aus dem Kreis der Mitgliedsorganisationen:

● Wirtschaftliche Dimension von Konflikten: Konsequenzen
aus der Existenz von Gewaltmärkten für die Gestaltung frie-
denspolitisch orientierter Entwicklungszusammenarbeit;
● Handlungsmöglichkeiten unter Bedingungen von „failed
states“: Ansatzpunkte für Entwicklungszusammenarbeit
in Ländern mit vorwiegend informellen Clan- und Netz-
werkstrukturen sowie
● Konfliktrelevante Aspekte entwicklungspolitischer
Kooperation in islamisch geprägten Staaten: einheimi-
sche Konzepte, Strukturen, Finanzierungsquellen und
Träger internationaler Projekte; mögliche Ansatzpunkte
und Partner; Risiken.

Planung, Monitoring und Evaluierung der Projektarbeit –
Beispiel: konfliktbezogene Wirkungsbeobachtung

Entwicklung eines
„Peace and Conflict Impact Assessment“

Das gezielte Einwirken auf latente oder gar akute Kon-
fliktentwicklungen erfordert den möglichst effizienten
Einsatz von Instrumenten, die nur aufgrund systemati-
scher Analyse zusammengestellt werden können. Dar-

über hinaus müssen die aktive und passive Rolle poten-
zieller Partner im Konflikt, ihr Konfliktpotenzial und ihre
Friedensagenda ebenso analysiert und berücksichtigt wer-
den, wie ihre Wahrnehmung seitens anderer gesellschaft-
licher Gruppen und Akteure. Über die Wirksamkeit be-
stimmter Instrumente in unterschiedlichen Konfliktphasen
und -konstellationen ist empirisch bisher allerdings wenig
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bekannt. Dies liegt nicht zuletzt an der Schwierigkeit, ten-
denziell langfristige gesellschaftliche Veränderungen gra-
duell zu erfassen und zu den kurz- bis mittelfristig ange-
legten Projektmaßnahmen in Beziehung zu setzen. Die
Friedrich-Ebert-Stiftung engagiert sich deshalb im metho-
dischen Bereich in der Entwicklung eines Instrumentari-
ums zur konfliktbezogenen Wirkungsbeobachtung (Peace
and Conflict Impact Assessement – PCIA), das speziell auf
die Erfordernisse im Bereich gesellschaftspolitischer
Kooperationsprogramme zugeschnitten ist.

Konfliktanalyse und Auswertung von
Erfahrungen

In einem ersten Schritt wurde in Mazedonien im Herbst
2002 eine systematische Konfliktanalyse durchgeführt,
welche die derzeitige Dynamik des Konflikts, seine tiefer
liegenden Strukturen, Akteure und Dimensionen darstellt.
Die Analyse schließt die Auswertung von Erfahrungen ein,
die unterschiedliche Träger gesellschaftspolitischer Koope-
rationsprogramme mit ihren Ansätzen gemacht haben.
Sie bietet des weiteren die Grundlage für strategische
Überlegungen zur Identifizierung möglicher Aktionsfel-
der zur Konfliktbearbeitung mit den Instrumenten politi-
scher Stiftungen, zu geeigneten Partnern und strategisch
wichtigen Zielgruppen. Es können ferner Hypothesen zur
Wirkung von gesellschaftspolitischen Kooperationspro-
grammen und Hinweise auf ihre möglichen konfliktver-
schärfenden Wirkungen und (mangelnde) Geberkoor-
dination abgeleitet werden (Do-no-harm-Perspektive).

Empfehlungen und Vorschläge

Erste Zwischenergebnisse sind eine Reihe von Empfeh-
lungen hinsichtlich der Anwendbarkeit des klassischen

Instrumentariums politischer Programme sowie Vor-
schläge zu innovativen Maßnahmen in unterschiedli-
chen Konfliktsituationen und -phasen. Diese sollen in
einem zweiten Schritt auf der Grundlage weiterer Kon-
fliktanalysen in Usbekistan und in Afghanistan überprüft
werden und in der Programmplanung für diese Länder
berücksichtigt werden. Die entwickelte Methodik der
Konfliktanalyse einschließlich der Identifizierung geeigne-
ter Partner und Handlungsfelder zur Entwicklung kon-
fliktsensitiver Ansätze soll darüber hinaus als fester
Bestandteil in die internationale Projektplanung der
Friedrich-Ebert-Stiftung eingebunden werden.

Empirische Überprüfung

Parallel zur Methoden- und Programmentwicklung wird
in den drei Pilotstaaten an einem System gearbeitet,
das die notwendigen Informationen zur Beobachtung
der weiteren Entwicklung der Konflikte systematisch
und kontinuierlich erfasst. Das Spektrum reicht hier von
der Vernetzung bereits vorhandener Institutionen (z.B.
Meinungsforschungsinstitute oder Menschenrechts-
organisationen) bis hin zum Aufbau bzw. der Förderung
solcher geeigneter Strukturen. Über die Entwicklung
konfliktbezogener Indikatoren und die Integration geeig-
neter Prüfpunkte in die Programme hinaus soll der Ver-
such unternommen werden, die formulierten Wirkungs-
hypothesen über einen Projektzeitraum von drei bis fünf
Jahren empirisch zu überprüfen und so zu generalisier-
baren Aussagen im Sinne einer Wirkungsanalyse zu ge-
langen. Die hierfür gewählten und angepassten metho-
dischen Elemente werden in das Evaluierungssystem der
Friedrich-Ebert-Stiftung integriert und zusammen mit den
Planungsinstrumenten auch in Form eines methodischen
Leitfadens zur Verfügung gestellt werden.

Erarbeitung von „best practices“ im Bereich internationaler Interventionen

Initiativen in den Vereinten Nationen

Das New Yorker Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung war
1994 an der Gründung einer „Lessons Learned and
Best Practices Unit“ beteiligt, die die Erfahrungen mit
unterschiedlichen UN-Mandaten aufarbeiten soll und
von Kofi Annan, damals Leiter des Department for
Peace Keeping Operations (DKPO) der VN, angeregt
wurde.. Umfangreiche Erfahrungen in der Umsetzung
ziviler Komponenten solcher Mandate konnten insbe-
sondere seit der zweiten Hälfte der 90er Jahre in Süd-
osteuropa gesammelt werden, wo die Friedrich-Ebert-
Stiftung im Rahmen des Stabilitätspaktes am Wieder-

aufbau und der Friedenssicherung in den Nachfolge-
staaten des ehemaligen Jugoslawien beteiligt ist.

Vor diesem Hintergrund fand Ende 2001 ein erster Aus-
tausch statt, der in einen Prozess der systematischen
Erfahrungsauswertung und der Formulierung von Emp-
fehlungen hinsichtlich der Gestaltung künftiger Manda-
te münden soll. Im Mittelpunkt stand dabei die Frage
nach der richtigen, der Situation angepassten Mischung
ziviler und militärischer Komponenten und dem mögli-
chen Beitrag, den gesellschaftspolitische Kooperations-
programme – und mithin die Friedrich-Ebert-Stiftung-
in einem solchen Prozess leisten können.
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Möglichkeiten der Übertragung von Erfahrungen

Im gleichen Zusammenhang wurde auch der Frage
nachgegangen, welche Lehren aus den Erfahrungen
in Südosteuropa für die Friedrich-Ebert-Stiftung zu zie-
hen sind und inwieweit sich diese auf neue Herausfor-
derungen wie beispielsweise in Afghanistan übertra-
gen lassen, um einen möglichst effizienten Einsatz der
zur Verfügung stehenden Instrumente zu erreichen. So
wurden zentrale Elemente der unterschiedlichen Man-
date am Beispiel Mazedonien, Bosnien und Kosovo
erarbeitet und ihre Wirksamkeit vor dem Hintergrund
unterschiedlicher Rahmenbedingungen und Ausgangs-
lagen hinterfragt. Besonderes Augenmerk wurde da-
bei auch auf die stabilisierenden Potenziale und Chan-
cen des Stabilitätspakts für Südosteuropa gelegt.

Überregionaler Austausch und Netzwerkbildung
– Beispiel: Übertragbarkeit  von Erfahrungen aus
Mazedonien und Kosovo auf den Nahen Osten

Angesichts der scheinbaren Unlösbarkeit des Konflikts
zwischen Israelis und Palästinensern, der immer bluti-
gere Dimensionen annimmt, erhöht sich die Wahr-
scheinlichkeit (und Notwendigkeit) einer internationalen
Intervention. Beide Konfliktparteien scheinen derzeit
nicht in der Lage zu sein, aus eigener Kraft den Zyklus
von Gewalt und Gegengewalt zu durchbrechen. Die
meisten der zahlreichen auf dem Tisch liegenden Frie-
denspläne sehen eine wie auch immer geartete Form
der „Einmischung“ von außen vor. Dabei ist die Hal-
tung der beiden Konfliktparteien völlig unterschiedlich:
die Palästinenser befürworten eine solche Interventi-
on, weil sie sich davon nicht nur ein Ende der blutigen
Auseinandersetzungen sondern endlich ihre Eigenstaat-
lichkeit auf demokratischer Grundlage erhoffen. Die
Israelis lehnen dies bisher aufgrund der schlechten Er-
fahrungen insbesondere mit der UN-Truppe UNIFIL an
ihrer Grenze zum Libanon kategorisch ab.

Das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Israel hat des-
halb ein Programm gestartet, mit dem unterschiedli-
chen Erfahrungen bei internationalen Interventionen,
Friedenserhaltung und Friedensaufbau genutzt werden
sollen. Auch hier muss es darum gehen, bei aller Unter-
schiedlichkeit hinsichtlich der Konfliktlage wie auch der
Form internationaler Interventionen nach Elementen zu
suchen, die bei der Gestaltung eines Mandats für Israel
und die palästinensischen Autonomiegebiete übertrag-
bar sein könnten. Vor diesem Hintergrund organisierte
die Friedrich-Ebert-Stiftung im Frühjahr 2002 zunächst ein
Informationsprogramm für eine Gruppe von israelischen
Militär- und Sicherheitsexperten in Mazedonien und im
Kosovo. Die Gespräche mit Vertretern von NATO, EU,
OECD und UNMIK (UN-Verwaltung im Kosovo) konzen-
trierten sich dabei auf die militärischen und Sicherheits-
aspekte einer internationalen Intervention. Dieselbe Grup-
pe besuchte im Sommer 2002 in einem zweiten Schritt
Institutionen in Deutschland, die in Krisenprävention und
ziviler Konfliktbearbeitung erfahren sind, wobei sich für
die israelischen Teilnehmer aufgrund des Perspektiv-
wechsels neue Handlungsoptionen ergaben.

In einem weiteren Schritt wird eine größere zivilge-
sellschaftliche Delegation bestehend aus Vertretern von
Nichtregierungsorganisationen, think tanks und Wis-
senschaft zur Information nach Mazedonien und in den
Kosovo reisen – abhängig von der politischen Lage auch
unter Einbeziehung von palästinensischen Teilnehmern.
Aufbauend auf diesen konkreten Erfahrungen aus an-
deren Krisenregionen sollen dann im Jahr 2003 auf ei-
ner großen öffentlichen Veranstaltung in Israel die
Schlussfolgerungen für den Nahostkonflikt – unter Be-
teiligung von mazedonischen und kosovarischen Ver-
tretern – gezogen werden, wobei die Ergebnisse auch
den Entscheidungsfindungsprozess auf höchster poli-
tischer Ebene beeinflussen könnten.
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